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I Vorwort 
U hi, *. * Seit dem 7. Weltkongreß der Kommunistischen 
Der Internationale Internationale (JuliIAugust 1935) ist die deutsche 

und internationale kommunistische Bewegung um ei- Klassenkampf ne neue ,,TheorieG' bereichert worden, die der Volks- 
U I . A U S G I G I , t *  /1"".."...1.*."."."",*< 

front. Sie ist mit Unterstützung der KPdSU aus der 
V O *  D # .  I V C o  ..„I, Taufe gehoben worden und zum agitatorischen Aus- 

hängeschild vieler kommunistischer Parteien gewor- 
den - ungeachtet aller negativen Erfahrungen und 
Rückschläge und aller unterschiedlichen Vorstellun- 
gen, die damit verbunden wurden, setzt sie ihre Exi- 
stenz zum Nachteil der kommunistischen Weltbe- 
wegung fort, ohne ,,Einsicht tn die Bedzngungen, den 
Gang und die allgemeinen Resultate1 zu vermitteln. 

Waa ist Volksfront? 
Volksfront ist alles und nichts. Jedermann kann in 

diesen Begriff seine Wünsche, seine Illusionen, seine 
Ideologie und seine mehr oder weniger unverstande- 
ne Geschichte und Klassenlage hineinlegen, ohne sich 
mit Tatsachen auseinandersetzen zu müssen. In ei- 
nem DDR-Lexikon (1957) finden wir darüber.: 
„Volksfront i. W .  S. Zusammenschlufl aller antt- 
faschistischen Kräfte gegen den Versuch der Errich- 
tung der faschistzschen Dzktatur.bzw. deren Sturz. 
Breztes Bündnts der tn der Eznheztsfront zusammen- 
gefaj3ten Arbeiterklasse mit  der werktätigen Bauern- 
schaft, den städtischen Mittelschichten und den 

erlich-demokratisch eingestellten Kreisen. Theoretisch wurde die Volksfront-Taktik 
dem 7. Weltkon rej3 der KI durch G .  Dimitroff fundiert. - I. e.  S. in Frankreich 

Koalition A r  Radikalsoziolisten, Sozialisten und Kommunisten (Front popu- 
Zaire), in Spanien 1936 Volks ront-Regierung der Re ublikaner, Sozialisten, Kommu- 
nisten und Syndikalisten. - d c h  dem 2. Weltkrie ?meiterung der Volksfront in den 
volksdemokratischen Lcndern zur antiimperialistisc%en Nationalen Front. 

Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Bewe ng in Deutschland 1933 war 
alles ,,klar6'. Was vorher richtig war, weil die russischen g n o s s e n  nach den Vorstellun- 
gen vieler Kommunisten mit ihren revolutionären Erfahrungen in Rußland doch alles 
„besser wissen" mußten, was die russischen Kommunisten mit ihrer Autoritat unter- 
stützt hatten, war jetzt „falsch". Was bislang unkritisch hingenommen wurde, setzte sich 
fort als „Schuld". Schuld hatten die gehorsamen Dummköpfe in der KPD (wie Neu- 
mann, Remmele U. a.), die doch nur das gesagt und getan hatten, was die KPdSU autori- 
siert hatte. Die Gewerkschaftspolitik der KPD, das Totschimpfen der Sozialdemokratie 
hatte sich als erfolglos erwiesen, ja sogar schädlich für die kommunistische Bewegung. 
Die vielgepriesene Bolschewisierung der KPD, der stärksten kommunistischen Partei 
außerhalb der SU, endete mit einer so tiefgehenden Niederlage und Schädigung des 
Kommunismus - trotz des aufrechten Verhaltens vieler Tausender von kommunisti- 
schen Arbeitern vor den Klassengerichten und dem Nazi-Staatsapparat -, daß heute eine 
Barriere zwischen der deutschen Arbeiterklasse und dem Kommunismus steht, deren 
tiberwindung als ungelöste historische Aufgabe immer noch vor den Kommunisten 
steht. Diese Aufgabe wurde nach 1945, nach der Niederlage des Faschismus in Deutsch- 
land, nicht leichter. Die Auswirkungen der russischen Besatzungspolitik in dem Gebiet 
der heutigen DDR und die Beteiligung der KPD in den Westzonen an den von den Mili- 
tärkommandanturen geschaffenen ,,Regierungen" und Institutionen zerstörten den an- 
fänglichen Einfluß der Kommunisten wieder. Es wird heute oft nicht geglaubt, dalj in 
den ersten Jahren nach 1945 z. B. in Hamburg und Bremen Hafen und Werften unter 
Führung kommunistischer Betriebsräte standen. Was ist davon übriggeblieben? 

Um die Aufgaben, die vor der kommunistischen Bewegung stehen, lösen zu können, 
sind Menschen erforderlich, die nicht im Parteibuch oder der „großen Organisation" 
Voraussetzung für die Lösung der Aufgabe sehen, sondern deren Fähigkeit vielmehr dar- 
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in bestehen muß, daß sie die Aufgaben theoretisch richti erkennen, um sie entspre- 
chend den Bedürfnissen und der Aufnahmefähigkeit der aerktätigen in der Bewegung 
der Arbeiterklasse vermitteln und ihr die politische Führung geben zu können. Das 
theoretische Erkennen der Aufgaben ist nur möglich aus dem Verstehen der esellschaft- 
Lichen Entwicklungsbedingungen im eigenen Lande, oder wie es Marx im kmmunis t i -  
schen Manifest ausdrückte: ,,. . . sie die Kommunisten) haben theoretisch vor der übri- 
gen Masse des Proletariats die Einsic 6 t in die Bedtvgungen, den Gang und die allgemei- 
nen Resultate der proletarischen Bewegung voraus. 

Als Voraussetzung für den Zugang zum Arbeiter muß an die Stelle allgemeiner abstrak- 
ter „Wahrheiten" die Untersuchung der konkreten Verhältnisse gesetzt werden. Die kon- 
kreten Verhältnisse sind sowohl von Land zu Land verschieden, als auch innerhalb eines 
Landes von einer Periode zur anderen. Daher ist jeder Versuch, die Aufgabe mit „Model- 
len" (Jugoslawien, China, UdSSR, CSSR etc.) lösen zu wollen, ebenso untauglich und 
vergeblich wie die Vorstellungen, daß man ja „nur" die alte Vorkriegssozialdemokratie 
oder die alte KPD, oder die KPD-Opposition oder dergleichen wiederherzustellen brau- 
che. Man steigt nicht zweimal in denselben Fluß. 

Gibt es keine Unterstützung unseres revolutionären Kam fes durch die kommunisti- 
sche Bewegung anderer Länder? Dürfen die Chinesen die 8ussen oder die Jugoslawen 
uns nicht helfen? Wir wollen diese Fra e am Beispiel der vietnamesischen Kommunisten 
beantworten. Für die vietnamesischen aommunisten waren und sind materielle chinesi- 
sche und russische Unterstützung in ihrem Kampf gegen den amerikanischen Imperialis- 
mus und seine Werkzeuge wirkliche Hilfe, weil starke Kräfte der Selbstbehauptun im 
ei enen Land, Kräfte der eigenen Revolution vorhanden sind. Erst wenn in der feut-  
scien Arbeiterklasse und in der kommunistischen Bewegung die Kräfte der Selbstbe- 
hauptung, der eigenen revolutionären Kraft, sich wieder entwickelt haben und mit der 
Arbeiterklasse sich käm ferisch verschmolzen haben, kann Unterstützung durch Arbei- 
terparteien anderer ~iincfer für uns von Nutzen sein. Fehlen dieseVoraussetzungen, so ist 
dieUnterstützungvonSchaden,weil sieunsereEntwicklung ungünstig beeinflußt und hemmt 

Der kampflose Sieg der Nationalsozialisten 1933 hat den Glauben an die Möglichkeit 
des Sieges der revolutionären deutschen Arbeiterklasse, d. h. an die eigene Kraft, bis 
an die Wurzeln dieser Generation erschüttert. An dieser Niederlage hatte die , Hilfe" der 
KPdSU, die die KPD zu einem Werkzeug der russischen Fraktionskäm fe machte und so 
zu einer Statistenrolle degradierte, ihren Anteil. Die Kräfte der selbst!ehauptung in der 
KPD, die sich nach ihrem Ausschluß in der KPD-Opposition vereint hatten waren in der 
kommunistischen Bewegung Deutschlands zu schwach gewesen. Erst aus der Niederlage 
von 1933 entstand die Volksfrontideologie. Nachdem die revolutionäre deutsche Arbei- 
terklasse als möglicher Alliierter der russischen Arbeiter und Bauern für lange Zeit ausge- 
schieden war, versuchte die KPdSU unter Stalins Führung unter dem Mantel der Volks- 
frontpolitik Ersatz zu schaffen. In Spanien wurde die revolutionäre Bewegung der 

bürgerlichen Demokratie" geopfert, in Frankreich die KP zum Eintritt in die Regierung 
glum-~aladier veranlagt. Letzten Endes war auch der Hitler-Stalin-Pakt Ergebnis dieser 
Volksfrontpolitik. Die Volksfront war der Versuch Stalins - nach der Niederlage der 
deutschen Arbeiterklasse und der KPD - gegenüber dem bevorstehenden und näher 
rückenden Angriff des deutschen Imperialismus seine weltpolitischen Klassen egner zu 
täuschen, um den Ge ensatz zwischen ,,sattenu und „hun gen" kapitalistiscten Staa- 
ten, ,,aggressiven" unb,,friedlichen" Imperialisten Tür die S ~ Z U  nützen. 

In Spanien wirkte sich die Volksfrontpolitik so aus, daß im Bürgerkrieg die russische 
Waffenhilfe für die republikanische Seite verbunden war mit dem Druck, die revolutio- 
nären Ziele der spanischen Arbeiter und Bauern, die diese mit dem Bürgerkrieg gegen 
den Franco-Faschismus verbanden. hintanzuhalten, zu drosseln und schließlich mit Poli- 
zeigewalt zu unterdrücken? Stalin wollte im spanischen Bürgerkrieg „schlau" sein und 
den westlichen bü erlichen Demokratien wie England und Frankreich zeigen, daß die 
russische ~ a f f e n h i z e  Tür die republikanische Seite verbunden war mit Unterstützung der 
spanischen bürgerlichen Demokratie. Die bankrotte spanische bürgerliche Demokratie 
war jedoch der Nährboden für den Angriff der Franco-Truppen gegen die spanische 
Republik gewesen. Gegen den Angriff der Franco-Truppen kämpften wachsende Teile 
der spanischen Arbeiter und Bauern mit dem revolutionaren Ziel der sozialen Umgestal- 
5 Vergleiche August Thalheimer: ,Die Widersprtiche zwischen nationalen und internationalen Voraussetzungen 

der sozialen Revolution und seiner Lösung.",,Arbeiterpolitik: Nr.3, 1969, Seite 15 und 16. 

I 



tung der Gesellschaft. Gestützt auf die russischen Waffenlieferungen wurden die revo- 
lutionären Arbeiter und Bauern Spaniens, vor allem Kataloniens, unterdrückt. SO wurde 
die Voraussetzung geschaffen, daß die bügerlichen und kleinbürgerlichen Reste der spa- 
nischen republikanischen Regierung vor Franco kapitulierten und wegliefen, als seine 
Truppen vor den Toren Madrids und Barcelonas erschienen. 

Hinter der Volksfront-Politik der KPdSU verbarg sich der Versuch, die westlichen 
bürgerlichen Demokratien (vor allem England und Frankreich als Bundesgenossen im 4 Kampf gegen den deutschen Imperialismus durch russisches ohlverhalten - das die 
revolutionaren Ziele der Arbeiter anderer Länder dem eigenen Augenblicksinteresse 
opfert - zu gewinnen. 

Auf die Volksfront in S anien, der Niederlage der s anischen bürgerlichen Demokratie 
gegen Franco und seine Arbiindeten ~itler-DeutschEnd und Mussolini-Italien bei Neu- 
tralität der Engländer und Franzosen (trotz Volksfrontr ierung Blum), folgte nicht 
der antifaschistische Kampf der bür erlichen ~emokratien%ngland und Frankreich mit 
der SU, sondern dps Münchener Abfommen von 1938: Die politische Kapitvlation Eng- 
lands und Frankreichs vor den Forderungen Nazi-Deutschlands und die Auslieferung der 
Tschechoslowakei an Hitler. Auf die Kapitulation der westlichen Demokratien in 
München (die s äter ihren Höhepunkt in der militärischen Ka itulation der Franzosen, 
Belgier, ~ o l l ä n f e r  U. a. vor den einmarschierenden deutschen %rup en fand) folgte der 
Pakt der SU mit Hitler. Er sollte den Westmächten zeigen, daß J e  Russen auch mit 
Nazi-Deutschland Kompromisse schließen könnten wenn die Westmächte mit ihnen 
nicht ge en Hitler zusammenarbeiten wollten. Auf den Pakt folgte der Uberfall auf die 
SU durcl Hitler mit der Ermunterung oder raktischen Duldung durch die untätigen 
Engländer und Amerikaner, die wünschten, Baß der hungrige im erialistische Konkur- 
rent Deutschland sich gegen ihren Klassengegner, die SU, wende.%ie kommunistischen 
Grundsätze die Stalin in dieser Periode opferte, brachten der SU einen Zeitgewinn ein, 
und da in der SU die KP die politische Macht besaß, konnte sie unter Aufwendung aller 
Kräfte im eigenen Land dem imperialistischen Druck von Nazi-Deutschland widerstehen, 
überleben und so die Handlungsfreiheit wiedererlangen. Dies war für die Sowjetunion 
mit ungeheuren 0 fern an Menschen und Material verbunden. Sind diese Opfer vermeid- 
bar oder nicht? 8 e  sind nur vermeidbar - und das ist die wichtigste Lehre fiür die ZU- 
kunft - wenn die Arbeiterklasse der kapitalistischen und imperialistischen Länder den 
Kampf gegen die eigene Kapitalistenklasse bis zum revolutionaren Kampf für die soziali- 
stische Ordnung hätte steigern können. Die Volksfront olitik war für dieses Ziel ein Hin- 
dernis und daher letzten Endes zum Schaden fiür die ~Qseibst .  

War die Volksfront nicht auch Einheitsfront? 
Was war die Einheitsfront der KPD bis 1923 und der KPD-Op osition von 1928 bis 

1933? Unter den damals gegebenen Voraussetzungen bbstand f i e  Aufgabe darin, die 
Arbeiter für die Tageskäm fe und Tagesaufgaben unter Aufrechterhaltung der 
schen Gegensätze mit der  PD zu vereinen. Die Mehrheit der deutschen Arbeiter%:; 
war im 1. Weltkrieg und nach der Kriegsniederlage in Bewegung geraten, weg von den 
Vorstellungen des Reformismus wie Vaterlandsverteidigung und Klassenharmonie im 
Krieg in Richtung zum Kommunismus. Ausdruck dafür war die vom ,.Rat der Volksbe- 
auftragten" 1918 proklamierte ,,sozialistische Republik". In den Nachkriegswirren stand 
vor den Kommunisten die Aufgabe, ,,derentschiede.nste, immer weiter treibende Teil" der 
Bewegung zu sein durch die ,,Etnsrcht rn dce Bedtngungen, den Gang und dte allgemet- 
nen Resultate der proletarischen Bewegung. 'q 

In den Tageskämpfen, die sich noch im Rahmen der bestehenden Ordnung vollzogen, 
war es notwendi die durch das Uberlaufen der SPD 1914 ins bürgerliche Lager hervor- 
gerufene politiscte Spaltung der Arbeiterklasse zu überbrücken. Der revolutionäre Teil 
der Arbeiter mußte die Führer der Sozialdemokratie und Gewerkschaften vor die Alter- 
native stellen, den Kampf für die Tagesforderungen entweder ernsthaft und erfolgreich 
zu führen mit der Unterstützung der kommunistischen Arbeiter - was den kämpfenden 
Massen an Hand eigener Erfahrungen hätte zeigen können, wer ihr besserer Wegweiser in 
diesen Kämpfen war - oder den gemeinsamen Kam f mit den Kommunisten für die 
T esforderungen abzulehnen. Dapn muRten die nic!tkommunistisc?e? Arbeiter den  erfo folg im Kampf für die Tagesinteressen der Sabotage der reformistischen Führung 
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zuschreiben. Mit anderem Worten: Die Einheitsfronttaktik knüpfte an den Widerspruch 
an, da13 einerseits die Sozialdemokratie den Wunsch breiter Massen nach Verbesserung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen ohne Revolution widerspiegelte und daß anderer- 
seits der Kampf der Werktätigen für die Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingun- 
gen die notwendige Durchgangsperiode auf dem Wege zur sozialen Revolution darstellte. 

Diese von der KPD bis 1923 entwickelte Einheitsfronttaktik war die Voraussetzung 
dafür, daß 1923 die KPD zum ersten und bisher einzigen Male die Frage des Kamp- 
fes um die politische Macht überhaupt stellen - wenn auch nicht mit der Eroberung 
der politischen Macht beantworten konnte. Ihr Einfluß auf die sozialdemokratischen 
und nichtkommunistischen Arbeiter war in den Einheitsfrontkäm fen so gewachsen, 
daß sie die nächste Eta pe, den Kampf um die olitische Macht, ins xuge fassen konnte. 
Daß dieser Schritt 19g3 nicht getan werden Ronnte, hatte objektive Gründe und ist 
nicht auf den angeblichen Verrat der Brandler-Thalheimer-Führung der KPD zurückzu- 
führen. Die herrschende Klasse in Deutschland war noch nicht am Ende ihrer Möglich- 
keiten. Mit der neuen „Rentenmark", die die Inflation beendete, konnten die Arbeiter 
wieder kaufen und ihre notwendi sten Bedürfnisse stillen. Diese Möglichkeit (unterstützt 
durch die Wirtschaftshilfe der %a italistischen Klassengenossen der Entente) zwang 
die Massen nicht, ihr Letztes im #ampf ums Uberleben einzusetzen: ihr Leben. Die 
auch unter Kommunisten verbreitete Vorstellung, daß Kommunisten diese Bereitschaft 
der Massen durch eignes Opfer ersetzen, den Massen ihre revolutionäre Tat abnehmen 
könnten, hat mit Kommunismus nichts zu tun. Engels hat das in den „Grundsätzen des 
Kommunismus" so ausgedrückt: „. . . Die Kommunzsten wissen zu  gut, da@ alle Ver- 
schwörungen nicht nur nutzlos, sondern sogar schädlich sind. Sie wissen zu  gut, da$ 
Revolutionen nicht absichtlich und willkürlich gemacht werden, sondern da8 sie überall 
und zu jeder Zeit die notwendige Folge von Umständen waren, welche von dem Willen 
und der Leistung einzelner Parteien und ganzer Klassen durchaus unabhängig sind. Sie 
sehen aber auch, daj3 die Entwicklung des Proletariats in fast allen zivilisierten Ländern 
~ w a l t s a m  unterdrückt und da& hierdurch von den Gegnern der Kommunisten auf eine 

evolution mit aller Macht hin earbeitet wird. Wird hierdurch das unterdrückte Proleta- 
riat zuletzt in eine ~ e v o l u t i o n  %ineingejagt, so werden wir Kommunisten ebensogut mit  
der Tat wie jetzt mit dem Wort die Sache der Proletarier verteidigen. "5 

Die hier veröffentlichten Artikel aus dem ,,Internationalen Klassenkampf"6 haben den 
Bankrott der Volksfrontpolitik in Frankreich und in Spanien vorausgesagt, wie die 
Gruppe Arbeiterpolitik auch in dem besetzten Deutschland nach 1945 vor dem Ein- 
tritt von Kommunisten in bürgerliche Regierungen gewarnt hat. Diese Voraussagen 
beruhten lediglich darauf, daß sie bei der Untersuchung der konkreten Verhältnisse in 
Spanien, Frankreich und Deutschland in der Periode von 1935 bis 1939 ebenso wie 
nach 1945, die Methode des Marxismus anwandten. Die in diesen ~ r t i k e i n  zum Aus- 
druck kommende Kritik ist nun über 30 Jahre alt. Hat sie in dieser Zeit an Aktualität 
eingebüßt? In der BRD betreibt vor allem die DKP eifrige Agitation mit der Volksfront, 
zur Zeit unter dem Begriff des ,,antimonopolitischen Bündnisses."' Wie wenig jedoch 
diese Agitation der Erforschung des gesellschaftlichen Prozesses standhält, dafür liefert 
die DKP - wenn auch unbewußt - selbst den Beweis. In einer Broschüre ,,Klassenkäm 
fe in Frankreich heute", die der Popularisierung der Volksfrontagitation dienen soll; 
wird als Ergebnis der Volksfrontpolitik von 1935 bis 1938 in Frankreich festgestellt: 
,,Aber die Volksfrontregierun unter Leon Blum konnte sich aufgrund innerer Gegen- 
sätze (welcher Art? , die ~ e d . 7  nicht lange halten. Nach ihrem Rücktritt 1938, der nur 
durch die Mobilisierun der Massen - wie die französische KP forderte - ge en  den 
zunehmenden Druck k r  Monopole, reaktionarer Parteien und organisierten jschisti- 
schen Banden hätte abgewendet werden können (wer verhinderte diese Mobilisierung 
der ,,nichtmonopolistischen Schichten"?, die Red.) wetteiferten die nachfolgenden 
Regierungen miteinander, sich in der Senkung des Lebensstandards der werktätigen Be- 

5 MEW, Band 4, Seite 372. 
Zeitschrift der ,,Internationalen Vereinigung der kommunistischen Opposition" (IVKO).Die W O  
hatte ihr Büro zu der Zeit in Paris. ' „Nichtmonopolistische Schichten und Mehrheit verstanden ais die Gesamtheit der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten, der technischen und wissenschaftlichen Intelligenz, der Bauern, Handwe~ 
ker. Handeis- und Kaufleute, der kulturell Tätigen, des sogenannten Mittelstandes bis hin zu nicht- 
monopolistischen Kapitalisten." (so Reinhard Opitz, „Wie bekämpft man den Faschismus? '') 
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vöRerunp, in der Begiinstiyng der Monopole, in der Aushöhlung der Demokratie und in 
der polittschen Unterdrüc ung der Arbeiterklasse zu überbieten. Obwohl die französi- 
sche KP au ihrem 9. Parteitag 1937 mitteilen konnte, da sie inzwischen 341 000 Mit- f P glieder zäh e . . . wurde sie um 26. September 1939 in die llegalität getrieben . . ."S 

Mit kommunistischen Ministern in einer Re ierung mit den französischen Sozialisten 
und Radikalsozialisten wurde den Arbeitern, diie spontan den Kampf gegen die französi- 
schen Faschisten aufgenommen hatten, kommunistischer Einfluß auf die gesellschaft- 
liche Entwicklung vorgetäuscht, der nicht vorhanden war. Wenn Kommunisten sozial- 
demokratische Regierungen unterstützen, dann nur, um dazu beizutragen, die Masse der 
sozialdemokratischen Wähler von parlamentarischen und regierungssozialistischen Illu- 
sionen zu befreien als Voraussetzung des aktiven Eingreifens der Arbeiterklasse. Wenn 
sich Kommunisten an einer Regierung im bürgerlichen Staat beteiligen, dann helfen sie 
mit, zu alten Illusionen neue hinzuzufügen, indem sie damit auch bei den kommunisti- 
schen Wählern die Vorstellung hervorrufen, daß kommunistische Minister in bürger- 
lichen Regierungen das selbständige Handeln der Arbeiter überflüssig machten. Das Ergeb- 
nis der Volksfrontpolitik der KPF 1935 bis 1938 war das Erstarken der Monopole, die 
Aushöhlung der burgerlichen Demokratie etc. Aber sollte nicht gerade das verhindert 
werden? Das hält jedoch die DKP und SED nicht davon ab, die Volksfront den deutschen 
Arbeitern heute als kommunistische Erkenntnis anzubieten, trotz der negativen Erfah- 
rungen mit den kommunistischen Ministern in den Westzonen nach 1945 und den ge- 
scheiterten Versuchen der Nationalen Front mit den nicht-mqnopolistischen Schichten. 
Zu diesem Zweck wird die spontane Einheitsbewegung der franzosischen Arbeiterklasse 
1935 in einen Erfolg der Volksfronttaktik der KPF verfälscht. Was an der französischen 
Bewegung 1935 progressiv war, das entsprang dem spontanen Widerstand der französi- 
schen Arbeiter (der Kampf gegen die Teuerungen), was die Entwicklung des spontanen 
Widerstandes zu revolutionären Formen hemmte, das war die Volksfrontpolitik. 

Seit 1945 hat die Politik der KPD im Zeichen der Volksfront gestanden, einmal hieß 
sie „Antifaschistische Front aller Demokraten", dann „Nationale Front" etc. Warum 
vermochten alle diese politischen Versuche es nicht, dem Kommunismus in Deutschland 
das Ansehen zuriickzugewinnen, das er einmal in der deutschen Arbeiterklasse besaß, 
und warum trugen sie im Gegenteil dazu bei, die kommunistische Bewegung und den 
Kommunismus bei den deutschen Arbeitern in Verruf zu bringen? 

Die SU wollte das Kriegsbündnis mit den westlichen Alliierten, das erst am Ende des 
2. Weltkrieges, als die Truppen der Sowjetunion den Vormarsch auf Europa begannen, 
zu funktionieren begann, unter den veränderten Verhältnissen nach dem Krieg weiter- 
fuhren. Diesen Vorstellungen entsprach die Zusammenarbeit der KPD mit den Militärbe- 
hörden und der Eintritt in die Regierungen: KP-Senatoren in Harnburg und Bremen, 
Minister in Braunschweig, Rheinland, Bayern, Württemberg etc. Sie halfen aktiv, eine 
„antifaschistisch-demokratische" Polizei mit ,,kommunistischen" Polizeioffizieren zu 
or anisieren, sogenannte Entnazifizierungsausschüsse zu schaffen, „antifaschistische" 
~e%rer  an Stelle der Nazi-Lehrer einzustellen. Aber all dies erwies sich nur als Tarnung 
für den Wiederaufbau des Ka italismus egenüber der Bevölkerun . Die Ideologie dieser 
Zusammenarbeit unter den gittichen f e r  Militärbehörden war fiie ,,Antifaschistische 
Front aller demokratischen Parteien". Als am Ende dieser Periode die kommunistischen 
Minister nach erfüllter Mohrenarbeit aus den Re ierungen wieder herausflogen, eiitdeck- 
te die KPD die ,,Nationale Front" aller Deutscten und aller deutschen Parteien gegen 
die imperialistischen Besatzungsmächte - das entsprach der Periode des kalten Krieges. 
Aber sie begriff nicht, da13 das deutsche Bürgertum politisch nur dank der Hilfe der Be- 
satzungsmächte im Westen herrschen konnte. 

Die unkritische Lobpreisun der Entspannungspolitik der sozial-liberalen Koalition 
nimmt den Kommunisten in f e r  DKP nun zu guter Letzt das einzige, was sie bei ihren 
Forderungen und politischen Wünschen von anderen kleinbür erlichen Parteien bisher 
unterschieden hat: daß sie die di lomatische Anerkennun d e r s ~ ~  forderten. Ihr Hin- 
terherlaufen hinter kleinbürgerlicken Vorstellungen und d h s c h e n  in der Hoffnun da- 
mit Wahlstimmen für sich einfangen zu können, kann vielleicht vorübergehende @tim- 
mengewinne einbringen, aber es dient nicht der ,,Bildung des Proletariats zur Klasse, 

Lothar Peter: ,,Kiassenkämpfe in Frankreicha6 Verlag Marxistische Taschenbücher, Frankfurt. 



Sturz der ~our~eoisieherrschaft, Erobemn der politischen Macht durch das Proleta- 
riat. " 9 Das Handwerk des biirgerlich-p&entarischen Stimmenfangs verstehen die 
Regierungsparteien mit Wahlgeschenken besser. 

Die Frage bleibt zu beantworten, ob Kommunisten gegen ein Zusammengehen mit 
bürgerlichen oder kleinbürgerlichen Parteien oder Klassensplitter sind, ge en Kompro- 
misse mit ihnen? Es gibt zu diesem Problem an verschiedenen Stellen dußerungen von 
Marx und Engels. Wir wollen hier eine Darstellung zu diesem Problem von F. Engels 
wiedergeben.10 

In einem Brief an den dänischen Sozialisten G .  Trier bemerkt Engels zu der Frage von 
Kompromissen der Sozialdemokratie mit bürgerlichen Parteien bei Wahlen : 

Kommunistisches Manifest. 
10 MEW, Band 37, Seite 326. 

London. 18. Dez. @I 
Lieber Herr  Trier, 
Besten Dank für Ihre in iemunten  Mitteilungen vom 8. 
Wcnn i ch  Ihnen meine Ansicht sagen soll i iber die I d m K o p n ~ e r  

Haupt- und  Staetmktion'"". deren O p h r  Sie geworden. so fange ich m i t  
einem Punkt an. wo ich nicht Ihrer Ansicht bin. 

Sie wmer fen  prinzipiell alles u n d  iedes r l b i t  momentancZuummen- 
gchn mit  andemParteien. I ch  b i n  revolutionir genug. m i r  auch dies M i t te l  
nicht absolut verbieten N l m n  unter Umständen. m, es das vorteilhaftre 
d c r  am wenigsten schädliche ist. 

Daß das Proletariat seine politische Henichak. die einzige T ü r  i n  die 
neuc Ccsellachalt. nicht crobcm kann ohne ~ c w s l t u m e  Revolution. d i rüber 
sind wir  esnan. Damit am Taa der Entsehciduna da Proletariat stark ntnun - 
ist N siegen. ist er nbtig-und dashaben M [ a n ]  und  ich seit 1 M 7  vertreten -. 
daßoe inc  besondre Partei bildet. getrennt von allen andern und  ihnen cnt- 
gegengeacm. eine selbstbewßtc Klaasenpartei. 

Dar in liegt aber nicht. daß diese Partei nicht momentan andre Pattcien 
N ihren Zwecken benutzen kann. D i r i n  liegt ebenwwenig. da0 sie nicht 
andre Parteien momcntan unterstützen kann i n  Maßregeln. die entweder 
unmittelbar dem Proletarint vorteilhaft oder die Fortschritte i m  Sinn der 
ökonomischcn Entwicklung oder der politischen Freiheit sind. Wer i n  
ku tsch lsnd  für Abschafhing der Maiorate und  andrer Feudalntc.  der 
Bürokratie. Schutzzöllr. des So~ialistengextrrs'~'~.dcr Beschränhngendu 
Ver~mmlungs-  und  Vereinsrechts wirklich kämpft, den würde ich unter- 
stützen. WEre unsre deutsche F~rtschrittsprtei'~'odcr wäre Ihre dänische 
Vcnstrels"eine wirkliche radikal-bßrgrlichePa*i undnicht  bloße elende 
Phrasenhelden. die bei der ersten h o h u n g  Bismarch d e r  ! Ü t ~ p s  sich 
verkriechen. W wYre ich keineswes. unbcdin~t gegen a l l a  und  icdcs mo- 
mentane Zuummcnachn mi t  ihnen fßr bestimmte Zmcke. Wenn unsre 
Abgeordneten lü r  einen Vorschlag stimmen. der von andrer Seite gemacht 
wird - und das müssen sie ia oft genug -, W ist das auch schon ein 
Zummmengehn. I ch  binaber nurdanndafiir. wenn dervorteil für u n i d i r e h  
oder für  die geschichtliche Entwicklung des L n d n  i n  der Richtung auf die 
(ikonamische und  politische Revolution unbestreitbar und  der Mühe wert 
ist. U n d  vorausgesetzt. da0 der prolr t i r iuhe Klissencharakter der Partei 
dadurch nicht tn Fraac ntstrllt wird. Dacs ist fur mnch dir  ibrolute Crenic. . . 
Diese Politik finden Sie entwickelt schon 1847 i m  .Komm[uniitischen] 
Manifest'. w i r  habm sie befolgt IW. i n  der Iniemtionalc. überall. 

A b w h n  von der Fr- der Mora l i t i t  - u m  d i e x n  Punkt handelt er  u c h  
hier nicht. ich Iasu i h n  i l i o  beix i te - ist m i r  als Revolutionär jedes Mit te l  
~ht,ddas~mZirlführt.dasgewiltumste.~beriuchda~scheinbarzahmstc. 

Eine solche Politik erfordert Einsicht und  Charakter. aber weiche andre 
tut  d u  nicht? Sie u t z t  uns der G f i h r  der Korruption aus. w e n  die Anar- 

chisten u n d  Freund M o n i i .  Ja, wenn die Arbeiterklasse einc G r l l s c h a f t  
w n  Dummköpfen und  Schwächlingen u n d  ohne m i t e r n  käuflichen Lum-  
p n  ist. dann packen wir  am besten gleich ein. dann haben da  Proletariat 
und w i r  alle auf der politischen Bühne nichts zu schaffen. Dar Proletariat 
wie alle i n d e m  Parteien wird k lug i m  chcsten durch die Folgen ieincr eig- 
nen Fehler. diese Fehler h n n  i h m  niemand ganz ersparen. 

Nach m i n c r  Meinung haben Sie also unrecht. wenn Sie eine zunächst 
rein taktische Frage zu cincr prinzipiellen erheben. U n d  für mich liegt ur-  
sprünglich nur  eine taktische Frage hier vor. Aber ein taktischer Fehlcr kann 
unter Umständen auch i n  einem Prinzipicnhmch endigen. 

U n d  da haben Sie. somi t  ich urteilen kann. recht gegen die Takt ik der 
Hovedbcstyrelxn. D i e  dänische Linke spielt seit Jahren einc unwürdige 
Oppositionskamödic und  w i rd  nicht müde. immer aufs ncue ihre eigne 
Ohnmacht vor der Wc1i.z~ konstatieren. D ie  Gelegenheit. denVerfassungs- 
h r t t ~ h ' ~ ~ '  m i t  der Waffe tn der Hand zu züchtigen - m n n  sie je da war -. 
hat sie l ingst  vorüberghn lassen. und wie es scheint. sehnt sich ein stets 
wachsender Te i l  dieser Linken nach Versöhnung mi t  Estmp. M i t  eincr 
aolchcn Partei. scheint mir. kann cine wirklich proletariwhe Partei unmög- 
lich ~sammengehn. ohne auf die Dauer ihren eignen Klaasenchirakter als 
Arbeiterpartei einzubüOen. S o m i t  Sie also i m  Gepnu i tz  gegen diese Poli- 
tik den Klassencharaktcr der &weguns hervorheben. kann ich lhnen nur 
beistimmen. 

Was nun  die Verfahrcnnwcise der Hovedbestyrel.cn lhnen und  Ihren 
Freunden gegenüber betrifft. so ist eine solche summarische Ausschlicflung 
der Oppait ion aus der Partci allerdings vorgekommen i n  den aehcimen Cc- 
wllichahcn von 1840-51; die gchcimeOrganimtion machte sie unvermeid- 
lich. Sie ist ferner vorgekommen. und oft genug. bei den englischen physical 

force Char t i~ ten '~ '@l  unter der Diktatur O 'Gnnan.  Aber die Chartihcn 
waren cine direkt aufs Losschlagen organisierte Partei. wie schon der Name 
uigt. standen deshalb unter Diktatur, u n d  die Ausschließung war eipe mi l i -  
tärische Maßregel. Dagegen i n  Friedenszeiten kenne ich ein ähnliches will- 
kürliches Verfahren nur  bei den L r u l l c a n e m  der J.B. von Schwitzer-  
schen .strammen Organisation': von Schwcitzer hatte es nötig wegen seines 
v c r d i c h i i ~ n  U m g i n p  mi t  der Berliner Polizei u n d  beschkunistt damit nu r  
die Desorganisation des Allgemeinen Deutschen Arbe i te rve rc in~ '~1 .  Von 
den heute bestehenden wzialistircben Arbeiterpirteien würdees wohl kaum 
ciner einzigen - nichdern Herr Rosenberg in Amcr~ka  i t ch  gliicklirh rclhst 
beui t ipt  hat*r"-einlslkn. eine in ihrem cinnenSchcfl t w ~ c h x n d c O ~ w -  
sition A c h  dem dänischen Muster zu behandeln. Es gehört rum Leben'und 
Gedeihen eincr jeden Partei. dafl i n  ihrem Scholl gemäßigtere und  ertre- 
mcre Richtungen sich entwickeln und x lbs t  bekämpfen. und  wer die ex- 
tremeren kurzerhand auaschliellt. befbdcrt  dadurch nur  ihr Wachstum. 
D ie  Arbeiterbewegun~ bemht auf der schärfsten Kr i t i k  der bestehenden 
Ccsellrchaft. K r i t i k  ist i h r  Lebenselcment. wie kann sie r l b i t  der Kr i t i k  
sich entziehen. die Debatte verbieten wollen? Verlangen w i r  denn von 

andcrn das freie Wort  für  uns bloß. u m  es i n  unsren eigenen Reihen wieder 
abzuichaflcn? 

Wcnn Sie wünschen wllten. d i w n  Brief gmr zu veriiffentlichen. W 

habe ich nichts dasgcn. 
Aufrichtig Ihr 



Engels stellt also folgende Punkte fest: 1.Das Proletariat kann seine politische Herrschaft 
nicht ohne Revolution erreichen. 2. Die Klassenpartei des Proletariats kann Kompromisse 
mit jeder bürgerlichen Partei eingehen, die ,,wirklich kdmpfi'! 3. Die Ziele des Proletariats 
dürfen keinen Augenblick dabei in Frage gestellt werden. 

Die Epoche, in der das deutache Bürgertum und Kleinbürgertum selbständig fort- 
schrittlich kämpfte, ist seit 1848 vorbei. Es wird entweder, so-weit ein demokratisches 
Bürgertum oder Kleinbürgertum noch existiert, mit der Arbeiterklasse marschieren, 
wenn und soweit diese für ihre fortschrittlichen Ziele wirklich kämpft. Falls dies nicht 
der Fall sein sollte und die Bewegung der Arbeiterklasse unterliegt, wird es mit dem 
Monopolkapitalismus gegen die Arbeiterklasse als Werkzeug und Kampftruppe gehen. So 
im Faschismus. 

Volksfrontpolitik ist in Kolonialländern, wie es China, und Indochina waren und andere 
noch sind, eine Zeitlang möglich. Sich auf die Entwicklung in den volksdemokratischen 
Ländern nach 1945 zu berufen, ist Unsinn, weil die Sowjetunion dort die innere Konter 
revolution niedergehalten und die äußere ferngehalten hat. 

Das Verständnis für die Probleme der kommunistischen Bewegung wird heute dadurch 
erschwert, daß der Niedergang einer Bewegung meistens seine Ergänzung im theoreti- 
schen Verfall findet. Die gesellschaftliche Entwicklung und die Bedingungen werden 
nicht mehr erforscht, sondern es wird blind im Nebel nach einem We gesucht. Auf das 
Desaster mit den „Sozialdemokraten als Hauptfeind", dem .,~ozialtchismus", folgt 
jetzt der Rückfall in reformistisch-kleinbürgerliche Vorstellungen. 

Nachdem die Geschichtsschreiber der SED zu einer sachlichen Untersuchung der poli- 
tischen Differenzen in der kommunistischen Bewegung nicht fähig waren und sind, und 
sie die Kritik mit dem Geschrei vom Renegaten, Sozialfaschisten und Verräter an der 
Revolution „widerlegten", greifen sie jetzt zu einer neuen Methode. Sie erklären Hein- 
rich Brandler" zum Vater der Volksfront, indem sie Einheitsfront, Arbeiterregierung 
und Volksfront zusammenrühren und ihn als Vertreter dieser Konfusion auf dem 8. 
Parteitag der KPD 1923 auftreten lassen. Sie schreiben in der Leipziger Volkszeitung: 
„Der einheitliche Kampf der Kommunisten und Sozialisten in Chile ge en die Anschlä e 
der Reaktion, das emeinsame Regie~ngsprogramm von KPF und S ~ F  in Frankreic5, 
die ~ i n i ~ u n ~ s b e s t r e f u n  en der drei ztahenischen Gewerkschaften rnogen dafiir als markan- 
te Beis iele stehen!" Lfnd dann weiter: „Es lag auch,durchaus in der Logik der Sache, 
da$ sicR die Verteidigung der Politik der Einheits ront und der A r b e z t e v e g i e ~ n g  m der E Auseinandersetzun mzt den Ultralznken auf die rfahrungen der.Bolsche.wikz stützten. 
So berief sich H. a n d l e r ,  der als Referent die PositionderParte~rnehrhe~t~zu vertreten 
hatte, auf die Erfahrungen der Bolschewiki in der Revolution 1905 und zztrerte ausführ- 
lich die Resolutionen des III. Parteitages der SDAPR uber Teilnahme der Partei an der 
~ v ~ s o n s c h e n  Regierung und uber dte Einheitsfront mit anderen Parpien . 

lärte: ,Gegenüber der sozzaldemokrattschen Arbezterschaft darf es nzcht 

demokratischen Organisation sind '. "12 
trümmerung der Sozialdemokratie, sondern Eroberung der Arbeiter, die 

Die Unidad Popular in Chile hat mit Volksfront in Frankreich oder anderen entwickel- 
ten kapitalistischen Ländern nichts zu tun. Was in Chile historisch notwendiges Durch- 
gangsstadium für die Arbeiterklasse ist, da das Proletariat ,,klug am ehesten durch seine 
eignen Fehler" wird, das ist in den entwickelten kapitalistischen Ländern mit historischen 
Erfahrungen aus den revolutionären Kämpfen der Arbeiterklasse schon teuer bezahlt - 
worden. 

Daß die französischen Kommunisten 1973 ihre Sozialisten bei der E robung i h ~  
politischen Absichten unterstützen, ist vom kommunistischen standpur% aus richtig, 
weil es dazu beiträgt, kleinbürgerlich-sozialistische Illusionen rascher zu überwinden. 
Aber daß Kommunisten ein sozialdemokratisches Programm als ihr Programm deklane- 
ren, heißt, daß sie kommunistische Erkenntnisse mißachten und vor den Massen in Ver- 
ruf bringen. Die Tatsachen zeigen, daß die Volksfrontpolitik der KPF mit dem gemein- 

Heinrich Brandler war vor 1923 einer der führenden Leute der KPD, später mitThaheimer. 
Walcher U. a. in der Leitung der KPD-Opposition. 

l 2  Leipziger Volkszeitung vom 13. 1. 1973. 



samen (sozialdemokratisch-kleinbürgerlichen) Regieningsprogramm von 1973 zur 
Stärkun des kleinbürgerlichen Sozialismus und nicht des Kommunismus führte, zu ei- 
ner ~ t ä r t u n g  der SFIOI3 und des kleinbürgerlichen Phraseolopn Mitterand. 

Die Einigungsbestrebungen der italienischen Gewerkschaften - von denen die Leipzi- 
ger Volkszeitung spricht - haben mit Volksfrontpolitik nichts zu tun. Sie haben zum 
Ziel, die Karnpfkraft der italienischen Arbeiterklasse in Tagesfragen zu stärken. Sie sind 
Einheitsfrontpolitik. 

Wir erleben jetzt in der BRD eine Periode des Ube anges von einer langen Zeit der 
politischen Apathie der arbeitenden Bevölkerung auf %und der Niedeila en der Arbei- 4 terbewegung und des Wirtschaftswunders zu einer Periode wachsender Au nahmebereit- 
schaft kommunistischen Gedankengutes. Was heute jedoch sehr oft unter der Flagge des 
Kommunismus segelt, kann nicht dazu beitragen, die in Bewegung kommenden Massen 
mit dem Kommunismus zu verschmelzen, wie es in der Periode nach dem 1. Weltkrie in 
steigendem Maße in Deutschlanq der Fall war. Die Veröffentlichung der Artikel aus f e m  

Internationalen Klassenkam f , der unter der maßgeblichen Redaktion von August 
Vhalheimer in Paris in den ~ & r e n  von 1935 bis 1939 herausgegeben worden ist, sollen 
dazu beitragen die Methode zu verstehen, mit der vom kommunistischen Standpunkt 
aus das Wesen der Zeitgeschichte und der Klassenkämpfe zu betrachten sind. 

Gruppe Arbeiterpolitik, Januar 1974 

Der ,,Internationale Klassenkampf" erschien 1935 bis 1939 in Paris als Organ der .Inter- 
nationalen Vereinigung der kommunistischen Opposition" (IVKO). Wenn in den vorliegenden 
Artikeln von Stalinismus etc. die Rede ist, dann ist darunter nicht wie heute meistens 
Kommunismus and SU zu verstehen. sondern die Methoden der KPdSU und Kommintern 
unter Stalins Führung. 

Die orthogra~hischen Fehler im Text entstanden durch die schwierigen Bedinmrren. un- 
ter denen d& Zeitschrift hergestellt und herausgegeben wurde. Wir haben den Örighaltext 
lediglich vergrößert und neu urnbrochen. Für Anregungen und kritische Hinweise aus dem 
Leserkreis sind wir dankbar. 



I. 
Die Kommunistische Internatfonale bekennt sich zu den 

Lehren von Marx, Engels, und Lenin. 
Aber Marx, Engels und Leniii habe11 

uns nicht nur die Grundsrtze d e s K o m -  
munisrnus tiberlieiert. sie haben ihre Leh- 
re nicht als Dogma, sondern als Anleitung zur Aktion auf- 
gefasst. Die Werke und die politische Tätigkeit von Marx, 
Engels und Lenin sind zugleich Beispiele der praktischen 
Anwendung der Grundsätze des Kommunismus, sie sind 
Beispiele der Taktik der kommunistischen Partei. Dieser 
Teil der Lehren von Mam, Engels und Lenin wird aber 
von der KI  in ihrer Politik auoserlialb der SU ganz vcr- 
iiachlKssigt. Von der Taktik der KI in den kapitalistische11 
Lgndern lrann keinesfalls beauptet werden, dass sie den 
Stempel des Geistes von Xfarx, Engels und Lenin trage. 
E s  ist allerdings viel schwieriger, dle taktisclieii Lehren 
von Marx, Engels und Lenfn anzuwenden, a l s  die von 
ihnen formulierten allgemeinen Grundsätze des Kommunis- 
mus zu propagieren. Marx, Engels und Lenin haben die 
Aufgaben des revolutionären Proletariats in bestimmten 
histörischen Situationen herausgearbeitet und zwar, indem 
sie gerade die konkreten Bedingungen uiid Besonderheiten 
des ~ l a s s e r i k a r n ~ f e a  zu ihrer Zeit berllcksichtigteii. E s  ist 
nicht leicht, heute die taktischen Lehren von Marx, Engels 
und Lenin anzuwenden, d. h. ihre Stellung in einer be- 
stimmten historischen Situation ftir die Haltung der Kom- 
munisten in einer anderen Lage, in einem anderen Lande 
und zu einer anderen Zeit auszuwerten. Das ist zumal In 
der heutigen Zeit riicht leicht, wo der Prozess des Nie- 
dergangs und des Verfsulens des Kapitalismus die Wi- 
derspruche der bitrgerlichen Gesellschnft auf die S ~ i t z e  
treibt, ständig neue innnerpolitische und ausseiipolitfsche 
Krisen hervorbringt und die Kommunisten immer wieder 
vor neue Fragen stellt. Die Verlockung ist heute gross, 
aich auf den Standpunkt zu stellen, dass es sich nicht 
sehr lohne. die Taktik von Marx. Engels und Lenin zu 
studieren und durchzuarbeiten, weil die Lage heute doch 
eine ganz andere sei, und dass es besser sei, unbeschwert 
von der Riicksicht auf das, was die grossen Lehrmeister 
des Kommunismus zu ihrer Zeit zu der1 damaligen Pro- 
blemen des Klassenkampfes gesagt haben, der Eingebung 
des „gesunden Menschenverstandes" zu folgen. Der ,.Re- 
sunde Menschenverstand", der die Lehren der Geschichte 
gerfngachätzt, landet aber immer In einer Sack~cisse, denn 
nur der kann sich richtig auf die Zukunft einstellen, wer 
die Erfahrungen der Vergangenheit in aich aufgenominen 
hat. 

Die KI hat es z. B. der Kommunistischen Onposition 
als besonderen Opportunismus angerechnet. dass diese for- 
derte,  dass bei der Stellungnahme zum Faschismus die 
Marxqche An~lySe des franxPsiachen Bonnpartismiis im 
-18 Brumaire" b~riicksfchtict werde. Die Komrnunistjsche 
Opposition hat dank der Durcharbeltung der Marxsrhen 
Stellung zum Bonanartismiis eine richtirra kommunfstischc 
Taktik fiir den Kampf gegen den Faschismus formullert. 
Die Ffihruna der K I  aber folgte ihrem „gesunden Men- 
achenveratand" und lram so auf Grund des oherfläch- 
lichen Augenscheins erst zur Theorie des „Sozialfaschjs- 
mus" und dann, als diese Theorie und die mit Ihr verhun- 
dene ultralinke Taktjk einen schmählichen Bankrott er- 

Lenin un EnJe'sf 
die Volksfront 
April 1936 



litten hatten, zu der Behaupt'ing, dass die Arhelteriilasse 
heute vor der Alternative stehe: hiirperlichc nemokratle 
oder Faschlsmiis, und zu der Taktik der ,.Volksfront". 

Hlltte die Führung der KI die Lehren beherzigt, die  ich 
aus der Stellung von Marx, Engels und Lenin zu den 
Klassenkämnfen ihrer Zeit erßeben. dann wäre ihr F O - N O ~ ~  

die ultralinke Theorie des „Sozialfaschismus" ~ 1 s  auch 
die heutige ultrarechte Polltik der Volksfront erspart 
geblieben. Marx. Engels und Lenin haben, wenn Sie die 
Kampfaufgaben des Proletariats in einer bestimmten Si- 
tuation formulierten. stets sorgfgltig die Stellung der 
efnzelnen Klassen analvsiert; sie haben die Haltung der 
nichtproletarischen Klassen der Gesellschaft nicht auf 
Griind der guten odpr schlechten Absichten ihrer poli- 
tischen Vertreter. nicht auf Gund des oberflächlichen Au- 
gensrheine. sondern auf Gmnd Ihrer ICla~renlage einFe- 
schätzt. Sle haben besonders daraiif geachtet, daßs die 
Grenzen zwischen den ein7elnen Klasren hervorgehoben, 
dnqa die TJnterschlede rwirrhen den Interessen und der 
Haltiing der einzelnen Kla~sen  nicht nur im allcemeinen, 
sondern auch in Bezug auf den konkreten geschichtlichen 
Aueenhlick f ~ ~ l t F ~ q t ~ j l t  winden und d ~ s s  ? k t s  der eirene 
henondere Klnqqenstanrlniinkt den Prolet~r la ts  deiitljrli 111 

Tage trat. Filr die Theorie des ,,Sozialfaschismiis" ex- 
istierte keln Unterschied zwischen biirgerlicher Demokra- 
tie und Faachlsmus. alle Parteien aiiacrer d?r kommuni- 
~tischen wurden durch die Bank als faschlatisch herreich- 
net, alle Konfltkte und Auaejnanderaetmn~en zwischen 
Ihnen stellten ~ l c h  als eine verabredete Komödee d ~ r .  Die 
Thcorle des ,,Soztalfaschlsmus" hob zwar den besonderen 
Klaesenetandpunkt des Proletariats hervor. aber nur in 
der Form eines nligemoinen Bekenntnisses zu dea Eud- 
zielen dee proletarischen Klaesenkampfes; die ultralinke 
Taktik war nicht imstande, ein selbstst&ndiges. wirksa- 
mes Eingreifen des Proletariats in die konkreten Ereig- 
nisse des Tages herbeizufiihren; die kommunistische Par- 
tei tappte im Dunklen, weil die Theorie des ,,Sozialfa- 
schismus" ihr die Augen fiir das, was vor sich ging, ver- 
schloss. 

Die Volksfronttektik beruht auf derselben Methode wie 
dle Theorie des ,,Sozialfaschismus", sie ist von den An- 
forderungeri einer marxistisch-leninistischen Taktik noch 
weiter entfernt. Die Volksfrontpolitik fiihrt dazu, daaa In 
der Tagespolitik der kommunistischen Partei der beson- 
dere Klassenstandpunkt des Proletariats in einem Meer 
L-i?l~llrdemokrntischer Phrnsrn verschwindet. Der Fa- 
~cliismus erscheint bei der Volksfrontpolitik nicht als eine 
Poriil der Herrschaft der Bourgeoisie als Klasse und im In- 
teresse der Boureeoisie als Klasse. sondern als die .,Dik- 
Catur der am meisten imperialistischen, am meisten chau- 
vinistischen Elemente des Finanzkapitals" (Resolution des 
VIT. Weltkongresses). als das Werk der „zweihundert 
Familirn" der reichste11 Grosskapitalisteii (so in Fraiik- 
rcicli), dem man das <Volk, d.11. Arbeiter, Kleinbiirger, U. 
auch die Mnsse der Bourgeois, die iiicht zu aden 
am meisten im~erialistisrlicn, am meisten chauvinistischen 
K!ementen~ des Kapitals gehdrt, radikale Bourgeois iii 
Fr~riiri-eich. Iil~crale BUrger katholische Pfaffen U. Kapita- 
listen. ja, Reichewehroffiziere U. Monarchisten ili Deutsch- 
lanc! in einer einheit!ichen Kampffront entgegeiistellen 
I'linne. 



nie  htir~erlich-pnrlatnentarische Demokratie wird iiicht im 
Lichte der Klassengegens!itze des niedergehenden K a ~ i t a -  
lismus gesehen. dieSie zersetzen und auf ihrem ~ o d e n  den 
Fascliismus hervorbringen, sondern unter dem Gesichts- 
punkt ihrcr Juqendxcit. unter dem Gesichtspunkt der Tra- 
ditionen von 1789 und 1848. Die Behauptung, dass das 
Prolptsriat gcgcnwgrtirr nur die Wahl zwischeti faschi- 
stischer Diktatur und hürcerlicher Demokratie habe, fiihrt 
praktisch dazu, dass die Kommunistische Partei sich dort, 
wo die btirnerliche Demokratie noch besteht. wie in Frank- 
reich. zuliächst auf den Kampf fiir ihre Erhaltung be- 
sch-lnkt, dass sie dort, wo der Faschismus bereits Ke- 
s i e ~ t  hat, wie in Deutschland und Italien, fiir die Wi- 
derherstellung der burgerlichen Demokratie eintritt. Diese 
Formel ist deswegen besonderri schKdlich, weil sie in ih- 
rer lodschen Konsequenz nlchts weiter bedeutet als die 
Vertasung des Kampfes ftir die proletarische Diktatur 
ibiif eine unbestlmmte, ferne Zukunft. Der niedergehende 
Kap!talismus wird immer wieder die Gefahr des Faschis- 
mus er-en~cn : ein? BcreitlSung der fa.schi.stischen Gefahr 
irn Rahmen des Kapitalismus, eine Konsolidierung der 
hiir~erlichen Deinokratie könnte auf die Dauer nur erfol- 
gen. wenn elne neue Bliitezeit der kapitalistischen Wirt- 
schaft anbräche. Wenn das  Proletariat also mit dem 
Knmpf fUr dle proletarische Diktatur warten miisate. bis 
die faschi-tlsrhe G e f ~ h r  verschwunden ist, fiann könnte ea 
ewig warten. Das Gute 1st nur, dass die Fiihrung der KI 
durch die Rxistenz der RU Immer wieder mit der Nase auf 
dle Aktualfttit der proletarischen Diktatur gestossen wird. 

Wir wollen nachstehend an Hand einiger Beispiele un- 
tersuchen, wie Marx, Engcls und Lenin zu den Proble- 
men Stellung nahmen, die jetzt durch die Volksfrontpo- 
litik aufgeworfen werden. 

In einem Brief von Marx an  ICugelmann vom 17. April 
1871 lesen wir: ,,Wie Du klcinbiirgcrliche Demonstrationen 
ii la 13. Juni 1849 mit dem letz i~en Kampf in Paris ver- 
gleichen kznnst, ist mir vallig unbegreifbar." 

Dieser 13. Juni, von dem Marx so abfallig urteilt, be- 
ruhte, wenn man so sagen darf, auf einer Art von Volks- 
frontpolltilr. E s  war dles ein Aufstandsversuch der sogen. 
sozialdemokratischen Partei. die in gewisser Hfnsicht die 
VorgtIngerin der heutigen franz~sischen Radikalsozialisten 
war, gesen 1,ouis Bonaparte, der damals Präsident 
war, und die Ordnungspartei, eine Koalition monarchisti- 
flcher Grunnen. die die Mehrheit im P,-irlament hatte. 
Ueber die damalige französische sozialdemokratische Par- 
tei schreibt Marx (im -18. Brumaire des Louis Bona- 
Parte") : ..Der lroalisierten Bourgeoisie seEeniiber hatte 
airh eine Roslition zwinnhen Arbeitern U. Kleinbiirkern Re- 
bfldet, die sogen. sozialdemokratische Partei. . . . Februar 
1849 wirden Versnhnungshankette gefeiert. Ein semein- 
schaftliche~ P r o ~ r a m m  wurde entworfen, ~emeinschrift- 
liche Wahlkomitees wurden ~ e ~ t i f t e t  und gemeinschaftli- 
che Kandidaten auffzeetellt. Den sozialen Forderun~en des 
Proletariats wurde 'die revoli~tionäre Spitze abaebrochen 
und elne demokratieche Wendiing gegeben, den demokra- 
tischeri Ansprtichen des Kleinbiirgertums die bloss politi- 
sche Form abgestreift und ihre sozialistleche Pointe he- 
rausgekehrt. . . ." 



Zum ITnterachled von der heutigen Sozlaldemokratle. 
die clne Parte1 mlt kleinbürgerlicher Politik und proleta- 
rischer Mitgliedschaft ist, dominierte iti der Anhänger- 
schaft der französischen Sozialdemokratie von 1848/49 
das kleinbiirgerliche Element. 

Ferner heisst es im ,,18. Brumafre" aber die politischen 
Auffassungen dieser damaligen Sozialdemokraten oder 
hlontagnnrds, wle sie sich auch nennter,: „In der demo- 
kratischen Manier zu sehen, handelt es sich w3ihrer.d der 
Periode der gesetzgebenden Nationalvrrsammlung um was 
es sich in der Periode der konstituierenden handelte, um 
den einfachen Kampf zwischen Republikanerii und Roya- 
listen. Die Bewegung selbst aber fassen sie in ein Stich- 
wort zusammen: „Reaktion", Nacht, worin alle Katzen 
grau sind, und die ihnen erlaubt, ihre nachtwächterlichen 
Gemeinplätze abzuleierri. Und allerdings, auf den ersten 
Blick zeigt die Ordnungspartei einen Knäuel von verschie- 
denen royalistischen Fraktionen, die nicht nur gegeneiii- 
ander intriguieren, um jede ihren eigenen Prätendetiten 
auf den Thron zu erheben und den PrTtendeiiten der Ge- 
genpartei auszuschliessen, sondern auch sich alle vereini- 
gen- in gemeinschaftlichem Hass und gemeinschaftlichen 
Angriffen gegen die .,Republik'*. Die Montagne ihrerseits 
ersiheint im Gegensatz zu dieser royalistischen Kospitation 
als Vertrcterin der „Republik1'. Die Ordnungspartei er- 
scheint beständig beschäftigt mit einer „Reaktionw, die 
sich nicht mehr, nicht minder als in Preussen gegen 
Presse, Assoziation und dergleichen richtet, und in bru- 
taleri Polizeieinmischungen der BUrokratle, der Gendar- 
men und der Parkette sich vollstreckt wie in Preussen. 
nie „Montagne" ihrerseits wieder ist ebenso fortwahrend 
wieder beschäftiqt, diese Angriffe abzuwehren nnd so die 
.,ewigen lfenschenrechte" zu verteidigen, wie jede Soge- 
nannte Volkspartei mehr oder minder seit anderthalb 
Jahrhunderten getan hat. Vor einer näheren Betrachtung 
der Situation und der Parteien verschwindet indes dieser 
oberflächliche Schein, der den Klassenkampf und die ei- 
gentiimliche Physiognomie dieser Periode verschleiert." 

Wir lesen bei Marx noch: 
„Die Demokraten Reben zu, dass eine privilegierte Klas- 

se ihnen gegenilber steht, aber sie mit der ganzen iihrigen 
Nation bilden das Volk. Was s!e vertreten ist das Volks- 
recht: was sie interessiert, ist das Volkslntcr~as~. 8je 
brauchen daher bei einem bevorstehenden Kampf die In- 
teressen und Stellungen der verschiedenen Klassen nirht 
zu prufen. Sie brauchen ihre eigenen Mittel nicht a.llzu 
bedenklich abzuwxgen. Sie haben eben nur das Sjmal zu 
rsben ,damit das Vdlr mit allen seien utiersch6pfllcheii 
Ressourcen iiber d!e l irängrr herfalle. Stellen sich nun in 
der Ausftlhnin~: ihre Interessen als unfnt~reasant und ihre 
Macht als Ohnmacht hernus, so lielrt dns eFtnveder an 
verdrrhlfchen Sophisten, die das nrltdlbnre Volk in ver- 
schiedene Lneer spalten, oder dfe Armee war zu vertiert 
und zu verblendet, um die reinen Zwecke der Demokratie 
a19 ih- eicenes Bentcsi zu herreifen. oder an einem Yetnll 
der Ausfllhriin~ ist das Fanze ~escheitcrt ,  oder aber e!n 
unvorhereeseh~ner Zufall hat f!ir diesmal die Partie \-C- 
eitelt." (18. Brumafre") 

Der Aufrit~ndsversuch der Montakne brach kläelirh zu- 
sammen. Uphrr die Haltung, die das P a r i ~ e r  revolutjo- 



näre Proletariat damqls e f n n ~ h m ,  sagt Marx in den 
„Klaa*enkä.m~fen in Frankrefch7': 

,. Nach dem Votiim der Nnt~onalversammlung vom 11. 
Juni fand eine Zusammenkirnft s ta t t  zwischen e i n i ~ e n  
i3ltrdern d r r  Mantame und Dclederten der peheimen Ar- 
be7tergenellr~hatten. Letxtere drnneen daraiif, n o ~ h  an dem 
relben Ahend losxusrhla~en. Die  M a n t a ~ n e  wleir d f e ~ e n  
Plsn entachteden riirUck. Sie wollte um keinen Prefs d!e 
Leltuna aus der Hnnd peben: fhre Bundesaenoaflen wnren 
Ihr ehenso verdgchtie als fhre C,emrr, und mit Rraht. 
Dle Er lnv~nine  an den Jiini ln4R diirchwoete Irhendlaer 
als je die Refhen des P a r i ~ r r  Prol~tarintu. C,leich~~vnhl war 
es an dfe A11Tnnz mit der Montnene pekettet. Fie vertrat 
drn rrnsqten Tetl der De~artements.  ~ f r ?  ttheytrfeh thren 
Efnflunq In der Armee. alt? verf!!ete tlher deq d r ~ n k r n t i -  
-rhen Te11 fn der Natfonalenrde rie h*tte dfe m9r~l isrhe 
Macht der Butike hinter aich. Wider ihren Willen in die- 
scni Augenblick die Iiisurrektioii beginnen: das hiess für  
das Proletariat, flberdem dezimiert durch die Cholera, in 
bedeutender Masse aus Paris durch die Arbeitslosigkeit 
verjagte, die Junitape voii 1848 nutzlos wiederholen, ohne 
d!e Situation, we!che zu dem verzweifelten Kampf ge- 
drangt hatte. Die proletarischen DeleQerten taten das 
einzig Rntior~elle. Sie verpflichteten die Montagtie, sich 
zu lrompro:riittieren, d. h. aus den Grenzen des parln- 
mcntnrischen Kampfes herauszutreten ftir den Fall, dass 
ihr A~klagcakt  verworfen wurde. Wäherid ~ l e s  ganzen 
12. Jii:ii behauptete das Proletariat die selbe skeptisch be- 
obachtende Stellung und wartete ein ernstl!ch engagiertes, 
iinrviderrufliches Eandgemcnge zwischen der demokrati- 
cchen Natiolialgarde und der Armee ab, um sich dann in 
den Knmpf und die Revolution über das  ihr gesteckte 
lilcinbtirgerliche Ziel zu etUrzcn. Für  den Fall des Sie- 
ges war die proletarische Kommune echon gebildet, die 
neben die offizielle Regierurig treten eollte. Die Pariser 
Arbeiter hatten gelernt in der blutigen Schule des Juni 
18.18". 

Zwischen der heutigen Volksfronttaktik und der Politik 
drs  Y 3. Juni 1849 besteht allerdings ein gewaltiger Un- 
terach!ed. Die Montagne von 1849 war eine kleinburger- 
liche Partei, die immerhin versuchte, einen bewaffneten 
Aufstand gegeii die Grossbourgeoisie (die ~rdnungapartel) ,  
die die demokratischen Rechte der Massen abbaute, und 
F;cqcn Bcnaparte, der auf die Diktatur hinsteilcrte, durch- 
zufahiscn. Die h e u t i ~ e  Radikalsozialistische Patei rirlt de r  
dle IZPF sicli zur Volksfront verbunderi hdt, ist elnc Par- 
tei mit kleinbürgerlichem Massenanhang, aber mit gross- 
btircerlicher, ausgesprochen kapitalistischer Führung, sie 
ist ~re!ne OppositiÖnspartei wie a i e  Montame, sondern ei- 
ne Rsgierungspartei, die den Abbau der demokratischen 
Rechte der Massen und die Kapitalsoffensive unterattitzt 
liat und unterstiitzt. Marx wurde die heutige Volksfront- 
politik also noch viel schärfer kritisieren, als die Politik 
des 13. Juni 1849. 

Abcr auch so ist das, wae Marx über die Montagne 
~chrieb, ein vernichtendes Urteil ftir die Volksirontpolitilr, 
dle jetzt von der KI, vor allem iii Fankeich, betrieben 
wird. 

Was kritis!ert Marx an der Politik der Montagne? 
E r  warf ihr vor, dass sie zwar daa Vorhandensein einer 

pivilefflerten Klasse („der am meisten imperiallsttschen 



und am meisten chauvinistischen Elemente" des Kapitals, 
der 200 Familien) zugegeben. aber die Interessen U. Stel- 
1i:ngen der verschiedenen Klasfien nicht gepruft, sondern 
sich hemUd habe, allfmneine Phrasen Uber die aallgemei- 
nen, Xnteresqe~, des Volkes von sich zu geben; dass nie in- 
folrede?iaen nicht gesehen habe. dass hinter der aReak- 
tions, hinter den antfdcmokrntischen Restrebiineen der 
Cro?iqhoiir~eo!fife, h i ~ ~ t e r  den Dtktatur~lCLnen Emapartes 
b-tirrnitr mnterielle Tntercfi~en der Ka~itnlisten aestanden 
h ~ h e n :  das# sie deshnlb nuch nlcht imstande gewesen sei. 
dnm,pegcr?tiber die ~ozialen Interessen der bcrkttltiKen 
Mnrqen. die ihr fol.etsn. der Arbeiter und Klejnbtlr~er. zu 
llerfechten: dass aie den kozialen Forderungen des Prole- 
tarinta die revolntion#re Pointe abgebrochen und sich da- 
rRUf be*~hränkt habe, die sogen. „ewigen Menschenrechte" 
zu verteidtgen. 

Dagegen loht Marx an der Haltung der Pariser revo- 
lutionären Arbeiter. der Deletrlerten der geheimen Ar- 
heitereeoellrchnften. dass diene es ablehnten. aich der poli- 
tinehen Fl)hrun$ der Montnpe unterzuordnen und dass 
sie sich ftir den Fa.11 des Knmpfefi darnuf vorbereiteten, 
sofort liher die klctnhtir~erllnhen Ziele der Montnene hin- 
~runzueehen, dass s!e den Kampf ntnht unter der Fa.hne der 
hilreerllrhen pcmnkrntfe ftihren wollten, ßondem iinter der 
J,osiine der H ~ r r ~ c h n . f t  ~ P ! I  Pmlrtn.?intn. das ~ f ( ?  nfch nlrht 
da.raiif einstellten. mit der Montame atne ,.Volk~frontre- 
r-!oriinre' %*I hilrion. ßorirl~nr sieh nnarhirkten. etrre prole- 
tarfnrho Unmmum zu snhnffen. efnen. wie wfr  heilte naeen 
w:irrlen. Sm~fct.. rlsr einer eventiiP11en Rp$erung der Mon- 
tngne dle Herrsrhg.ft streitig machen sollte. 

Die Stellung von Marx zu den damaligen Klsesenkämp- 
fen In Frankreich ist deshalb fUr uns besonders wichtig, 
weil in Frankreich durch die Februarrevolution und die 
Junischlacht von 1848 die bUrgerliche Revolution im gros- 
sen und ganzen abgeschlossen und die proletarische Revo- 
lution auf die Tagesordnung gestellt worden war. Dage- 
gen handelte es aich in Deutschland bis zum Jahre 1870. 
d. h. bis die Einigung Deutschlands und die Wegräumung 
der hauptstlchlichsten Ueberreste des Feudalismus durch 
die junkerlich-kapitalistische „Revolution von oben" voll- 
zogen war, vorerst um die btirgerliche Revolution. Soweit 
aber dle Bourgeoteie gegen den Feudalilmuß auftritt, spielt 
sie eine fortschrittliche Rolle und deshalb traten M m  und 
Engels. solange es sich in Deutschland noch um die bar- 
gegiche ~evolut ion handelte, unter gewissen Umstanden 
auch fOr ein Zusammengehen mit der liberalen Bouaeoisie 
ein. Aber auch diese ~ a i t u n g  von Marx und Engels bt al- 
les andere ala ein Argument fUr die heutige Volksfront- 
politik der KI. Einmal handelt es sich heute in den kapi- 
talistischen Landern, auch wenn in ihnen ein faschisti- 
scher Staatsstreich droht oder der Faachismua zur Herr- 
schaft gelangt ist, nicht um die biirgerliche, eondem um 
die proletarische Revolution. Es  ist ein Trugschluss zu 
glauben, dass, wenn die Bourgeoisie gegentiber dem feu- 
dalen und halbfeudalen Absolutlemus eine SortschIlttllohe 
Rolle gespielt hat, sie dies auch gegenllber dem faschisti- 
schen Abscilutluiniis tue. Die mittelalteiSliclie Barbarei des 
Faschisriiuh int  keine Wiederherstellung feudaler Klassen, 
keirie Verleugiiung des Kapitalismus, sondern bringt nur 



zum ~ u s d r u c k ,  dass die Kapitalisten-Klasse durch und 
durch verfault und reaktionär geworden ist, dass der 
Fortschritt der menschlichen Gesellschaft heute nur noch 
durch die proletarische Hevolution erfolgen kann. I m  
Kampfe gegen den Faschismus kommen also Organisatio- 
nen oder Gruppen von Bourgeois nicht als Bundesgenossen 
der Arbeiter in Frage. Zweitens aber haben Marx und 
Engels auch in der Periode der biirgerlichen Revolution, 
t i l ~  die Bourgeoisie noch elne fortschrittliche Rolle spielte, 
sich ihr gegenfiber ganz anders verhalten als die heutigen 
Führer der X1 gegenllber den Gruppen der Bourgeoisie, 
init deneri sie sich in der Volksfront verbiindet haben, 
bezw. verbunden wollen. 

Marx und Xngels haben vor 1848 gegeniiber den sogen. 
„wahren Sozialisten", das Eingreifen des Proletariats in 
die bargeriiche Revolution und zu diesem Zweck auch eine 
Uiiterstützung der liberalen Uourgeoisie gepe;i den Abso- 
IuLismus gefordert. Aber ILIarx und Engels haben gleich- 
zeitig alle biirgcrlich-demokratischen illusionen auf das 
Scnlirfste bekllmpft. „Die Arbeiter wisseri" schrieb Marx 
gegeil den bti2gerlichen Republikaner Heinzen in der 
„Deutscheil Br'Jsseler Zeitung", „dass aie Abschaffung 
ut.r biirgerlicheii Eigentumsverhältnisse nicht herbeige- 
iülirt wird durch Erhaltung der feudalen. Sie wissen, dass 
uuicii die revolutionäre Bewegung der Bourgeoisie gegen 
ciie feudalen Stiiiide und die absolute alionarchie ihre ei- 
gene revolutionäre Bewegung nur beuchleuiiigt werden 
Kann. Sie wissen, dass ihr eigener Kampf mit der Bour- 
geoisie erst anbrechen kann an  dem Tage, wo die Bour- 
geoisie gesiegt hat. Trotz alledem teilen sie die blirgerlichen 
liiusionen des Herrn Heinzen niclit. Sie können und müssen 
die bilrgerliche Revolution als eine gedingung der Arbeiter- 
revolution mitnehmen. Sie können sie aber keinen Augen- 
blick als ihren Endzweck betrachten." 
Iin „Kommunistischen Manifest" wird gesagt, dass „die 

deutsche bllrgerliche Revolution. . . .nur das  unmittelbare 
Vorspiel einer proletarischen Revolution sein kann." In 
seinen „Grundstltzen des Kommunismus" führte Engels 
diesen Gedanken näher aus: 

„In Deutschland endlich steht der entscheidende Kampf 
zwischen der Bourgeoisie U. der absoluten Monarchie erst 
bevor. Da aber die Kommunisten nicht eher auf den ent- 
scheidenden Kampf zwischen ihnen selbst und der Bour- 
geoisie rechnen können, als bis die Eourgeoisie herrscht, 
so ist es das Interesse der Kommunisten, die Bourgeoisie 
sobald als möglich an die Herrschaft bringen zu helfen, 
um sie so bald als möglich wieder zu stiirzen. Die Korn- 
?riunisten miissen also, gegeniiber den Regierungen, stets 
ftir die liberale Bourgeoisie Partei ergreifen und sich nur 
davor hiiten, die Selbsttäuschungen der Bourgeoisie zu tei- 
len, oder ihren verftihrerischen Versicherungen von den 
heilsamen Folgen des Sieges der Bourgeoisie für das Pro- 
letariat Glauben zu schenken." 

Auf Grund dieser Auffasung bezeichnete es das „Kom- 
munistische Manifest" als Aufgabe der Kommunistischen 
Partei in Deutschland, „bei den Arbeitern ein möglichst 
klares Bewusstsein Uber den feindlichen Gegensatz zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletariat herauszuarbeiten, 
damit die deutschen Arbeiter sogleich die gesellschaftli- 
chen und politischen Bedingungen, welche die Bourgeoisie 
init ihrer Herrschaft herbeiführen muss, also ebenso viele 



Waffen gegen die Bourgeoisie kehren können; damit nach 
dem Sturz der reaktionären Klassen in Deutschland sofort 
der Kampf gegen die Bourgeoisie selbst beginnt." 

Die angefiihrten Zitate zeigen, dass Marx und Engels 
am Vorabend der Revolution von 1848 dem deutschen 
Proletariat die Anfgabe stellten, in die biirgerliche Revo- 
lution einzugreifen, fiir ihre eiitschiedene Durchfiihrung 
zu kämpfen, um sie zur proletarischen Revolution weiter- 
zutreiben. Während die KPD heute im Namen der Volks- 
frontpolitik die Unterstiitzung einer Volksfrontregierung 
zusagt, die die biirgerliche Demokratie in Deutschland 
nach dem Sturz des Faschismus wiederherstellen soll, 
haben Marx und Engels es vor der Revolution von 1848 
als die Aufgabe des Proletariats bezeichnet, fiir den Fall, 
dass nach dem Sturz des Absolutismus die Bourgeoisie 
zur Macht kommen sollte, den Kampf gegen sie aufzuneh- 
men, um die Revolution bis zum Siege der Arbeiterklasse 
weiterzutreiben, um die biirgerliche Revolution in das un- 
mittelbare Vorspiel der proletarischen zu verwandeln. 

Marx und Engels waren in der Epoche der biirgerlichen 
Revolution fiir eine Untersttitzung der damals fortschrtitt- 
liehen Bourgeoisie, soweit, und nur soweit diese wirklich 
gegen die feudalen KrBfte auftrat, um dadurch den 
Kampf der Arbeiterklasse fiir ihre eigenen Klassenfor- 
derungen zu fordern, während die heutige Volksfrontpolitik 
darauf hinausläuft, in der Epoche der proletarischen Re- 
volution im Interesse eines Biindnisses mit der reaktionii- 
ren Bourgeoisie der Gegenwart (die auch dann reaktionär 
ist, wenn sie sich liberal gibt) die eigenen Klassenforde- 
rungen des Proletariats und den Kampf ftir sie in den 
Hintergrund treten zu lassen. 

Während der Revolution von 1848/49 haben Marx und 
Engels den Verrat der liberalen Bourgeoisie an der biir- 
~erlichen Revolution und auch die Schwankungen der 
klelnbiirgerlichen Demokratle auf das Entrchledenate an- 
geprangert und bekämpft. 

Tm Kampfe gegen die liberale Bourgeoiale, die sich ao- 
fort nach den Märztagen von 1848 mit der feudalen Re- 

aktion verband, um so das Weitertretben der Revolution, um 
weitere revolutionäre Aktionen der werktätigen Massen, 
der Arbeiter, städtischen Kleinbiirger und Bauern zu ver- 
hindern, verfochten Marx und Engels eine Politik, die 
darauf abzielte. durch den Kampf dieser Masaen die biir- 
gerliche Revolution gegen die verräterische Bourgeoisie 
zu Ende zu fiihren und das Umschlagen, (oder wie Lenin 
sagte „HiniiberwachsenW) dieser Revolution in die pro- 
letarische vorzubereiten. Noch in der Emigration, noch 
in Paris, arbeiteten Marx und Engels ein Programm von 
„Forderungen der Kommmunistischen Partei in Deutsch- 
land" aus, in dem u.a. die allgemeine Volksbewaffnung, 
die Umwandlung der fiirstlichen und anderen feudalen 
Landgilter in Staatseigentum, die Verstaatlichung aller 
TransgortmitteI verlangt wurden. Der Kampf fiir diese 
Forderungen wurde als Sache „des deutschen Proletari- 
ats, des kleinen Biirger- und Bauernstandes", d.h. der 
werktätigen Klasseii, bezeichnet. Diese Orientierung auf 
die Aktion der werktrtigen Massen wurde von Marx und 
Engels im Verlauf der Revolution. folgerichtig festgehal- 
ten. Am 29. Dezember 1848 schrieb Marx in der „Neuen 
Rheinischen Zeitung" : 



„Die Geschichte des preussischen Biirgertums von März 
bis Dezember beweisst, dass in Deutschland eine rein 
biirgerliche Revoliition und Grlindutig der Bourgeoisherr- 
Schaft unter der Fom der konstitutionellen Monarchie 
unmöglich, dass nur die feudale absolutistische Konterre- 
volution möglich ist oder die sozial-republikanische Re- 
volution" 

Diese Marxsche Stellungtiahme enthielt i n .  der Keim- 
form bereits die von Lenin in Russland im Jahre 1905 
vertretene Taktik des Kampfes fUr die Errichtung e h e r  
demokratischen Diktatur der werktätigen Klassen, der 
Arbeiter und Bauern, die die blirgerliche Revolution im 
Kampf gegeri den Verrat der liberalen Bourgeoisie konse- 
quent durchfuhrt und damit die Voraussetzungen fiir das 
Weitergehen dea Proletariats zur sozialistischen Revolution 
schafft. 

infolge der orgaiiisatorischen Schwäche des Kommun!- 
stenbundes arbeiteten seine Mitglieder während der Revo- 
lution von 1848 anfänglich innerhalb der Organisationen 
der kleinbiirgerlicheii Demokratie. Der organisatorische 
Bruch mit diesen erfolgte erst 1849. Aber das hinderte 
Marx und Engels nicht, von vornherein eine selbstständi- 
ge Linie gegeniiber den Politikern des Kleinblirgertuma 
eitizuschlagen und sie auf das  schärfste zu kritisieren. 

Auf Grund der Erfahrungen der Revolution von 1848/49 
nahmen Marx und Engels in einer Aussprache der Zen- 
tralbehörde des Kommunistenbundes im Jahre 1850 zu den 
Aufgaben der Komunisten in Deutschland Stellung. Auch 
hier werden die Kampfaufgaben des Proletariats in der 
biirgerlichen Revolution unter schärfster Ablehnung aller 
biirgerlich-demokratischen Illusionen und vom Gesichts- 
punkt der Schaffung der Voraussetzungen flir die prole- 
tarische Revolution, fiir die Eroberung der Macht durch 
die Arbeiterklasse, behandelt. Die Ansprache stellt den 
Verrat der liberalen Bourgeoisie in der Revolution von 
1848 fest und erklärt dann, dass „diese so verräterische 
Rolle. . . .in der bevorstehenden Revolution von den demo- 
kratischen Kleiiiblirgern" iibernommen werden werde. Die 
demokratische Partei sei den Arbeitern „weit gefährlicher 
als die friihere liberale." Das Verhältnis der revolutionl- 
ren Arbeiterpartei zur kleinblirgerlichen Demokratie mlisse 
das folgende sein: „Sie geht mit ihr zusammen gegen die 
Fraktion, deren Sturz sie bezweckt; sie tritt ihr gegen- 
iiber in allem, wodurch sle sich fiir d c h  selbst festsetzen 
will". Ueber das Programm der kleinblirgerlichen Demo- 
kratie (republikanische Verfassung und soziale Reformen) 
wird gesagt : *Diese Forderungen können der Parte1 des 
Proletariats aber keineswegs genligen. Wahrend der de- 
mokratische Kleinbiirger die Revolution möglichst rasch 
und unter Durchfiihrung höchstens der obigen Anspruche 
zum Abschluss bringen wollen, ist es unser Interesse und 
unsere Aufgabe, die Revolution permanent zu machen, So- 
lange bis alle mehr oder minder besitzenden Klassen von 
der Herrschaft verdrängt sind, die Staatsgewalt vom Pro- 
letariat erobert. . . .ist." 

Die Ansprache lehnt ferner die von den demokratischen 
Kleinbiirgern geforderte Schaffung einer „grossen Oppo- 
siaonspartei, die alle Schattierungen in der demokratischen 
Partei umfasst. . . .und in der die bestimmten Forderungen 
des Proletariats um des lieben Friedens willen nicht vor- 
gebracht weren diirfen" a b  und fordert die „selbstständi- 



ge, geheime und öffentliche Organisation der Arbeiterpar- 
tei". „Ftir den Fall des Kampfes gegen einen gemefnsa- 
men Gegner", schreiben Marx und Engels weiter, „braucht 
es keiner besonderen Vereinigung. Sobald ein solcher Qe- 
gner direkt zu bekämpfen ist, fallen die Interessen beider 
Parteien für den Moment zusammen, und wie bisher witd 
sich auch in Zukunft diese nur fiir den Augenblick be- 
rechnete Verbindung von selbst herstellen." FClr den Fall 
der Revolution fordern Marx und Engels: „Sie (die Ar- 
beiter) miissen neben den nenen offiziellen Regierungen 
zugleich eigene revolutionBre Arbeiterregierungen, sei es 
in der Form von Gemeindevorständen, Gemeinderäten, sei 
es durch Arbeiterklubs oder Arbeiterkomitees errichten, so 
dass die biirgerlich-demokratischen Regierungen nicht nur 
sofort den Rtickhalt an  den Arbeitern verlieren, sondern 
sich von vornherein von Behörden Uberwacht und bedroht 
sehen, hinter denen die ganze Masse der Arbeiter steht ... 
Vernichtung des Einflusses der btirgerlichen Demokraten 
auf die Arbeiter, sofortige selbständige und bewaffnete 
Organisation der Arbeiter und Durchsetzung möglichst er- 
schwerender und kompromittierender Bedingungen ftir die 
augenblicklich unvermeidliche Herrschaft der btirgerlichen 
Demokratie, das sind die Hauptpunkte, die das Proleta- 
riat und somit der Bund während und nach dem bevor- 
stehenden Aufstand im Auge zu behalten hat." 

Wir senen, wie weit entfernt Marx und Engels von den 
Auffassungen waren, die der heutigen Volksfrontpolitik zu- 
grunde liegen. Im Jahre 1850 ,als in Deutschland nach 
der Niederlage der Revolution die schlimmste Reaktion 
herrschte, forderten sie, dass die Kommunisten das Pro- 
gramm der kleinbtirgerlichen Demokratie und die btirger- 
lich-demokratischen Illusionen auf das schärfste kritisier- 
ten. Sie wandten sich dagegen, dass man im Namen der 
Herstellung einer möglichst breiten Opposition gegen die 
herrschende Reaktion und ihren Terror die eigenen Klas- 
senforderungen des Proletariats zurtickstelle oder vertu- 
sche. Sie kamen nicht auf die Idee, sich auf die.von der 
kleinbtirgerlichen Demokratie geforderte btirgerfich-parla- 
mentarische Republik zu verpflichten, sondern verlangten 
ftir den Fall der Revolution die Bildung lokaler Arbei- 
terregierungen, d.h. von Sowjets, wie wir heute sagen wllr- 
den, um so die biirgerliche Revolution mit der grossten 
Eritchiedenheit zu Ende zu fuhren und den Uebergang zur 
proletarische Revolution zu bewerkstelligen. 

Diese wenigen Beispiele geniigen. um zu zeigen, dass 
die Volksfrontpolitik eine grobe Verleugnung der takti- 
schen Lehren von Marx und Engels ist. 

In einem weiteren Artikel werden wir zeigen, dass auch 
Lenin stets ein entschiedener Gegner der Auffasungen 
war, die jetzt von der KI  im Zeichen der Volksfrontpo- 
litik vertreten werden. 



In der Doppelnummer 4 / 5  der Zeitschrift <Die Inter- 
iiationale, der KPD wird unter der Ueberschrift <Brand- 
Jers Kampf gegen die Volksfront~ gegen die Stellung der 
KPD(0) und der. IVKO zur Volksfront polemisiert. Wir 
werden beschuldigt: 

*die Volksfront i ~ i  Frankreich zu verleumden> und 
(:eine vergiftete Propagandagegen die antifaschisti- 
sche Politik der Volksfront in Deutschland zu ver- 
breiten., Weiter heisst es auf Seite 89: 

<Da sich die Geschichte nicht nach den Wiinschen 
Brandlers gerichtet hat, versucht B. die Geschichte 
zu korrigieren, indem er bestreitet, dass der Sturz der 
faschistisch-reaktionären Regierung in Spanien ein Er- 
folg der Volksfrontpolitik und dass der Kampf fiir 
bessere Lohn- und Arbeitsbedlngungen und die Auf- 
lösung der faschistischen Ligen in Frankreich ein Fort- 
schritt des antifaschistischen Kampfes sei., 

So erfreulich es ist, dass die K P  versucht, iiber die 
Streitfragen zu diskutieren, ao ungliicklich ist der erste 
Versuch. Die drei Monate Volksfrontpraxis, die seit Er-  
scheinen dieses Artikels in der uInternationale> verflossen 
sind, haben eine solche Fiille von Tatsachen gebracht. 
dass wir die ganze Nummer desuIK1, mit Belegen ftil!eii 
Könnten, dass nicht wir uns von Wiinschen haben leiten 
lassen, sondern die Volksfrontbefiirworter. Wir verweisen 
auf die beiden Artikel iiber Frankreich und Spanieti in 
diese Nummer, die einen Teil dieses Tatsachenmaterials 
bringen. Hier wollen wir nur auf ein paar Gesichtspunkte 
des Artikelschreibers eingehen. . 

Der Artikelschreiber bucht als Erfolg der Volksfront- 
politik den Sturz der faschistischen Regierung in Spa- 
iiien und die Junistreiks in Frankreich.Hier beginnt schon 
der grobe Irrtum. Es ist richtig, dass die Volksfrontpropa- 
ganda von breiten Massen als ein Ausgangspunkt ihres 
Kampfes fUr die Tagesinteressen angenommen wurde. 
Aber zwischen der Volksfront der Spitzen der Volksfront- 
parteien und der Massen klafft von vornherein 
ein grundsätzlicher Widerspruch. Die Massen verstanden 
unter Volkafrontpolitik die Möglichkeit, den Kampf gegen 
den Faschismus und gegen die Verelendung in die Tat  
umzusetzen. Sie stimmten bei den Wahlen fiir die Volks- 
frontparteien und schufen in Frankreich eine Mehrheit ftir 
eine Volkeirontregierung. Die Junistreiks in Frankreich 
entstanden gegeri den Willen der Volksfrontparteien. Die 
Maasen lieosen sich von dem Gefiihl leiten, dass eine 
Volksfrontregierung, die die ktimmerlichen Rechte, die dle 
ttirgerliche Demokratie der1 Werktätigen gibt, im Interesse 
der Werktatigen ausniitzen will. der kräftigen ausserpar- 
lamentarischen UnterstUtzung bedarf. Die Volksfrontre- 
giening und Volksfrontparteien niitzten aber diesen präch- 
tigen Kampfwilleri der Massen nicht und gaben diesem 
Kampfwillen keine Organisation und Führung, sondern 
erschraken vor den kämpfenden Massen und bremsten 
im Auftrag ihrer biirgerlichen Koalitionsgenossen mit all 
den altbekannten Methoden der reformistischen Partei- 
uiid Ckwerkschaftshtirokratie die Massenaktionen ab. 

In Frankreich wurden unter dem Druck der Massen- 
streiks und friedlichen Betriebsbesetzungen Lohnerhöhun- 
gen von 7-15 Prozent. die Vertragsfähigkeit der Gewerk- 
schaften, dle Anerkennung von Betriebsräten und der be- 
zahlte Urlaub durchgesetzt. Die Volksfrontreglerung hat 
nur in Paragrafen gefasst, wrte die Massenbewegung im 
ersten Anatoss erkämpft hatte. In Spanien wurde die Be- 
freiung der Gefangenen der Oktoberrevolution 
erzwungen, die materiellen Erfolge waren viel 
geringer, weil die Streikbewegung in Spanien 
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von Anfang von den Volksfrontparteien nie- 
dergehalten wurde und gegen die anarcho-syndikalisti- 
schen Gewerkschaften, die eich nicht auf Versprechungen 
der Volksfrontregierung einliessen und gegen die Land- 
arbeiter und landlosen Bauern, die den Orossgrundbesitz 
aufteilen wollten, wurde Polizei und Guardia Civil einge- 
setzt. Durch diese Massnahmen der Volksfrontregierung 
wurde in Spanien die Herstellung der proletarischen Ein- 
heitfront und die Einbeziehung der landlosen Bauern ver- 
hindert. Die Kräfte des F~lichiamus. die durch d a s  Wahl- 
er~ebnis  von der parlamentarischen Blihne zurückgedrängt 
wurden, konnten ohne Störung seitens der Volksfront- 
regierung und Volksfrontparteien den Aufstand vorbe- 
reiten. Erst als der Aufstand ausbrach, wurde die käm- 
pfende Einheitsfront der Werktätigen in Spanien mit un- 
geheuren Opfern hergestellt, indem die Werktätigen mit 
blossen Fäusten in den wichtigsten Zentren den Faschisten 
die Waffen entrissen. 

Die Volksfrontregierung in Frankreich, die im Namen 
des Kampfes gegen den Faschiemus und mit der Losung 
-.die Reichen sollen zahlen, ans Ruder gebracht wurde, 
hat vor den Faschisten und den a200 Familien, glatt kä- 
pituliert. Die drei Monate Volksfrontregierung bilden ein 
einziges Beispiel der Zersetzung der ausserparlamentari- 
schen Massenkämpfe. Heute sind die auf dem Papier 
aufgelösten faschistischen Verbände frecher denn je und 
die Grossbourgeoisie ist zur Gegenoffensive tlbergegan- 
gen. Statt die Reichen zahlen zu machen, das heisst eine 
Steuerpolitik durchzufllhren. die die Lasten der Krise 
auf die Besitzenden abwälzt. hat die Volksfrontregierung 
die Devaluation durchgefiihrt, das heisst sie hat die 
Lasten auf die Werktätigen, auf die Volksfrontwähler 
abgewllzt. Die materiellen Erfolge der Junistreiks sind 
durch die Teuerung und die Sabotage der Unternehmer 
wieder vernichtet worden. Die Versuche der Arbeiter, die 
Sabotage der Unternehmer durch Steiks mit friedlicher 
Betriebsbesetzung wie im Juni abzuwehren, werden von 
der Volksfrontregierung mit Polfzeigewalt verhindert. Der 
Volksfront-Polizeiminister Salengro lässt die Streikenden 
aus den Betrieben auf die Strasse werfen, die Streiken- 
den und die Gewerkschaftsflih'rer werden verprUaelt. Die 
aaufgelösten~ faschistischen Verbände drohen -mit der 
Störung der kommunistischen Versammlungen und führen 
diese Drohung durch. Die Volksfrontregierurig verbietet 
die Versamlungen der KPF oder reduziert sie. wie im El- 
sass, auf 10 von 127. Im «Interesse der Volksfront> fugt 
sich die kommunistische Partei diesen Massnahmen und 
liberbietet sich in Predigten von Ruhe und Ordnung. 

Was wir an der Volksfront~olitik von Anfang an br- 
kämpft haben und weiter bekämpfen, das ist 'die Ver- 
fllschung des Gedankens der proletarischen Einheitsfront 
und der Gewinnung der nicht-proletarischen Werktätigen 
fiir diesen Einheitsfrontkampf. Der Fehler besteht darin. 
dass man den Glauben erweckte. die demokratische Staats- 
form und die blirgerlichen Demokraten bildeten ein Boll- 
werk gegen den Faschismus, falls nur das  Proletariat auf 
seine revolutionären Ziele zeitweilig verzichtet und sich 
darauf beschränkt, seine Gegenwartslnteressen zu ver- 
treten. Die Praxis beweist, dass die blirgerlichen Koali- 
tions- und Volksfrontgenossen kein Bollwerk gegen den 
Faschismus sind, und dass sie den Kampf fllr die Tages- 
interessen der Werktätigen nicht tolerieren, sondern alle 
demokratischen Spielregeln preisgeben, wenn ihre kapi- 
talistischen Eigentumsinteressen verletzt werden. Das, und 
nichts anderes zeigt die Erfahrung der Volksfrontpraxis 
in Spanien und Frankreich. 



Noch schlimmer wirken sich die Volksfrontillusionen bei 
ihrer Uebertragung auf Deut~chland aus. Auf Seite 89 
heisst es : 

aBrandler ist nicht gefzen ein BUndnis mit dem 
Kleinbiirgertum, aber er-hilt ein solches Bündnis auf 
der Grundlage der revolutionären und sozialistischeii 
Ziele der Arbeiterklasse gegenwärtig fiir möglich.> 

Hiermit wird uns unterschoben, wir lehnten den Kampf 
um die Gewinnung der nicht-proletarschen Werktätigen 
für den antifaschistischen Kampf um die noch nicht so- 
zlalfstlschen Tagesaufgaben ab. Der Artikelschreiber ver- 
wechselt unsere Auffassung von der proletarischen Ein- 
heitsfront und der Einbeziehung der Mittelschichten mit 
seiner ehemaligen ultralinken Auffassung. Wir haben den 
gemeinsamen Einheitsfrontkampf mit sozialdemokrati- 
schen Arbeitern, Kleinbiirgern, Kleinbauern immer gefor- 
dert und forden dies heute. Was wir bestritten haben und 
bestreiten, das ist, dass die kampffähige Einheitsfront 
der Arbeiter und tibrigen Werktätigen durch ein Bllndrils 
mit den Spitzen der bllrgerllchen PartelfUhrun~en geschaf- 
fen werden kann. Wir sind der Meinung, das6 die Spitzen 
der bbgerllchen Parteien auch dann nur ein Hemmnis 
fIlr den Kampf gegen den Faschismus und fiir die Tages- 
interessen sind, wenn die Führer dieser Parteien sich auf 
zahlreiche kleinbiirgerliche Anhänger stutzen. Vorausset- 
zung zur Schaffung einer kampffähigen Einheitsfront und 
Einbeziehung der Kleinbiirger und Kteinbauern in sie, 
ist, dass die Gewinnung der Mittelschichten für  die pro- 
letarische Einheitsfront ohne und gegen ihre btlrgerlichen 
Pateiführer erfolgt. 

Auf Seite 91 heisat es. 
%Der Arbeiter will wieder seine Organisationen und 

bessere Löhne, der Bauer will lohnende Peise und Auf- 
hebung der Kriegszwangwirtschaft und der Mittelstand 
will die Herabsetzung der Steuern. Wohl sind die 
breiten Massen stimmungsgemäss gegen das Grosska- 
pital, aber sie sind damit noch nicht bereit, fUr den 
Sturz des Kapitalismus zu kämpfen., 

Aus dieser Tatsache schlussfolgert die KPD. dass die 
Kommunistische Partei auf die Propaganda der kommu- 
nistischen Grundsätze zeitweilg verzichten und eich auf 
den Boden dieser Illusion der noch nicht kommunistischen 
Massen stellen miisse. 

Was ist daa anderes als die alte reformistische illusion, 
die in Deutschland und Oesterreich so grauenhaft abge- 
wirtchaftet und dem Faschismus den Boden bereitet hat?  
Die Verirrung der KPD-Fiihrung geht sogar soweit, dass 
sie die awiederherstellung der Arbeiterorganisationen, der 
Gewerkschaften und der verschiedenen Organisationen der 
Werktätigenw herbeifiihren will durch die Ausnutzung je- 
ner elegalen Massenorganisationenw, adenen die Arbeiter, 
der Mittelstand. die Bauern und Teile des demokratisch 
gesinnten Biirgertums zwangsweise oder freiwillig ange- 
h6ren. B 

In der ultralinken Periode lehnte die KPD die AusnUt- 
sung der unter reformistischer Führung stehenden Mas- 
senorganisationen fiir den Tageskampf ab, heute ver- 
fallt sie in da8 rmgekehrte Extrem und will die faechi- 
stischen Massenorganisationen, die einzig und allein den 
Zweck haben, jeden Interessenkampf der Werktätigen 
zu verhindern. xausniitzenw. In der ultralinken Periode 
untersch#tztr die KPD-Ftihrung den Faschismus, heute 
hat  sie das Weaen dee Faschismus als die Eieglerunge- 
form des absterbenden Kapitalismus immer noch nicht 
begriffen und l ä ~ e t  sich von dem Wunschbild leiten, da88 
erst die biirgerliche Demokratie und legale Arbeiterorga- 



nisationen geschaffen werden miissten, bevor der Kampf 
zum Sturz des Kapitalismus, den sie vom Kampf zum 
Bturz des Faschismus mechanisch trennt, gefiihrt. werden 
kann. Das kann nur  zu neuen grauenhaften Enttäuechun- 
gen fuhren lind muss dis von dieser falschen Strategie 
und Taktik irregeführten Werktätigen in dle Passivtt#t 
oder gar der faschistischen Massenbasis zutreiben. Pci' 
Kampf gegen den Faschismus ist nur ein Teil des Kam- 
pfes gegen den Kapitalismus. Im Rahmen der kapitali- 
stischen Demokratie ist der Faschismus nicht 
defenitiv abzuwehren. Kur dort, wo die Ce- 
ringen demokratischen Freiheiten der noch nicht 
faschistischen L8nder zur Vorbereitung des aus- 
serparlamentarischeii Massenkanlpfes mit allen Mitteln 
ausgeniitzt werden und die voti der KP geführten Massen 
eine wirkliche Kraft  darstellen, die Rechte der Werktä- 
tigen erweitert, die der Faschisten beschränkt und im Lau- 
fe des Kampfes vernichtet werden, werden die Mittel- 
schichten angezogen, und nur so kann die Umwandlung 
der biirgerlichen Demokratie in die faschistische Diktatur 
verhindert werden. Das bedeutet aber Kampf um die 
Umwandlung der btirgerlichen Demokratie in die prole- 
tarische Diktatur. gestützt von den iibrigen Werktätigen. 
Ne nur dadurch zu Verbiindeten gemacht werden können. 
dass die Arbeiter sie mit aller Kraft 111 ihren Tages- und 
Isteressenkämpfeii fördern und dass sie an  Hand der 
Kampferiahrungen tlurch die Fiihrung des gemeinsamen 
Kampfes in Verbiiidung mit der Propaganda der kom- 
munistischen Grundsätze von der Richtigkeit und Not-  
wendigkeit des Kominunisnius iiberzeugt werdeu. 

in  einem Anhang auf Seite 92 des Artikels wird noch 
versucht, gegen unsere Stellung in der Kriegsfrage zu 
polemisieren. Aus Raummangel können wir heute nlcht 
näher darauf eingehen. Die Frage, was wir im Falle des 
Krieges vorschlagen, haben wir bereits in verschiedener? 
Artikeln der vorhergehenden Nummern des aIKIn so klar 
beantwortet, dass jeder, der sie aufmerksam liest. die 
Frage beantwortet findet. 



1. DER GRUNDSAETZLICHE STANDPUNKT DES 
KOMMUNISMUS 

Die Volksfront~olitik hat dazu ~ef i ihr t .  dass die Grund- 
sätze des ~ommunismus nicht n u r  in der politischen 
Praxis der kommunistischen Parteien verlassen worden 
sind und täglich mit Fiissen getreten werden, sondern 
auch. dass selbst ihre theoretische Kenntnis und Aner- 
kennung verloren geht, sei es, dass sie einfach averges- 
senw oder zynisch beiseitegeschoben werden, oder dass 
versucht wird, sie der neuen Praxis, der Volksfrontpoli- 
tik anzupassen, das heisst, zu verfälschen. Das Uebel 
hat sich so tief eingefressen, dass selbst manche Gegner 
der Volksfrontpolitik der Kommunistischen Partei in 
Frankreich und Spanien in Bezug auf die kommunistischen 
Grundsätze unsicher geworden sind. Ueberhaupt zeigt es 
sich, dass die kommunistischen Grundsätze bei denjeni- 
gen kommunistischen Parteien, die sich einfach fix und 
fertig iibernommen haben und bei denen sie nicht ein Nie- 
derschlag eigener Erfahrungen und Erlebnisse waren, 
meist nur hauttief Sassen. Sie konnten sie <vergessen% 
oder ihre praktische und theoretische Verfälschung hin- 
nehmen, weil sie fiir sie keine lebendige in Fleisch und 
Blut Ubergegangene Wahrheiten, sondern tote Formeln 
waren. Dazu kommt eine ganz neue Erscheinung. Ea gibt 
heute in Ländern, wie Frankreich und Spanien breite 
Schichten von Mitgliedern der Kommunistischen Parteien 
dieser Länder, die während der Periode der Volksfrontpo- 
litik in sie eingetreten sind und die die kommunistischen 
Grundsätze und Ziele garnicht kennen! Damit meinen wir, 
dass sie sie nicht aus der lebendigen politischen Praxis 
der kommunistischen Parteien kennen, denen sie sich an- 
geschlossen haben, weil sie in dieser Praxis nicht vorhan- 
den sind. Sie mögen sie vielleicht vom gedruckten Papier 
des Parteiprogramme her kennen, aber das  blosse Papier 
oder auch Schulungskurse können ihnen die wirkliche 
Kenntnis der Grundsätze nicht vermitteln, wenn die all- 
tägliche politische Praxis der Partei im Widerspruch da- 
zu steht. Das Bewusstsein, die Ideologie der Mitglieder 
der kommunistischen Parteien wird durch das Sein dieser 
Parteien, durch ihr politisches Handeln bestimmt, (nattirlich 
im Durchschnitt) und so ergibt sich der paradoxe Zu- 
stand von kommunistischen Parteien mit einer Mehrheit 
von Mitgliedern, die ihrem Bewusstsein nach Reformisten 
sind. E s  ist hier nicht der Ort, um die Konsequenzen 
eines solchen Zustandes, insbesondere im Falle eines 
iieuen imperialistischen Weltkrieges, auszumalen. 

Jedenfalls ergibt sich aber aus einem solchen Zustand, 
dass man schon nicht mehr bei allen Mitgliedern der kom- 
munistischen Parteien eine wirkliche Kenntnis der Grund- 
sätze und Ziele der Kommunismus voraussetzen darf, 
sondern dass man in einer Reihe von Fragen wieder von 
vom anfangen muss. Dabei handelt es sich allerdings 
um mehr als das blosse In-Erinerung-rufen oder erstmalige 
Beibringen der Grundsätze. Es  handelt sich darum, sie 
lebendig zu machen, sie mit der eigenen Erfahrung der 
Arbeiterbewegung ausserhalb der Sowjetunion zu ver- 
binden. 

Hier liegt ja die wesentliche Umache der reformistisch- 
opportunistischen Entartung der kommunistischen Parteien 
und der KI. Der Kampf gegen den Faschismus und die 
imperialistische Kriegsgefahr stellt die kommunistischen 
Parteien ausserhalb der SU unausweichlich vor die Auf- 
gabe. den Weg zum Sozialismus und zur proletarischen 
Diktatur ents~rechend den besonderen Klassenverhältnissen 
ihrer Länder -aufzusaren, aufzuzeigen und einzuschlagen. 
Die russischen Kommunisten konnten das nicht ftir die 
anderen besorgen - das ist hinlänglich bewiesen - und 
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die anderen kommunistischen Parteien konnten es ebenso- 
gowenig, solange sie gegeniiber den russischen Kommuni- 
sten geistig unselbständig und unkritisch waren. 

Da wir also voraussetzen miissen, dass es heute zahl- 
reiche Mitglieder der kommunitischen Parteien gibt, die 
die Grundsätze des Kommunismus nicht mehr oder noch 
nicht kennen, so sei hier der Kiirze halber wiedergegeben, 
was das Programm der Kommunistischen Internationale 
tiber das Verhtlltnis der blirgerlichen Demokratie zur pro- 
letarischen Diktatur und Dber den Uebergang von der einen 
zur anderen sagt. In Kapitel IV, 1. Abschnitt, heisst es: 

aDie Eroberung der Macht durch das Proletariat ist 
keine friedliche „Eroberungw der fertigen biirgerlichen 
Staatsmaschine durch Erreichung der Parlamentsmehr- 
heit. Die Bourgeoisie wendet alle Mittel der Gewalt 
und des Terrors an, um ihr räuberisches Eigentum 
und Ihre politische Herrschaft zu sichern und zu stär- 
ken. Wie einst der feudale Adel, kann auch die Bour- 
geoisie ihren Platz in der Geschichte der neuen Klas- 
sen nicht ohne den verzweifeltsten, erbittertsten 
Kampf räumen. Deshalb kann die Gewalt der Bour- 
geoisie nur durch die entschlossene Anwendung der 
Gewalt durch das Proletariat gebrochen werden. Die 
Eroberung der Macht durch das Porletariat ist die 
gewaltsame Vernichtung der btirgerlichen Macht, die 
Zerschla~ung der kapitalistischen Staatsmaschine (der 
btirgerlichen Armee, Polizei, Beamtenhierarchie, Par- 
lamente usw.) und ihre Ersetzung durch neue Orga- 
ne der proletarischen Macht, die vor allem Werkzeuge 
zur Niederhaltung der Ausbeuter sind., 
Aus dem zweiten Abschnitt desselben Kapitels: 

<Die Oktoberrevolution von 1917 und die ungari- 
sche Revolution, die die Erfahrungen der Pariser 
Kommune von 1871 gewaltig erweiterten, haben ge- 
lehrt, dass die zweckentsprechendste Form der pro- 
letarischen Staatsgewalt ein neuer Typus des Stsatcti 
ist, der sich vom blirgerlichen Staate nicht nur durch 
seinen Klasseninhalt, sondern durch seine innere Struk- 
tur prinzipiell unterscheidet: der Typus des Räte-(Sow- 
Jet)-Staates. Gerade diese, der breiten Massenbewe- 
gung der Werktätigen unmittelbar entspringende Form 
der Staatsgewalt bildet eine Gewähr ftir die grösste 
Aktivität der Massen und bietet damit die beste 
Btirgschaft ihres endgliltigen Sieges. 

Der Rätestaat als höchster Ausdruck der Demo- 
kratie und zwar als die proletarische Demokratie steht 
in schroffem Gegensatz zur biirgerlichen Demokratie, 
dieser verhtillten Form der Diktatur der Bourgeoisie. 
... Die biirgerliche Demokratie mit ihrer formalen 
Gleichheit vor dem Gesetz ist aufgebaut auf der schrei- 
enden wirtschaftlichen Ungleichheit der Klassen.... Als 
Ausdruck der politischen Herrschaft der Bourgeoisie 
ist ihre Demokratie eine kapitalistische Demokratie ... 

Der Rätestaat entwaffnet die Bourgeoisie vollstän- 
dig und konzentriert die Waffen in den Htlnden des 
Proletariats. E r  ist der Staat des Proletariats in 
Waffen. Die bewaffnete Macht ist hier - entsprc- 
chend dem ganzen System der proletarischen Dikta- 
tur - auf dem Klassenprinzip aufgebaut, das dem 
1ndustrieproletaria.t die führende Rolle sichert., 

Fassen wir zusammen: Nach dem Programm der Kom- 
munistischen Internationale ist der btirgerlich-demokrati- 
sche Staat grundsätzlich, seinem Klasseninhalt und seinem 
Aufbau nach, entgegengesetzt dem Staat der proletari- 
schen Diktatur, dem Staat vom Sowjettypus. Der Ueber- 
gang vom einen zum anderen vollzieht sich nicht friedlich 



und allmählich, sondern gewaltsam, sprunghaft, revolu- 
tionär. Der blirgerlich-demokratische Staatsapparat wird 
nicht stufenweise umgewandelt in einen proletarischen 
Staatsapparat, er wird zerschlagen, verriichtet, und durch 
einen neuen Staatsapparat ersetzt. Der Uebergang vom 
einen zum anderen Staatstypus geht durch die Negation 
hindurch - er  ist ein dialektischer Uebergang. 

2. DiE KONFUSION 
Die heute innerhalb der kommunistischeii Bewegung zu- 

tanetretene Konfusion iiber das Verhältnis der biiraer- 
lichen Demokratie zur proletarischen Diktatur und cber 
die Formen des Ueberganges von der einen zur anderen 
enthält inhaltlich nichts Neues gegeniiber den Einwänden, 
die von den Reformisten und Zentristen. den Kautsky, 
Bernstein, Hilferding usw. gegen die Rätediktatur bei 
ihrem Entstehen erhoben und von Lenin eingehend wider- 
legt wurden (insbesondere in den Auseinandersetzungen 
mit Kautskv). Neu ist heute nur die Form: dass es heute 
kommunisti~che Parteien oder Richtungen sind, die den 
reformistischen oder zentristischen Standpunkt fn dieser 
Frage vertreten oder anders gesagt, dass der Reformis- 
mus jetzt im kommunistischen Gewand auftritt. Einige 
typische Beispiele : 

Nehmen wir die «Richtlinien flir die Ausarbeitung einer 
politischen Plattform der deutschen Volksfront», edle Ge- 
nosse Wilhelm Pieck im Juni (1936) dem Auschuss zur 
Vorbereitung einer deutschen Volksfront in Paris zur Dis- 
kussion tiberreicht hat., («Die Internationale. Heft 1/2. 
1927, S. 75/82). Dies kann als die offizielle Auffassung 
der Leitung der KPD dariiber betrachtet werden, was 
ein Volksfrontprogramm für Deutschland sein soll. 

<Die deutsche Volksfront, heisst es hier, kämpft fiir 
die Freiheit und Demokratie, fiir das  allgemeine, glei- 
che, geheime und direkte Wahlrecht, fLIr die demokra- 
tische Republik., (5. 76) 

Dass es sich um die blirgerllch-demokrstlsche, parlamen- 
tarische Republik handelt. geht aus dem ganzen Zusam- 
menhang hervor, aber es ist charakteristisch fiir den 
Geist, der die Volksfrontpolitik beherrscht, dass dies nicht 
klar und ausdriicklich gesagt wird - man scheut sich 
zwar nicht vor der Sache, aber vor dem Wort <Parlament, 
oder ~Nationalversammlung~ das in friiheren Entwtirfen 
gebraucht wurde), weil die kommunistischen Parteimit- 
nlieder selbst die Sache, die btirgerliche Demokratie. ab- 
lehnen. Der Betrug beginnt also schon, noch ehe die de- 
mokratische Koalition geboren ist. Dass es dch  in der 
Tat um die btirgerlich-demokratische, parlamentarische 
Republik handelt, wird durch folgende weitere Bestim- 
mung bestiitigt: 1.) Das «Bemfsbamtentum» bleibt und 
wird sogar verstärkt: adie Volksfront kämpft fiir die 
Wiederherstellung der politischen und wirtschaftlichen 
Rechte des Berufsbeamtentums ... fUr Beföderung nach Be- 
fiihigung und Dienstalter, fiir die Wiedereinstellung und 
Entschädigung aller aus parteipolitischen oder Rassegriin- 
den entlassenen Beamten, (S. 77/78) ; 2.) «der Staatsap- 
parat, das Heer, alle öffentlichen Aemter und Behörden 
werden von volksfeindlichen faschistischen Elementen ge- 
reinigt, - was wiederum bestätigt, dass der biirgerllche 
Staatsapparat erhalten bleiben soll. Eine weitere Beetäti- 
gung sind die Bestimmungen iiber d a s  «demokratische 
Volksheerh da8 eine bilrgerliche Klaasenarmee abziiglich 
der Faschisten ist, Uber die Polizei, die ebenfalls «vor1 
Reaktionären gereinigt, wird. die eBerufsrichterb die 
aaus den Reihen der Juristen, die s b h  nicht an der Ter- 
rorjustiz der Faschisten mitschuldig gemacht haben, in 



freier Volkswahl gewahlt werden, ; 3.) und nicht zuletzt : 
die *Richtlinien, enthalten keine einzige sozialistische 
Massregel. sie unterstellen vielmehr die Erhaltung der ka- 
pitalistischen Wlrtschaft und all ihrer Schönheiten vom 
Groeskapital der Riistungsindustrie iiber das Junkertum 
(das nur soweit enteignet wird, als es die Osthilfe nicht 
zuriickzahlen kann), bis auf die Innungen, deren *Rechte 
und Freiheiten, wieder hergestellt werden sollen! (S. 77) 

Wie entsteht diese biirgerlich-demokratische parlamen- 
tarische Republik? Im Verlauf des Kampfes gegen Hitler 
*werden liberal1 in Deutschland die von dem Willen der 
1-reitesten M a ~ ~ e n  des Volkes getragenen Organe der 
Volksfront entstehen, dte diesen Kampf organisieren und 
fllhren. Diese Organe der Volksfront werden auch nach 
dem Sturz Hitlers die rpovisorische Regierung bestimmen, 
deren Aufgab es sein wird. den Sieg zu sichern und die 
freie Entscheidung des Volkes iiber das ktinftige Regime 
zii ermöglichen.) (8. 78) 

Unmittelhar nachdem die *freie Entscheidung des Vol- 
kes iiber das kiinftise Regime* proklamiert worden ist. 
wird dieses ktinftige Rerrime bereits vorweggenommen und 
festgelegt, indem erklärt wird: 

&Die in der Volksfront verbundenen Parteien, Rich- 
timgeri, Organisationen. Gruppen und Personen er- 
klären als den wichtigsten Staatsgmndsatz, dass das 
neue Reich eine demokratische Republik sein wird, 
in der das Volk frei tiber alle Fragen der Wirtschaft. 
der Innen- und Aussenpolitik des Landes entscheidet. 
und die Regierung durch eine Entscheidung des werk- 
tätigen Volkes auf Grund des allgemeinen, gleichen 
geheimen und direkten Wahlrechtes gewählt wird., 

Die Freiheit der Entschsidiine des Volkes iiber das Re- 
~ i m e  ist hier durch ein grobes Taschenspielerkiinstiick zilm 
Verschwinden gebracht, da  von vornherein die von den 
fiVolksfrontorganen% eingesetzte aProvisorische Regierung, 
parlsmentaiische Wahlen (filr die Nationalversammlung 
oder dergleichen) bestimmt. Damit ist die biirgerlich-de- 
mokratische Republik ebenso festgelegt, wie sie 1918-10 
in Deutschland durch die Ansetzung der Wahlen zur Na- 
tionalversammlung festgelegt war. Der Trick wird voll- 
zogen vermittels der Unteratellnng, dass die btirnerlich- 
demokratische Republik, die *freie Entscheidung des Vol- 
kes , iiber das kiinftige Regime offenhalte und erm8gliche. 
Es  wird also unterstellt, dass die biirgerlich-demokrati- 
sche Republik den friedlichen Uebergang auch zum sozia- 
listischen Regime sichere. Das ist der glatte Bruch mit 
dem Programm der KI und den grundlegenden Auffassun- 
gen des Marxismus-Leninismus, der Riickfall in die echt- 
reformistische Auffassung vom frledllchen und stufenweisen 
Uebergang von der biirgerlichen Demokratie in den Sozia- 
ltsmus. Der Unterschied 1st nur der, dass der Reformiemus 
das offen ausspricht, während hier versucht wird. die Maa- 
iren selbst der eigenen Anhänger durch pliimpe Kunstgriffe 
darüber zu täuschen. dass es sich um die Wiederherstellung 
der Weimarer Republik, um die Wiederholung der Verräter- 
und Bankrottpolitik der Ehert-Scheidemann handelt. (Das 
heisst zunächst um den Versuch auf dem Papier und im 
Pariser Hotel Lutetia. ) 

Gleichzeitig wird auch dabei dfe kommunistische Lehre 
aber Bord geworfen. ds.88 die Entstehung oder Verhin- 
derung der Wiederkehr dem Faschismus nur durch die re- 
volutionäre Beaeitigunc der kapita.1istischen Wirtschaft 
lind des biirgerlichen Staates endgültig verhindert wer- 
den kann. die Erkennt.nis und Erfahrung. daua der Fa- 
schismus iiberall als eine legitime Frucht der btlrgerlichen 
Demokratie in einem bestfmmten Stadium der kapitalisti- 



schen Entwiciclung entstanden ist und sobald dieses Stadium 
einmal erreicht ist, auf dleeem Boden unfehlbar immer 
auf's Neue Kräfte sammelt und versucht, sich durchzu- 
setzen. 

<Die deutsche Volkafront~. erklären aber die aRicht- 
liniens, von keine8 marxistischen Gedankens Blässe an- 
gekränkelt. mit der biedersten vulgär-demokratischen Zu- 
verdcht, wird nach dem Sturz Hitlers solche Massnah- 
men ergreifen, die eine Wiederkehr der faschistischen 
Barbarei und Reaktion fllr alle Zeiten unmöglich machen., 
(8 .  75) Dies wird erklärt in einer Zeit. wo neben der 
Erfahrung der Weimarer und der österreichischen Repu- 
hliken, die Erfahrung der Volksfront in Frankreich vor- 
Hegt, die die Unwirksamkeit aller hiirgerlich-demokrati- 
schen Methoden, um mit dem Faschismus fertig zu wer- 
rlen. abermals bekräftigt. Die zu «ergreifenden Mass- 
nahmen, unterscheiden sich von denen der Weimarer Re- 
publik nur durch die Beteiligung der offiziellen Kommu- 
nisten daran. Sie sind von dem Modell der Volksfrontre- 
rrferung Blum in Frankreich koniert - Weimar B la Fran- 
caise! Zum Gliick kann damit eerechnet werden, das8 
das eExperiment Blum, noch seinen Bankrott erleben 
wird. ehe die nicht-existierenden aVolksfrontorsane~ in 
Deutschland eine .xProvisorische Regierung, B la Blum 
einzusetzen haben werden. 

Eln anderes Beispiel : Spanlen : 
In aptnem Referat auf der Sitzung des erweiterten ZK 

der K P  Spaniens in Valencia am 6. 3. 37 erklärte der 
Parteisekretsr J d  Dlas: 

*Wir kämpfen flir etne demokratisch-parlamentari- 
B e b  Republik von einem n m n  Txpns und einem 
sshi W m  smhlen hhM.  Wir kgm~fen .  um dte ma- 
terlelle Qrundlege zu zerataren, auf die aich die Reak- 
tion und der Faschismus stutzen, ohne deren Zerstö- 
riina eine wahrhaft politische Demokratie unmöglich 
ist., 

Dieselbe Formulierung findet sich in der von dieser 
Tagung angenommenen Resolutlon. Was ist die ademokra- 
tisch-parlamentarische Republik von „neuem Typus" und 
.,sehr tiefem sozialen Inhalt",? E s  ist eine Kreuzung 
zwar nicht zwischen biirgerlicher Demokratie und prole- 
tarischer Diktatur, sondern zwischen dem wirklichen In- 
halt der Politik der K P  Spaniens, der der Verteidigung, 
Wiederherstellung und Befestigung der bllrgerlich-demo- 
kratisch-parlamentarischen Republik und der kapitalisti- 
schen Wirtschaft und dem Wunsche, der Arbeiterklasse, 
die mehr oder weniger bewusst die proletarische Diktatur 
und den Sozialismus will, vorzuspiegeln, dass eine bilrger- 
lich-demokratische Republik möglich sei. die zugleich das 
Gegenteil ihrer selbst ist, in der der bargerliche Staats- 
apparat upd die kapitalistische Wirtschaft erhalten, aber 
die Wirkungen, nämlich die Erzeugung des Faschismii~ 
und der Reaktion aufgehoben sind. Die amateriellen Grund- 
lageii's des Faschismus und der Reaktion bilden die ka- 
pltalistische Wirtschaft in einem bestimmten Stadium Ih- 
rer Entwicklung. Es  liegt also hier die sinnlose und den ele- 
mentarsten marxistischen Begriffen widersprechende Vor- 
stellung zugrunde, als ob im Rahmen der bllrperlich-de- 
mokratischen-parlamentarfachen Republik der Kapitalis- 
mus aufgehoben werden könne, oder auch dass die mate- 
riellen Grundlaqen des Faschismus vernichtet werden k6n- 
nen, ohne den Kapitalismus aufzuheben. In beiden Fä1- 
len ist die grundsätzliche Auffassung des Kommunismus 
Uber den Klasseninhalt der bilrgerlichen Demokratie preio- 
gegeben. Im Grunde besagt die Phrase von der demokra- 
tisch-parlamentarischen Republik von «neuem Typus, und 
mit dem <sehr tiefen sozialen Inhaltw nichts andres als 



die Phrase der Ebert-Scheidemann 1918/19, dass ader 
Sozialismus marschiert, - natiirlich im Rahmen der Wei- 
marer Republik. Der eine Betrug ist dem anderen gleich- 
wertig. 

Ein drittes Beispiel : Frankreich : 
In der Zeitschrift aQue faire?, (3. Jahr, Nr. 28, A ~ r i l  

1937), die von der Ferrat-Gruppe herausgegeben wird. 
lcann man in einem Artikel von Pierre Lenoir iiber die 
~~Schiesserei von Clichy und die Krise der Volksfront, U. a. 
lesen: (S. 10 f f . )  

«Man stellt oft die Demokratie der Diktatur des 
Proletariats gegeniiber. Die Wirklichkeit zeigt. dass 
die konsequente Entwicklung der Demokratie unver- 
meidlich zur Diktatur des Proletariats fuhrt. 

Was ist das Volksfrontkomitee und die Gemeindc- 
verwaltung von Clichy anderes, als der Keim einer 
Räteregierung? Die Arbeiter und die kleinen Leute 
in ihren demokratischen Organisationen vereinigt, die 
selbst nach dem Vorbild der Commune die Regierunr, 
die Verwaltung, die Polizei besorgen. das ist die Dik- 
tatur des Proletariats im marxistischen Sinne. E s  ge- 
ntlgt, diese Institutionen auf das ganze Land auszu- 
dehnen, eine Regierung einzurichten, die aus einer 
Versammlung hervorgegangen ist, die diese neuen In- 
stitutionen repräsentiert - und wir werden vor einem 
neuen Staat stehen, vom Typus der Pariser Commune, 
der Sowjetrepublik von 1917 oder der spanischen Re- 
publik nach dem Juli 1936. Der neue Arbeiterstaat 
fällt nicht vom Himmel, seine Elemente entwick~ln 
sich irn Schosse der btirgerlichen Demokratie, im Ge- 
nensatz zum polizeilichen und biirokraticcchen S t a ~ t . ~  
(Gemeint ist die staatliche Polizei und Biirokratie.) 

Im Leitartikel derselben Nummer *Reini~iing - F?- 
Wss!, wird empfohlen, die Wahl und Kontrolie aller Be- 
amten, Offiziere. Polfzisten. Richter als Etappe des Ueher- 
ganges von der biirgerlichen Demokratie zur proletarischen 
Diktatur. 

Nichts kann die Tiefe der durch die Volksfront~olitik 
der kommunistischen Parteien geschaffenen Verwirrung 
in den Grundbegriffen des Kommunsmus deutlicher aus- 
drucken als die Tatsache, dass ihr selbst eine Richtung 
der kommunistischen Ovposition zum Opfer fällt. die die 
Volksfrontpolitik der KPF bekämpft - allerdings nicht 
~rundsätzlich, sondern indem sie der falschen und oppor- 
tilnfstischen efne angeblich richtige und revolutionäre 
Volksfrontpolitik entgegenstellt. 

Zur Sache selbst ~ e i  folgendes bemerkt: 
1. Die <man„ die die (biirgerlichej Demokratie der pra- 

letarischen Diktntur ge~entiherstnllen, sind Marx, Engels, 
Lenin und das Programm der Kommuniatischen Interna- 
tionale. Nach diesen «man% geht die proletarische Diktn- 
tur aus der btirgerlichen nemolcratie nicht einfach durch 
«konsequente Weiterentwicklung% hervor, sondern durch 
die gewaltsame revolutionäre Aufhebung der bi i rger l i~h~n 
Demokratie, durch den siegreichen Aufstand der Arbeiter- 
klasse. 

Welche Naivität, zu erwarten, daßs die als faustdicke 
Tatsachen bestehenden Institutionen der biirgerlichen K l ~ s -  
Renarmee. der hiirperlfchen Klsssenpolizei, der htirgerli- 
chen Klanenjustiz in Fr~nkreich sich friedlich beiseits- 
schieben lassen ! 

2. Die Gegeniiberstellunc des Volksfrontkomitees In 
«ClIchv~ als Keim von Räten oder Sowjets den zentralen 
Volksfrontorganen der Volksfrontregierung. iut vollkom- 
men verfehlt. Die lokalen Organe der Volksfront eind 
klasnenmässlg vom ~elben Typus wie ihre zentralen Orga- 



ne. Sie verkörpern die Zusammenarbeit zwischen der Ar- 
hciterlrlanse und der (liberalen) Bourgeoi~ie. welch letxte- 
re d ~ s  Kleinbiirgert~~m fiihrt und avertritt*. Der Unter- 
schied l ~ t  nur der. dam dle Sachlage. &ie klar lind offen 
ist im Zentrum, in der Regierung. versteckt und verhllllt 
ist im lokalen Falle eines proletarisch-klciiil~ürgerlichen 
Arbeilorortes wie Clichy. Dass die Dnlariier, die Chau- 
temps die Herriot usw. Angehörige und Vertreter der li- 
beralen Rourgeoisie sind, ist offenkundig. l m  Falle Clichy 
inbgen die Vertreter der Kleinbtirger selbst Klcinbtirger 
sein, aber der wahre und offene klassenmässige Ausdruck 
dieser Kleinbtirger als Angehörige der radikalsozialistiscl~e~i 
Partet sind - die Daladier, die Chautemps, die Herriot. 
Die lokalen Organe der Volksfront sind vom selben Klas- 
sentypus wie die zentralen, sie verkörpern die Klassen- 
ziisammensrbeit zwischen Arbeiterklasse uiid Kapitalisten- 
lclasse auf kapitalistischer Basis. Das Kleinbürgertum ist 
111 dieicem Falle mit der Arbeiterklasse durch die Vermitt- 
lung der liberalen Hourgeoizie auf btirgerlicher und kapi- 
talistischer Basis verbunden. Daher können die unteren 
Volksfrontorgane keine Keime oder Ausgangspunkte zu Rti- 
ten oder Sowjets sein, denn sie verkörpern die Klassenzu- 
irnmmenarbeit zwisclicn Arbeiter- und Kapitalistenklasse. 
(las hcisst, die politische und wirtschaftliche Unterordnung 
der Arbeiterklasse unter die Herrschaft der Kapitalisten 
klasae. Ebensogut kann man annehmen, dass lokale 
Wahlkartelle im Deutschland der Weimarer Republik zwi- 
schen Sozialdemok~aten. btirgcrlichen Demokraten und 
Zetitrum sich h#tten zu Räten entwickeln können. Volks- 
frontoraane können nicht die Hebel der proletarischen 
Revoliiiton sein, sie können nicht den Uebersang von dcr 
btlrgerlichen Demokratie zur proletarischen Diktatur yer- 
initteln. Sie können nicht aus  dem bllrgerlich-demokrati- 
~ c h c n  parlameiitarischen Staat  herausfuhren. Sie sind 
vielmehr umgekehrt Werkzeuge, um die Arbeiterklasse 
und das Kleinbtirrrertiim im Rahmen der btireerlich-de- 
molrratischen parfamriitarischen Staaten und d e r  kapi- 
t~lintlschen Wirtschaft festzuhalten und der Kapitalisteti- 
Ictosse polftisch und sozial unterzuordnen. 

3. DAS ENTSCHEIDENDE KETTENGLIED I'iJER DRN 
UEBERGANG VON DER BUERGERLICHEN DEMOKRA- 
TIE ZUR PIW)I.ETARISCHEN DIKTATUR 

Der springende Piinkt. den es zu erfassen gilt, um aus 
der durch die Volksfroiitpolitlk geschaffenen tiefen Kon- 
fusion herauszukommen, ist die Einsicht, dass ans  dein 
Geleise des biirgerlich-demokratischen Staates nur heraus- 
zukommen ist, wenn in diesem Staate bereits die Or- 
Kane dcs neuen proletarischen Kampfes geschaffen wor- 
den sind. Le~iin Ist nicht milde geworden, zu wfederholen 
und zu unterstreichen, dass in Russland 1917 der RBte- 
s t aa t  nicht hätte entstehen können, wenn nicht vorher die 
Rate als revolutionäre Kampforgane von den breitt-n 
werkttitigen Massen geschaffen worden wären. und beim 
Hturz des bllrgerlichen Staatsapparats fix und fertig da-  
gestanden hätten, um ihn abzulösen, um a n  seine Stellc 
zu treten. 

Was sind aber R#te oder Keime von Rgten, was unter- 
~cheldet  sie von solchen Gebilden, wie lokalen Volksfront- 
Organen und dergleichen? 

Das Grundlegende ist, 1. dass sie aus  unmittelbaren Wnh- 
len durch die breiten Massen der Werktätigen, also der 
Arbeiterklasse und des Kleinbllrgertums hervorgehen. uiid 
2. dass aie von vornhereiii als nlnchtorgana der werktiiti- 
t.öfiyen Iilasscii auitretcn. dic sich iiicht den bilrgerlichen 
Stüatsorgancn zentral oder lokal unterordneri, sondern 



sich ihnen eiit~:egenstellen, aii ihrc Stelle treten, sie aus- 
ser Kraf t  zu setzen trachten. 

l m  Rahmen dieses Typus sind weitgehende Variationen 
möglich, je nach der Klassenstruktur, den iiberlieferten 
Partei- und Organisationsverhältnissen usw. in den ein- 
zelnen Läiidern. Wir weisen dabei auf folgendes hin. 

1. Natürlich kommt es nicht auf den Namen an. Was 
in Russland Sowjets hiess iind in Deutschland und Oester- 
reich (Arbeitcr-, Rituern- u:id Soldaten)-Räte, tauchte in 
Ypaiiicii auf als Milizlcomitecs, Versorgiingskomitees usw 

2. In Russland waren 1917 in deii RBten Menschewiki, 
Bolschewilci, SR, Parteilose, nicht aber Kadetten und Ok- 
tobristen. I n  Deutschland 3918/19 Sozialdemokraten. Un- 
abhängige, Kominuiiistcn, Parteilose, n ich  aber ii i  der 
Regel btirgerliche Demokraten oder rcchts von ihneri 
stehende btirgerliche Parteien. Die kleinbtirgerlichen 
Schichten nnhtnen an dcii Räten teil nicht durch Vermitt- 
lang der 1ihera.len oder bürgerlich-demokratische? Partei- 
cn, sonde-n in der Hauptsache durch Vermittlung der so- 
zialdemokr 'schen oder kommunistischen Parteien oder 
n s k arteilo. e »%s liegt im Wesen dcr Sache Die Sow- 
jets, Räte, Komitees U W s llcn den bhrgerlichen Staat  
n i  s dcn Angel i h ~ n  und ersetzen also können Parteien. 
I ie den biirge licht 'ta i t  11 id den Kapitnlismus prokram- 
iii~i.t.:sch erhd teil wollcn von vornherein nur als grund 
ek zliche Gegner recolutionLire. Klassenorgaile wiikeii 

Die Zerschlagung der Volksfront und die Zerschlaguli~ 
tler Vo ksfrontorg C ' t daher eine unumgänGliche Vor- 
aiisselzung fur die Schaffung von Räten oder Keimen von 
J dten, die von vornherein einen entggengesetzten Klan- 
st n t y ~ u s  darstellen. Auch organisatorisch geht der Weg 
von der Vollcsfront zu dcn Sowjets, das heisst von dcr 
biirgcrlichen Demokratie zur proletarischen Diktatur, iiber 
die Negation, llbcr die Aufhebung der Volksfrontorgane. 
Die konkrete bestimmte Form der Negattoii in jcdem Lan- 
de herauszufinden, das ist eben die Aufgabe reifcr, der 
Aufgabe der proletarischen Revolutioii gcwachsrner kom- 
inun stischer Part.eien. E s  ist dies geradezu der Probier- 
stcin fCr die revolutionäre Reife. Die kommunisttochnn 
Grundsätze geben den allgemeinen Rahmen ftir die Lo- 
sung. Die besondere Form der Lösurig in jedem Lande zu 
finden, ist keine bloss-mechanische, btirokratisrh zu 16- 
sende Aufgabe. 

Ohne dass sie gefunden urid in die Wirklichkeit umge- 
qetzt wird, ohne dass die entsprechende11 Organe geschaf- 
ien sind. nähert man sich bei allem Gerede von «der De- 
innkrat ie~ oder von dcr demokratisch-parlamentarische11 
Republik «von neuem Typus„ ob man es will oder nicht, 
ke ien Fingerbreit dem Sozialismus und der proletarischen 
Diktatur Aber man hilft die Voraussetzungen schaffen, 
damit der Faocliismus seine Massenorganisationen und 
 eine Machtorgane aufbauen kann, die im Gegensatz zu 
den proletarischen Machtorganen mit den btirgerlichen 
Staztsorganen zusammenarbeiteii können, da  der Faschis- 
mus diese nicht vernichtet und ersetzt, sondern nur cnt- 
sprechend scincn besonderen Zweckcir umformt. 



Lieber Genosge Smith! 
Erst jetzt kommt mir in der Juninummer von aContro- 

versyw der Versuch eines anonymen KP-Mitgliedes in die 
Hände, sich zur Begrtindung der Volksfront auf Marx und 
Lenin zu berufen. Vielleicht gestatten sie mir, .Sn der- 
selben Stelle einige Bemerkungen dazu zu machen. 

Der Verfasser tadelt, dass die Kritiker der Volksfront 
nicht <versucht haben, die existierenden Klassenverhält- 
nisse in der heutigen Welt vom marxistischen Standpunkte 
zu analysieren., Der Verfasser fährt fort, <um die Volks- 
front in ihrer vollen Bedeutung zu analysieren, 1st es 
wesentlich, sich an  einigen Worten von Marx und Lenin 
zu erfrischen.* Geniessen wir die aErfrischung*! 

Der Verfasser beruft sich erstens auf die Stelle im 
Kommunistischen Manifest, wo darauf hingewiesen wird, 
dass in Zeiten, wo der Klassenkampf einen heftigen, zu- 
gespltzten Charakter annimmt, «ein kleiner Teil der herr- 
schenden Klasse sich losreisst und sich der revolutionären 
Klasse anschliesst, der Klasse, die die Zukunft in ihrem 
Händen hält. D 

Und das soll d!e eVoIksfront~ sein. 
Bis jetzt ha t  jeder Mewist dlese Stelle no verstanden, 

dass sie den Vorgang beschreibt, der Marx, Engels, und 
einige andere aus dem Lager der Junghegelianer, der ln- 
tellektuellen Vorhut der deutschen Bourgeoisie In ihrer re- 
volutlonilren Perlode in das Lager der revolutionären Ar- 
beiterklasse ftihrte und zu Begrllndern des wissenschaft- 
lichen Sozialismus machte. Sind es die Herren Azana, Oi- 
rai in Spanien oder die Herren Daladier. Chautemps, 
Herriot usw. in Frankreich, die auf den Bpuren von 
Marx, Engels, Hess usw. gefolgt und vermlttels des Zau- 
bermfttels der Volksfront zu Vorkgmpfern der revolutio- 
nären Arbeiterklasse geworden sind? Das Motto der fran- 
zösischen Radikalsozialtaten ist bekanntlich: 

*NI rCvolutlon - nl reactions... 

Der Verfasser 1st wirklich zu bescheiden, dass e r  eine 
solch epochemachende Entdeckung auf dem Gebiete des 
Marxismus im Dunkel der Anonymität hält. 

Da8 Kommunistlache Manifest erachlen, wle der Ver- 
fasser aus dem Vorwort entnehmen kann, a m  Vorabend 
der biirgerliehen Revolntlon von 1848. Wenn ich nicht irre, 
so hat  die bürgerliche Revolution in England um die Mitte 
des XVII. Jahrhunderts stattgefunden, also rund 200 
Jahre früher. Eine solche Kleinigkeit sollte, wie mir 
scheint bei elner <Analyse der existierenden Klassenver- 
hältniese in der heutigen Welt vom marxistischen Stand- 
punkt, eine gewisse Beachtung verdienen. 

In der vom Verfasser zitierten Stelle handelt es sich also 
1. nicht um die Volksfront, das heisat die politische 

Unterordnung der Arbeiterklasse unter das Kommando der 
liberalen Bourgeoisie, sondern um das ungefllhre Gegen- 
teil, nämlich um den Uebergang der genialsten und revo- 
lutionärsten KBpfe aus dem Lager der Bourgeoisie zum 
Kommunismus ; 

2. es handelt sich um ein in England, Frankreich, 
Deutschland längst erledigtes Stadium des Klassenkamp- 
fes, um das der btirgerlichen Revolution. 

* Folgendes 1st die Antwort auf elnen Artikel, der in der 
Juninummer der englischen Zeitichrlft acontroversyb (Dis- 
kumion) erschienen war. Die Antwort lat in Form eine8 
Briefes an  den Redakteur dieser Zeltachrift, C. A. Smlth, 
Ldltglied der engli~chen Independent Labour Party ( ILP) ,  
abgefasst. 

Eine Theorie 
der 
VoEksfront* 
September 1937 



Das, was man oberflßchlicher- und fälschlicherweise als 
Parallele zur Volksfront anfuhren könnte, ha t  der Ver- 
fasser, der ausser Zeit und Raum lebt, garnicht bemerkt. 

Bekanntlich bildeten Marx und Engels 1848 zunächst 
den äussersten linken Fluge1 der btlrgerlichen Demokratie, 
um dann im Laufe von 1848 den Bruch mit ihr zu voll- 
ziehen. Aber wie wenig selbst diese erste Etappe mit der 
Volksfront zu tun hat, daftlr genagt ein Blick in die 
Spalten der <Rheinischen Zeitung,. Marx und Engels ha- 
ben vom ersten Tage der Revolution a n  ihre btirgerlichen 
und kleinbtlrgerlichen Verbtindeten mit der schßrfsten, 
grausamsten, unerbitterlichsten Kritik, mit Hohn und Ver- 
achtung, geradezu mit Peitschenhieben vorangetrieben.. . 

Sie haben nie einer btlrgerlichen Regierung angehört, 
noch sie aunterstiltzt~ - es sei denn mit  Peitschenhieben. 
Selbst die radikalen Kleinbtlrgerregierungen der Pfalz und 
Baden behandelten sie mit verdienter Ironie und tlberlege- 
nem Spott. Die Rolle der heutigen Kommunistischen Par- 
tei gegentiber den btlrgerlichen liberalen Parteien in Frank- 
reich und Spanien mit der damaligen von Marx-Engels 
zu vergleichen, heisst die Geschichte grob verfälschen 
und Marx und Engels zum Kinderspott machen. 

Die zweite groesartige Entdeckung macht der Verfasser 
bei Lenin. Der Gegensatz zwischen dem Monopolkapital 
und den *kleinen Kapitaliatenh die von den kapitalisti- 
schen Monopolen bedroht sind, soll jetzt die Grundlage 
ftlr die Volksfrontpolitik bieten. Der Verfaaser entdeckt 
weiter, dass die Politik der kapitalistischen Monopole udas 
politische Monopol oder der Faschismus, ist, während 
die <einzige Hoffnung und Rettung, der Kleinkapitalisten 
der demokratische Staat  ist ... 

Sehen wir zu, was aus  diesen nicht minder erstaunlichen 
Entdeckungen dieses zeitlosen crKommunisten, sich an Fol- 
gerungen ergibt. 

Der Veriasaer konnte bei Lenin lesen, dass der Mono- 
polkapitalismus ungefkhr zu Beginn der DO-er Jnhre des 
vorigen Jahrhunderts soweit entwickelt war, um die iin- 
perialistische Epoche einzuleiten und ihr den Stempel auf- 
ziidriicken. 

Erste Folgerung: also muss der Faschismus seit dieschr 
Zeit, also während der ganzen imperialistischen Epoche 
die beherrschende Tendenz des Monopolkapitals und dcr 
von ihm beherrschten Staaten gewesen sein. 

Zweite Foleerunn: der Faschismus muss in alleii Llin- 
dern, die das  ~ t a d i u m  des Monopolkapitalismus erreicht 
haben, die beherrschende btirgerliche Tendenz geweser: 
sein und sein. 

Nun ist bekanntlich 1. der Faschismus viel junger. Ei. 
kommt zur Macht in Italien 1922. 2. Selbst heute gibt es, 
wenn wir nicht irren, Länder, in denen das Monopolkapital 
noch btirgerlich-demokratisch regiert, unter anuerem so1 - 
che nicht unbeeutende Staaten wie Grossbritannien, 
Frankreich, die Vereinigten Staaten. Es ocheiiit also. 
dass es Länder des «demokratischen Iinperialismus, gibt, 
und diese Tatsache ist, wie vielleiclit der Verfasser e r -  
fahren hat, geradezu zur Achse der gegenwärtigen Poli- 
tik der kommunistischen Parteien gemacht worden (wii. 
sagen ausdrticklich nicht der «kommunistischen Politikz). 

Wenn dem so ist, eo scheint es also, dass ganz bestimintc 
wettere geschichtliclie Bedlngungen hinzukoinnieii niiiasen, 
damit das Monopolkapital die faschistische Tendenz eiit- 
wickelt und durchzusetzen versucht. Es würde mich hier 
zu weit fuhren, diesen Punkt ausfiihrlich zu entwickeln. 
es ist dies an  anderer Stelle mehrfach geschehen. Ich 
möchte nur darauf hinweisen, dass hier kein individuelle6 
Versagen des Verfassers vorliegt: die Kommunistische 



Internationale ha t  vom ersten Auftreten des Faschismus 
bis heule in der theoretischen Analyse des Faschismus 
vollständig und grliblich versagt, sowohl in der ultraliiiken 
Periode, wo sie den Unsinn des «Sozialfaschismus» pro- 
duzierte und zum Leitfaden ihrer Politik machte, als 
auch heute während des ultrarechten Kurses, wo der Fa- 
schismus bei ihr zu einer Spezialität, zum «Monopol», 
wenn man will, der «200 Familien» usw. geworden ist. 
In  der ultraliiiken Periode machte sie infolgedessen die 
reformistische Arbeiterbewegung zur «HauptstUtze des 
Faschismus», erklllrte sie zum «Hauptfeind», in der ultra- 
rechten Periode dagegen glaubt sie sogar die grosse Masse 
der kapitalistischen Klassen (die ganze Klasse abzuglich 
der «200 Familien,) gegen den Faschismus mobilisieren 
zu können ... und erklärt alle diejenigen, die daran zwei- 
feln, zu «Volksfeinden», die «ausgerottet» werderi nttissteli. 

Der theoretische Bankrott der Kommunistisclieri I i i i C r -  
nationale in der Frage des Faschismus und damit iiber- 
haupt ist so vollständig, wie ihr praktisch-politischer. 
Das anonyme KP-Mitglied demonstriert diesen Bankrott 
in mitleiderweckender Weise. 

Dritte Folgerung: wenn der Gegensatz zwischen Mono- 
polkapital und den «kleinen Kapitalisten„ die klassenmäs- 
sige Grundlage der Volksfront liefern soll, so  ist die Volks- 
frontpolitik richtig und notwendig während der ganzen 
Epoche des Imperialismus, also seit der 90-er Jahre und 
f l r  alle kapitalistischen Länder. 

<Weder Marx, noch Lenin haben je gesagt, dass eine 
solche Politik falsch seiw, versichert der Verfasser. 

E r  bemerkt in seinem lablichen Eifer nicht, dass er, 
indem er die Notwendigkeit der Volksfrontpolitik für die 
ganze imperialistische Epoche «bewiesen» hat, damit durch 
die gesamte Politik nicht nur des Kommunismus, nicht 
nur Lenins, sondern auch des linken und des zentristischen 
Fllgels der Sozialdemokratie bis 1914 einen dicken Strich 
macht. E r  widerlegt nicht nur die gesamte Leninsche 
Poiitfk gegenüber dem Menschewismus, e r  widerlegt dazu 
auch die Politik Kautskys und Rosa Luxemburgs gegeri 
die Bernstein, Stidekum, Jean Jaures usw. bis 1914. 

Was die Leninsche oder die bolschewistische Politik an- 
belangt, so unterscheiaet sie sich bekanntlich von der 
menschewistischen Politik grundsiitzlich darin, das sle 
selbst ftir die btirgerliche Revolution das Bündnis der 
Arbeiterklasse mit der liberalen Bourgeoisie ablehnt und 
stattdessen das Btindnis der Arbeiterklasse mit der Bau- 
ernklasse fordert, zunächst ohne die liberale Bourgeoisie 
und ihre Parteien. Die Forderung des Btindnisses der Ar- 
beiterklasse mit den Parteien der liberalen Bourgeoisie 
war bekanntlich das Kernsttick der Politik derMenschewiki, 
das sie wtihrend der Kerenski-Periode verwirklichten und 
das sie folgerichtig ins Lager der Konterrevolution ftihrte. 

Was heisst das  klassenmässig? 
Das Btindnis, das der Bolschewismus ablehnte, und mit 

Nägel und Zähnen bekämpfte, war das Btindnis mit der 
kapitalistischen Ausbeuterklasse, mit ihrem liberalen Flti- 
gel. Das Btindnis, das die Bolschewiki forderten und ver- 
wirklichten, war das Btindnis nicht mit der kapitalisti- 
schen Aiisheuterklasse liberaler Farbe, Bondcrn mit der 
vom Kapitalismus. einschliesslich seines liberalen Flligels, 
aiisgebeutelen Klasse. in marxistischer Austlrucksweise 
der eiiif:~chen \Yarenprodnzenten, der Klein- und Mlttel- 
bauerii und der entsprechenden Schichten in der Stadt, 
)\!eine Handwerker, KleinhRndler usw.: es ist dle eine 
Klasse, die xiicht proletarisch ist, aber auch nicht kapi- 
talistisch da  sie keine fremde Arbeitskraft ausbeutet und 
iin Eesitze ihrer Produktionsmittel ist. 



Warum lehnten die Bolschewiki das BUndnis der Arbeiter- 
klasse mit den Parteien der iberalen Bourgeoisie ab  und 
stellten ihm das Bündnis rnit der Bauernklasse gegenüber 9 

behr einfach : weil das Biindnis mit der liberalen Bour- 
geoisie nur auf knpitnlistisrlier üruiidlage mnglich ist und 
also der Natur der Sache nach die Interessen sowohl der 
Arbeiterklasse, wie der kleiiibiirgerlichen Klassen derien 
des Kapitals opfern muss u rd  also konterrevolutionär wir- 
ken muss, urähreid das Bündnis der Arbeiterklasse mit den 
kleinbtirgerlicheii IClassen auf antikapitalistischer, also 
revolutionärer und sozialistischer Grundlage mßglich ist. 
Das Bündnis mit der liberalen Bourgeoisie schliesst also 
das revolutionäre Riindnis mit dem Kleinbiirgertum aus, 
ist klassenmässig der polare Gegensatz dazu. 

Und daher ist es urivermeidlich, das ein BUndnis der 
Arbeiterklasse mit den Parteien der liberalen Bourgeoisie 
die enttäuschten kleinbtirgerlichen Klassen, dle seine Opfer 
siiid, unfehlbar ins Lager des Faschismus treibt, wenn 
suiist die Bedingungen fiir den Faschismus da  sind. Muss 
iiiari Beispiele anführer) ? Ich denke, es ist nicht nötig. 
Noch eine Kleinigkeit. : der Verfasser stellt dem Mono- 

~iolkapital die :< kleinen Kapitalisten W gegeniiber. Das er- 
innert ari die Jur.gfer, die nur ein h'anz kleines Kind hat. 
Der Gegensatz zum Monopolkapital. zum vertrusteten Ka- 
pitalist, aber riicht «der kleine Kapitalistw, sondern der 
«freie», nicht -:ertrustete Kapital ist, und darunter befiri- 
der1 sich auch in England recht grosse Kapitalisten! 

Was ab?iv speziell den <kleinen Kapitalisten» angeht, 
so weiss jeder Arbeiter, der mit ihm zu tun hat, dass er 
Rernde wegen seiner Bedräiifznis durch das Trustkanital. 
wegen seiner ökonomisch schwächcren Lage der ~ rbe i t e r :  
klasse woiiiriglich noch fanatischer, gehässiger, kleinlicher. 
verbissener gegeniibersteht als das Grosskapital. 

Was die deutsche Sozialdemokratie vor dem Kriege 
anbelangt - die damalige flihrendc Partei der Zweiten 
lriternationale - Sn sehe ich hier von einer ausfiihrlicheren 
Erörteruiig ab. E:s geniigt zu sageil, dass nur der rechte. 
i.evisionistische Fluge1 bis 1914 fiir ein Btlndnis mit den 
Parteien der liberalen Bourgeoisie eintrat. Wie Marx und 
Engels iiber diesen Flügel der Sozialdemokratie und ihre 
Politik dachten, ist aus ihrer Korrespondenz bekannt, 
wenn auch offenbar nicht dem Verfasser. 

Ich gratuliere zu dieser nachträglichen Rechtfertigung 
des Menschewismus und des Revisionismus gegeniiber 
Marx, Engels und Lenin. Aber wäre es da  nicht richtiger 
und vor allem aufrichtiger, s tat t  sich auf a Worte B von 
Marx und Lenin zu berufen, sie zu a Volksfeinden % zu 
erklären ? 
Was der Verfasser - hierin nur ein typischer Fall in den 
heutigen offiziellen kommunistischen Parteien - ala mar- 
xistische und leninistische Analyse zur Begriindung der 
Volksfront bietet, ist Leichenschändung von Marx und Le- 
nin, an ihrem u Wort w und an  ihrem Geist. 

Ich halte es fiir meine Pflicht, darauf hinzuweisen, 
dass auch in England die revolutionlren Kfipfe, die der 
Arbeiterklasse auf dem Felde der Theorie dienen wollen, 
sich nicht mit dem erbarmungswiirdigen Zeug zufrieden 
geben diirfen, das heute in den offiziellen kommunistischen 
Parteien von ehrlichen Nichtwissern und weniger ehrlichen 
theoretischen Hausknechten und Scharlatanen als aTheo- 
rie B fiir den jeweiligen Tagesgebrauch zusammengebraut 
wird. 

Was soll man in der Tat  denken von den theoretischen 
Fähigkeiten, der intellektuellen Aufrichtigkeit oder dem 
intellektuellen Mut von a Theoretikern B. die jahrelang mit 
derselben Zuversicht den Sozialfaschismus » verteidigt 



haben, mit der sie jetzt den auf die a 200 Familien B be- 
schränkten Faschismus verteidigen ? 
Die revolutionären Kapfe, die der englischen Arbeiterklasse 
dienen wollen, mllssen lernen, die Lehren von Marx-Engels 
und Lenin selbständig auf die Klassenkämpfe ihres Landes 
anzuwenden. Das ist eine schwere und verantwortungsvolle 
Aufgabe, aber leichter geht es nicht. 

Die bis zu Lenins Tode Sn der Sowjetunion so machtig 
und rein fliessende Quelle des revolutionären Marxismus 
ist heute versiegt und beschmutzt. 

17. Juli 1937. Mit kommunistischem Gruss ! N. N. 



Zur Volks- 
frontpolitik 
in Spanien 

und 
Frankreich 

April 1936 

1) 8~anian 
Nichts hat seinerzeit so sehr dem ultralinken Kurs in 

den Reihen der Kommunistischen Internationale das  Le- 
ben verlangert, die Parteiführungen und einen erhebli- 
chen Teil der Mitglieder blind gemacht filr die wirklichen 
Folgen dieses Kurses und fiir die Wirklichkeit iiberhaupt, 
als die Schelnerfolge, die mit diesem Kurs in dem Lande 
erzlelt wurden, das bei seiner Anwendung fahrend war 
und ala internationales Vorbild dafiir hingestellt wurde - 
in Deutechland. Di.? KPD nahm an Mitgliedern zu, sie 
erzielte grosse Stimmengewinne bei den parlarnentariachen 
Wahlen. Was msn nicht sah, war, dass infolge der Aus- 
wlrkung der ultralinken Taktik die Partei fast allen Ein- 
fluss und fast alle organisatorischen Stutzpunkte in den 
proletarischen Massenorganisationen, vor allem in den 
Gewerkschaften, verlor und no handlungsunftlhig in den 
20. Juli 1933 (Absetzunz der soz!aldeniokratischen Regie- 
rung in ~ r e u i s e n )  urd-in den 30. Januar 1933 hinein- 
schlitterte. 

Eine ahnliche Gefahr bringt der Wahlerfolg mit sich, 
der in Spanien auf Grund der Volksblocktaktik erzielt 
worden iet. 

Der Volkablock hat gesiegt, er hat eine parlamentari- 
sche Mehrheit in den Cortes erzielt, er hat einen Sieg der 
Rechten verhindert. Also ist die Volksblocktaktik glän- 
zend gerechtfertigt nicht nur in Spanien, sondern intor- 
national: so wird gefolgert. Spanien ist durch diesen 
flieg und die Weiterentwicklung. die daran anachliesst, 
gegenwrrtig geradezu zum hervorragendsten internationa- 
len Probierfeld der Volksblocktaktik geworden. Umso not- 
wendiger ist es, sich nicht mit dem oberflächlichen Schein 
zu begntlgen, sondern den Dingen auf den Grurid zu 
gehen. Das Bild wird dann ganz anders: 

Erstaunlich kurze Zeit nach den Oktoberktimpfen 1034 
in Katalonien, in Asturien und in anderen Teilen Spa- 
n i e n ~  erhob steh dle Arbeiterklasse zu neuer Aktivitilt. 
SR neuem Selbsbewnseteeln. Die linksrepublikanische 
~öurgeoisie, besonders in Katalonien, war durch ihre 
feige, verräterische Haltung bei den Oktober Ereignis- 
sen in der Arbeiterklasse schwer diskreditiert. Der 
Abschluss der Volksblocks mit den Linksrepublikanern 
erlaubte diesen, aus den Mauselbchern, in die sie nach 
dem Oktober geschliipft waren, wieder hervorzukriechen, 
einen Teil des verlorenen Kredits und Einflusses in den 
Massen zuriickzugewinnen, sich kiinstlich eine Mehrheit 
von Parlamentssitzen gegeniiber den Arbeiterparteien zu 
sichern, die sie aus eigener Kraft nie erlangt hatten 
und ihnen eine Wahlplattform aufzuzwingen, die den 
ausdriicklichen Verzicht auf die grundlegenden und 
hbchst aktuellen revolutionären Losungen, sowie auch 
auf die elementarsten ~eformforderunfien der Arbeiter- 
klasee enthielt (Ausdrücklicher Verzicht auf die revolu- 
tionäre L6sung der Agrarfarge, der entschädigungslosen 
Uebergabe des Grossgrundbesitzerlandes an  Landarbeiter 
und Bauern, Verzicht auf die Arbeiterkontrolle der Pro- 
duktion, auf die Verstaatlichung der Bank von Spanien, 
sowie auf staatliche Arbeitslosenverelcherung auf Kosten 
der Unternehmer). 

Was wäre geschehen ohne diesen Block mit diesen 
Llnksrepubilkanern? Zweifellos ebenfalls ein Sieg der 
Linken, ein 81eg aber, bei dem die Arbelteipaitelen auch 



parlamentarisch die Mehrheit in der Linken gehabt hät- 
ten, bei dem die biirgerliche Linke in der bedeutungslo- 
6en Ddlnderheit geblieben wäre, die ihr zukam, bei dem 
dle Arbeiterparteien nicht gehemmt oder gefesselt wor- 
den wEre, die ihr zukam, bei dem die Arbeiterparteien 
nicht gehemmt oder gefesselt worden wären durch ein 
Volkeblockprogramm, das den grundlegenden und n8ch- 
stlfegenden Klassenforderungen der Arbeiter und Bauern 
mIt RUcksicht auf die a linke Bourgeoisie ins Gesicht 
schlug. Man braucht sich nur die Frage zu stellen, ob 
die Arbeiterparteien geringere Wahlerfolge auf dem 
Lande unter Landarbeitern, Klein- und Mittelbauern er- 
zielt hätten, wenn sie s ta t t  der kfimmerlichen Agrar- 
Reformen der burgerlichen Linken ,die die eingentliche 
Ursache dafiir gewesen waren, dass die Rechte auf dem 
Lande wieder hatte Fuss fassen ktSnnen, die volle Agrar- 
revolutlon auf dem LxnOe propagiert hätten? Oder ob 
sie in der Arbeiterklasse geringere Wahlerfolge erzielt 
hatten mit einer Plattform der staatlichen Arbeltlosen- 
versicherung auf Kosten der Unternehmer, und der 
krbelterkontrolle der Produktion, dass heisst praktisch 
der Wiederinnannsetzung der Betriebe und ihrer Leitung 
durch die Arbeiter und Angestellten ? 

Die Ereignisse im Anschluss an  die Wahlen haben 
bewiesen : 

1) Dass die energische ausserparlamentarische Akt!on 
der Massen die wahre vorwartstreibende Kraft darstellte; 
2) da99 die Link~repuhlikrrner nur unter dem Druck der 
relbständlnen Aktion der Massen die Amnestie. die Wie- 
dereinsetzung linker Gemeindeverwaltuneen. die Wiede- 
rerllffnuna dar Volksh#iiser. die Wfedereinstellulra der 
nach dem Oktober entlaasenen Arbeiter und An~estell-  
ten, neua Marrsregeln der Agrarreform, die Auflösiing 
der faschistischen Verbände zuliessen; 3) dass diese 
bllrerrliche TAlrke nur ein Ziel hat: n ie  Aktion der 
Mnssen lahmzule~en, sie U von der Strasse W wegzu- 
10-krn und die Arheitelparteien des Volksblocks zu 
mf*shrauchen als Hfqtrr der uordnune~  und als 
Bremsen fiir d!e Massenhewpgung : 4) dass das Volk- 
ehlorkp~ocrramm und der Volkab!ock selbst bereits zu 
einrrii Hemmmlq der Maqqennktfn.r rrewnrden ~ f n d .  dass 
rirh kein Schritt vorwarta tun lässt. ahne den Rqhmen 
dfeaeq Proaramms und damit den Volksblork sprenmn. 
Die FraEe steht : Entweder lassen sich die Arbeiter 
p~r t r ion  lind O r ~ a n i ~ a t f o n e n  von den T,inksrepublfkanern 
mlaahraurhen zur Fea~elnnq der Aktion der Massen 
idans ist herefta pesrhehen durch die Abs-ge der 
M%-nenflemnvtratianen der Bliitein, die auf 15. MXrz 
anepretzt wrrren. tim ftlr dle Forderimren der Amarre- 
vollltfon 711 demonntrlrrrn - eewhrihrn aiif D r # n ~ r n  von 
A x ~ n n )  oder nte RDrenPen dfr  Retten des Vnlkqhlo-ks. 
Im Mfttelpiinkt der Welterfiihrung der revolutiontlren 
Aktlon rntiqq~n *t~hnn : 

1) Dia Duvhführnnn der Aarnrrevoliitlon (dle Bauern 
haben bereit?; begonnen, arorsgrunäbesitzerland zu 
besetzen und anzubauen - die Regierung Azana 
schickte ihre bewaffneten Krlfte gegen r!e und sucht sie 
zu liberlfsten) ; 2) Die Brechung der Gabotage der Unter- 
nehmer bei der Wfederelnstellung der Arbeiter und der 
Wiederingangsetzung der Betriebe dadurch, dass die 



Arbeiter selbst durch ihre Organe die Betriebe wieder in 
Gang setzen und ihre Leitung tibernehmen. (Arbe!terkon- 
trolle der Produktion). 

3) Die AuflSsung der Guardia Civil, die Gewinnung 
der Masse der Armee, der Mannschaften und der Unter- 
offiziere ftir die Arbeiterklasse durch die Agrarrevolu- 
tion (die Armee besteht in der Mehrheit aus Bauern). 
durch die Propaganda und im geeigneten Augenblick die 
Schaffung von Soldatenräten, die Besetzung der Offizier- 
sntellen von unten aus den Mannschaften und durch die 
organisierte Bewaffnung der Arbeiter (Arbeitermilizen 
oder Arbeiterwehren). 4 )  Umwandlung der Arbeiter- 
und Bauernalliancen in wahre umfassende Klassenor- 
gane der Arbeiter und Bauern, die jetzt schon trachten 
mtissen, mtiglichst viele politische Macht lokal, bezirk- 
sweise und zentral in die eigenen Hände zu nehmen und 
der linksrepublikanischen Regierung zu entreissen 
( U  Doppelregierung B) und nach dem Sieg sich in die 
Organe der proletarischen Staatsmacht zu verwandelii. 
5) Herbeifnhrung des Bruches mit den Linksrepublika- 
nern, statt  dessen Herstellung des Utindnisses mit der 
Masse der Landarbeiter, der werlctstigen Bauern und dem 
stadtischen Kleinbllrgertum vermitteis der Arbeiter- und 
Rauernallianccn und in der weiteren Entwicklung des 
Ma.mpfes durch vollausgebaute Arbeiter-. Bauern- und 
Soldatenräte. die diesen revolutionären Klassenkampf bis 
zum ~ u f s t a n d  ftihren. 

Die (Partido Obrero de Unificacion Marxista, Kata- 
loniens (Mauriri) hat zuerst begriffen, dasa die Feaselii 
des Btindnisses mit den Linksrepublikanern gesprengt 
werden mtissen. Die K P  Spaniens hat, nachträglich be- 
!ehrt durch die Aktion der Massen, bereits verstanden, 
dass das Volksblockprogramm Uberholt ist, sie richtete 
an die Sozialdemokratische Partei ein Schreiben, in dem 
sie die gemeinsame Weiterftihrung des Kampfes im 
grosseii ganzen in der Richtung der obenangeftihrten 
Punkte fordert, - aber sie hält weiter fest an dem 
l3loclc mit den Linksrepublikanern. Die verhängnisvolle 
Wirkung der Weiterftlhrung dieses Blockes hat bereits 
der 15. MZrz bewiesen - die Absage der revolutionären 
Massendemonstrationen der Bauern auf den Druck und 
die Versprechungen Azanaa hin. Das Schicksal der Wei- 
terffihrung der Revolution in Spanien über dle Grenzen- 
der bllrgerlichen Revolution hinaus zur proletarischen 
oder sozialistischen Revolution, zur Errichtung der Räte- 
macht (damit zuglleich aber auch der Sicherung der 
vollständigen Durchftihrung der bUrgerlic11-demokrati- 
sclien Revolution und der Verteidigung ihrer bisherigen 
Errungenschaften für die werktätigen Klassen) hängt 
entscheidend davon ab, dass die Kommunistische Par- 
tei rrtscli den Bruch mit den Linksrepublikanern voll- 
zieht und dadurch befähigt wird, an  der Spitze der 
revolut!onäreri Massenbewenung zu marschieren. ihr die 
VJeae zu weisen. sie organisatorisch zu vereinheitlichen 
und- zu zentrallsieren, während die Weiterftihrung des 
Blockes bedeuten wiirde: Hemmuna. Zersvlitteruna. 
Lnhmlegung, Entttluschung und ~n tmut igung  :er revÖ- 
lutionären hlassenbewegung, eine Atempause, in der 
alle Kräfte der Konterrevolution, der Grosshourgeoisie, 
des GroasRrundbesitzes, des Klerus, der Offiziere iisw. 
sich wieder sammeln, organisieren und vereinigen k6n- 
nen, das heisst letzten Endes Sieg der Konterrevolution. 



Es genügt, diese Alternative aufzuzelnen, um die 
gewaltige internationale Bedeutung der Ereimisse S D ~ -  
nicns im Allcemefnen und der ~ o r t f ~ h r u n g  oder der 
AufPabe der Volksfronttaktik im Besonderen in diesem 

- - - - - - - . . - - 
Lande zu ermessen. 

1)  Frankreich 
Wenn die bewunderswerte Initiative, Ausdauer und 

Energie der Arbeiterklasse in Spanten so wenig auf dan 
benachbarte Frankretch pewirkt hst, so vor allem des- 
wegen, wcil die Politik der Volksfront die ausserparla- 
mentarlsrhe Maasenaktfon in Franlrrelch seit geraumer 
Zeit 1~hmEeleEt hat. Die Abwiirsuna der Streikbewenung 
in Breat lind Tniilon gegen die Notverordnungen hat bis 
heute nachCewirkt. 

Die Wefterentwfrkliina der Volkafrontpolitik in Frank- 
reich ist gekennzeichnet durch folgende Tatsachen : 

1) Die Tolerierung der Renferiing Sarraut durch die 
KPF (Stimmenthaltung beim Re~ierungsantritt), obwohl 
der Reeieriiqf: notorfqohe, der Arbeit 0rkI.a~e tfef v r rhas~ te  
Scharfmacher aneehgren, der Unterstaatsskretär des 
Innern, ein Anrrehöriaer der Jeunea~es Patriotes ist und 
der K~lessminiater Maurin den Croix de Feu naheatrhc 
2) Alif dem Partaftaa In Vllleurhanne stimmte die RPF 
der Toiorferune der Regienlne Sarraut zu und erkllrte 
aJefnh7eitfa (eine kleine WerdunC nach Ilnks) dans sle 
n i ~ h t  bereit sei, elne psilrrmentsilsehe Volksfrontredening 
mitzumachen (eine au.w?rparlamentaripche Volksiront- 
regieruiig zusaninien niit den Radikalsozialisteil ist aber 
ein Widersinn, ein schlechter Witz ! ). Das Manifest des 
Parteitages schwelgte in Phrasen von der «nat!onalen Ein- 
heit Frankreichs> gegen die c200 Familien*, Phrasen, die 
nur der Reaktion und dem Chauvinismus zugute kommen 
können. 3) Nach dem Ueberfall der Royalisten auf 
LBon Blum veranstaltete die Volksfront eine Massende- 
monstration mit einer gewaltigen Teilnehmerzahl - aber 
ohne jedes konkrete politische Ziel, eine Demonstration, 
die vollkommen der Absicht Sarrauts entsprach, eiii 
«Ventil, für  den Zorn der in den Parisern Arbeiter- 
vierteln kochte, aufzumacheii. Die Action Francaise wird 
zwar formell verboten, aber'die Royalisten können ulige- 
niert in anderer Form ihre Organisation weiterfuhren Une 
ihre Presseheze weiterbetreiben. Gegen die Croix de Feu, 
die stärkste faschistische Organisation wird nichts unter- 
iiommen, sodass das Verbot der Action Francaise auf 
nichts anderes hinausläuft, als auf eine Konzentration 
der faschistlsclien ICräfte. Das Gesetz zur Auflusung der 
faschistischen Verbxnde bleibt toter Buchstabe. Niemand 
denkt daran, breite politische Selbstschutzorganisatioiien 
aufzubauen, die allein die wirkliche Entwaffnung und 
Auflösung der faschitischen Verbände durchfuhren konnten 
und deren Organisation und Eingreifen zur AufIUsung der 
faschistischen Verbände, die gegebene Antwort auf den 
Ueberfall a.uf Blum gewesen wäre. 4)  Ein Streik in Mar- 
seille wird von der Regierung zusammen mit den Arbeiter- 
vertretern geschlichtet, die wesentlichste Forderung der 
Hafenarbeiter, gestützt a u f .  ihre Betriebsvertretungeii, 
Forderungeii an die Unter~iehmer erheben und gegebenen- 
falls in Streik treten zu können, kommt unter die Räder. 
Die KPF rber gibt dieses Ergebnis als einen <Sieg» der 
Arbeiter aus. 5 )  Auf dem Vereinigungsverbandstag 



zwischen CGT und CGTU in Touiouse katastrophales Ver- 
sagen der Parteivertreter nicht nur in politischer, sondern 
ebenso-sehr in rein ge\verkschaftllcher Beziehung. Keinerlei 
initiative der kommunistischen Gewerkschafter, un die 
durch die Herstellung der Gewerkschaftseinheit gestärkte 
ICampfkraft der Gewerkschaften zur tatsiLchllchen Anf- 
naliine des Kanipfee gegen die Notverordnungen und die 
andercn Formen des Kapitalsaiigriffes, zum Einsatz der 
Gewerkschaften jn den Kampf zur unmittelbaren Ver- 
besserung der Lebenshaltung der Arbeiter auszunutzen. 
Dieses Versagen ist offensichtlich eine Wirkung der 
Volksfrontpolitik, der Gewöhnung an die Riicksichtnahme 
auf die Radikalsozialisten, denen jede Aktion der 
Arbeiterklasse fiir ihre Klasseninteressen verhssst ist. 

6) I n  der Locariiokrise : Praktische Ratlosigkeit,kelner- 
lei Mobilisierung der brnsoen. Statt selbständiger klassen- 
mrssiger Stelluiignahme die Unterordnung unter die Aus- 
senpolitik der Regierung Sarraut. Umsichwerfen mit Phra- 
gesetzt. Die Aktionseinheit mit der SFIO ist in dieser 
Krise ausser Fi~nktion gesetzt. 
Die Bilanz der Volksfrontpolitik der letzten Monate in 
Franlrreich ist eine wachsende negative Grössc.: Die mo- 
natclznge LahmleRuiig der selbstständigen Maasenaktionen 
der werktätigen Klassen, vor allem der Arbeiterklasse, 
hnd die fortschreitende Clewilhnung an diese Lahmlegung. 



Die Presse der blirgerlichen Republikaner, der sozia 
listischen und kommunistischen Parteien feiert den 16. 
Februnar, den Tag der Corteswahlen, als einen histo- 
rls hen Tag, den Tag der Wiedergeburt der spanischen 
Republik, des Triumphes der Volksfront (Frente Popular) 
iiber den spanischen Kleriko-Faschismus. 

Drei Monate liegt nun schon der «grosse Siegs zuriick, 
eine Zeitspanne, in der sich der Volksfronttriumph und 
seine Bedeutung fiir das Proletariat auswirken konnte. 
Lassen wir kurz die politischen Ereignisse dieser Zelt 
Revue passieren, um das Fazit von drei Monaten Volks- 
frontpolitik ziehen zu können. 

Der Wahlkam~f wurde fiir Amnestie. fiir Wiederein- ------- ~ . - .  

Stellung der imaOktober 1934 ent lassenen~rbei ter ,  fUr 
tarifliche Festlegung von Minimallöhnen. fUr Agrarre- 
form und ftlr Wiederherstellung der autonomen Rechte 
der baskischen Provinzen und Kataloniens geftlhrt. Was 
in diesen Beziehungen geschehen ? 

a )  Amnestie : Der grösste Teil der politischen Gefan- 
genen nat die Freiheit zuriickbekommen. Eine Massnahme, 
aie unumgdnglich geworden war. Am Tage der Wahl 
standen die Arbe ter und grosse Bauernmassen be -eit, 
den Kampf auf der Strasse aufzunehmen. Die Gefäng- 
nisse von Asturien wurden von den Massen gestiirm', 
bevor das Amnestiedekret erlassen war. Aber die Offi- 
ziere und Soldaten, die sich unter der Gil-Robles-Leroux- 
Regierung weigerten, gegen Asturien, gegen das Prole- 
tariat zu marschieren und zum Teil auf der Sefte der 
Revolution kämpften, sind noch immer in den Milltär- 
gefängnissen und Festungen eingekerkert. Diejenigen, 
welche nach dem Oktober als unzuverlässig vom D-enst 
suspensiert wurden, sind bis heute nicht wieder einge- 
stellt. Ebenfallb sind nach wie vor die antifasch'stischen 
Xmigranten Freiwild fiir die reaktionäre Polizei. Sie 
werden in die Gefängnisse gesteckt und ausgewiesen. 

b) Medereinstellnng der Oktoberentlrrssenen . Zu Tau- 
senden sind Fälle bekannt, dass die Wiedereinstellung sa- 
botiert wird. Auf dem Lande lässt man die Kulturen 
(Wein, Oliven etc. ) eher eingehen, als der Arbeiterschaft 
Brot zu geben. Dort. wo sich die Arbeiterschaft wehrt. 
wird die Guardia Civil hingeschickt, die feudalen Her: 
renrechte des Grossgrundbesitzers mit ihren Mausern ver- 
teidigt. 

Im Rundfunk erklärten der Arbeitsminister und Gou- 
verneure, dass die Streikwelle den Triumph des 16. Fe- 
bruar vernichte, dass man Halt machen mtlsse, ja, dass 
man mit energischen Mitteln der Zerstarung der spani- 
schen Wirtschaft begegnen miisse. Dabei handelt es sich 
bei den Streiks um die Wiedereinstellung der Oktoberent- 
lassenen und um die Festlegung von Minimallöhnen. In 
den Fällen. wo die Arbeiter geschlossen in den Streik ge- 
hen, wo sie die Betriebe iibernehmen und kontrollieren, 
greift die Regierung ein; dann haben aber auch die Un- 
ternehmer den Eingriff beantragt, um fiir sich zu ret- 
ten, was noch. zu retten ist. Das bekannteste Beispiel ist 
der Fall der Madrider Brauerei uAguilan. Während des 
Streiks ging die Direktion auf «Ferien> um jede Verhand- 
lung unmöglich zu machen; die Vorräte gerieten in Ge- 
fahr zu verderben. Daraufhin iibernahm der Arbeiterrat 
die Fortfiihrung des .Betriebes, der Absatz ging gut wei- 
ter, die Autos des Betriebes fuhren mit dem revoluto- 
nären Gruss : U.H.P. (Einheit, proletarische Brtlder !) 
Auf dem Betrieb wurde die rote Fahne gehisst. 

Die erste Tat  der Behörden bestand darin, dass sie 
verlangten, die rote Fahne zu streichen. Dann fanden 
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sich die Direktion im Arbeitsministerium ein und dieses 
vermittelte die RUckgabe des Betriebes an sie. 

D31 Bergarbeiterverband von Asturlen veröffentlichte 
den Streikbeschluss der Bergarbeiter. In ihrem Manifest, 
das hierzu herausgebracht wurde, legen sie ihre Grtinde 
dar : 

aNichtawzahlung von rtlckntändigen Löhnen, weil 
maa sich weigert, den Arbeitsräten Entschädigung 
für  versäumte Arbeit zu zahlen, weil gegenwärtig noch 
Unternehmungen dem Gesetz vom 29. Februar (Wle- 
dereinstellung der Oktoberentlassenen) nicht iinchkom- 
men, weil die Arbeiter Schluss machen wollen mit 
der Passivität des Staates bei den Stilllegungen von 
Zecheri, die unter tausend Vorwänden vorgenommen 
werden, wogei alle diese Vorwände nicht dariibei. 
hinwegtäuschen können dass reaktionäre, verbreche- 
rische Absichten dahinterstehen. .... » 

In seiner Antrittsrede als Ministerpräsident erklärte 
Azana : 

<Das Programm der Frente popular ist das Programni 
der Regierung, nicht ein Komma wird gestrichen ... B 

Das Programm sagte : 
<Die Einkommen auf dem Lande sind Hungereinkom- 

men; Aufstellung von Mindestlöhnen, die den Arbeitern 
eine würdige Existenz bieten. .. . . > 

C)  Agrarreform : Lassen wir die landlosen und landar- 
rnen Bauern, die in der UGT (Gewerkschaften unter 
sozialdemokratischer Fiihrung) organisiert sind, durch ihr 
Organ cEl Obrero de la Tierra, selbst sprechen : 

s...gestern. am Tage des 1. Mai, fassten sie (die 
Provinzföderationen der Bauerngewerkschaften) ein- 
stimmig den Beschluss, direkt an die Nationalfödera- 
tion dagegen zu protestieren, dass, trotz den Verspre- 
chungen des Regierungschefs an die Vertreter dieser 
Föderation anlässlich der verbotenen Bauerndemon- 
stration (Bauerntag vom 15. März) unseren Forderun- 
gen Beachtung zu schenken ... trotz der veretrichenen 
Zeit nichts getan worden ibt... D 

Im gleichen Organ Nr. 5 vom 28.3.36. finden wir eiiien 
anderen Hilferuf : 

<Sprechen wir klar : Landaufteilung nur iLuf dem 
Papier brauchen wir nicht. - Die Landarbeiter ap- 
pellieren an das Proletariat von ganz Spanien. Helft 
uns, Brüder! Uie realisieren die Landaufteilung auf 
dem Papier, nicht auf den Gtitern. Hier sind einige 
Beispiele : 
Monte Alamin, Aufteilung an 600 Personen 
Serre Zuela, Eviales, Aufteilung an 200 Persone:: 
Jan Silvestere Aufteilung an 80 Personei? 
Puebla Nueva, Aufteilung an 120 Personen 
Verclugales, Auteilung an  100 Personen 
Insgesamt Aufteilungen : 1.100 

Diese Lbndereien wurden aufgeteilt, bevor die Tech- 
niker der Agrarreform kamen. Nachträglich versprachen 
sie Kredite und dabei blieb alles. Diese Manöver kennen 
wir. Sie wurden schon im ersten Parlament von 1932 
durchgeführt. Diese Besitzungen gingen nachträglich an 
ihre früheren Eigenttimer zuriick. ! 
Der Fall Yeete : Man baute in Yeate eine Talsperre. Das 
gestaute Wasser tiberschaemmte weite Bodenflächen. Dia 
Besitzer wurden entschädigt, die Landarbeiter blieben ohne 
Arbeit, ohne Arbeitsmöglichkeiten. Aus den nahegelegener: 
Pinienwäldern schlagen sie Holz, um es gegen Esswaren 
umzusetzen. Die Wälder gehörten früher der Gemeinde 
und durch schmutzige M-anipulationen wurden sie an Pri- 



vli hände vermittelt. Die neuen Besitzer rufen die Guar- 
d ia  Zivil - Erfolg : 23 tote Landart eiter iiber 50 Vpr- 
haftungen und 3.000 emigrierte Landarbeiter, die Ver- 
folgungen furchten miissen. 
Der Fall Bajadoz : Fas~h i s t en  provozieren Landarbetter, 
diese entwaffnen die Faschisten; die Guardia Zivil inter- 
veniert und verhaftet die Landarbeiter wegen verbotenem 
Waffenbesitz. In  dieser Art  lässt sich Fall a n  Fall reihen. 

Allgemein zur politischen Demokratie muss man fest- 
stellen : Pressezensur, Schliessung von Gewerkschafts- 
lokalen der Anarchjsten in Madrid, Verhaftung ihrer 
Funktionäre auf Grund ihrer kritischen Stellung zur 
Volksfrontregferung. 

Als Casares Quiroga seine Regierung antrat ,  e rk l l r te  
e r  : 

«Bei der ersten Schwierigkeit, die mir die gegenwärtige 
Mehrheit (liess : Frente popular) bereitet, t r i t t  die Re- 
gierung zurück, auch dann, wenn sich auch andere Mög- 
lichkeiten ergäben, die tlber die evtl. Konflikte hinweg- 
helfen wurden. * 

Was das heisst, ist klar. Wenn die Orgniiisiitionen der 
Arbeiterschaft dem Biirgertum nicht gehorchen, sprengt 
dieses die Frente popular und sucht sich eine Mchrhrit 
mit dem Zentrum, mit den1 Zentrum, das aiich : i t  Gil- 
Robles-Lerroux zusammenarbeitet. 

Wer sind die Gefangenen der Volksfronl ? 

Untersuchen wir den *Sieg% des 16. Februar, von dem 
die K P  schreibt : 

,<Der Sieg des 16. Februar, der Triunipli des arbeiteri- 
den Volkes hat  die historische Bedeutung, der Konterrevo- 
lution eine Niederlage beigebracht zu haben. darüber hin- 
aus, die Wege ire; zu macheti für den kortschritt der 
Revolution. W 

Was konkret a m  16. Februar herauskam, war, dass 
von den 240 Abgeordneten der Frente populai- etwa 100 
den Sozialisten und Kommunisten zufielen. 110 Abgeord- 
nete haben die Linksbtlrgerlichen und 30 solche bürger- 
liche Republikaner, die sich bis heut noch nicht darllter. 
klar  sind, ob sie mit dem Zentrum nicht besser zusamiiien- 
arbeiten können, als mit den Arbeiterparteien. Das Zen- 
trum hat 45 und die Reaktion 175 Sitze, davon alleiii 
die CEDA (Gil-Robles-Partei) mehr als 110. Eine par- 
lamentarische 'Zusammensetzung also, die für die Koali- 
tionspolitik ideal ist. Und die spanische Freiite-popular- 
Regierung beruht tatsächlich auf einer KoalitioiisgoIitik 
der Arbeiterparteien mit der Bourgeoisie. 

DieseTatsache erfährt dadurch keine Aenderung, dass 
die Kommunisten und die linken Sozialdemokraten keine 
Ministersessel beanspruchen. Ob man seinem Klasseiige- 
gner nur den kleinen Finger zum Gruss bietet oder die 
ganze Hand, ist eine bedeutungslose formelle Angelegeil- 
heit. Wichtiger ist, wer wen zum Grüssen zwingt. 

Als Largo Caballero, der Ftlhrer der linken Sozialde- 
mokraten, mit dem Austritt der UGT aus  der Frente po- 
pular drohte, wenn sozialistische Minister in die Regie- 
rung einziehen sollten, schrieb die KP, dass man mehr 
als je die Frente popular unterstutzen müsse. um gegen 
den Faschfsmuv bestehen zu können. Largo Caballero hat  
mehr als 40 Jahre reformistischer Politik hinter sich und 
das schaute hinter seinen Zeilen in der <<Claridad~ hervor. 
als e r  der K P  antwortete, e r  denke garnicht daran, die 
Frente popular zu sprengen, das Ganze sei eine Familien- 
angelegenheit der SP. 



Die Gewerkschaft der Kellner von Barcelona ist in den 
Händen der KP. Die Mitglieder fassten auf einer Mit- 
gliederversammlung einen einstimmigen Streikbeschluss. 
Die Leitung billigte ihn. Die Frente Popular protestierte. 
Im Rundfunk setzte sich der kathalanische Arbeitsmini- 
nister Barrera gegen die Streiks ein. Madrid intervenierte 
bei der KP Katalaniens und diese rief eine öffentliche 
Versammlung ein (keine Mitgliederversammlung der Kell- 
ner !) und machte geltend, dass der Streik die Frente po- 
Dular Eefährde. Nach s~anischer Gewohnheit gibt es in 
öffentlichen ~ e r s a m m l u n ~ e n  weder ~iskussionsmöglfch- 
keiten noch Besucherkontrolle. Man stimmte ab und aus 
dem vorher einstimmigen Streikbeschluss wurde ein Mehr- 
heitsbeschluss, die Arbeit wieder aufzunehmen. Ailes, was 
dafür sprach, war, dass der Arbeitsminister Barrera ver- 
sprach, den Konflikt zugunsten der Kellner zu regeln. Nun, 
das Resultat liegt vor, die Trinkgelder werden abgeschafft 
und alle Getränke im Preis um 20% erhöht, wovon die 
Kellner bezahlt werden. Durch die Preiserhöhung werden 
die Gewinne der Unternehmer erhöht und die Kellner ver- 
bessern ihre Situation nur moralisch. 

In Malaga traten die Fischer und Einsalzer in der1 
Streik. Die Fischer sympathisieren mit der K P  und SP 
und sind gewerkschaftlich in der UGT organisiert. Die 
Einsalzer gehören der CNT (anarchistischer Gewerkschafts- 
bund) an. Der Streik der Fischer ging infolge der Frage: 
Frente popular, friiher seinem Abbruch zu als der der 
Einsalzer, aber ohne die Einsalzer können die Fische 
nicht fiir weiteren Transport und Verarbeitung verwertet 
werden. Aus diesem Gund versuchten die KP-Mitglieder 
mit allen Mitteln, die CNT zum Streikabbruch zu zwin- 
gen. CNT-Mitglieder erschossen darum das kommunisti- 
sche Gemeinderatsmitglied Reina. Die UGT Ueschloss den 
sofortigen ~eneralstreik,  der in absoluter Geschlossenheit 
durchgefiihrt wurde; selbst die Lebensmittelläden mussten 

Im Laufe des Vormittags wurde dann von sozialistisch- 
kommunistischer Seite der Chef der CNT Acevedo erschos- 
sen. Im weiteren Verlauf verhaftete man die bekanntesten 
Funktionäre der CNT und schloss ihnen sämtliche Lo- 
kale. Man rechnet damit, dass nach Abbruch des UGT- 
Proteststreiks ein Proteststreik der CNT ausbrechen wird, 
die die Freilassung ihre Mitglieder und Oeffnung ihrer Lo- 
kale fordern. 

Im Gefängnis von Barcelona war von inhaftierten anti- 
faächifitisch~n Emigranten der Hungerstreik beschiossen 
worden. um das Asylrecht zu erlangen. Der kommunisti- 
sche Abgeordnete Valles intervenierte zwecks sofortigen 
Abbruche des Hungerstreiks, da dieser die Frente popular 
im In- und Auslande diskreditierte. Man versprach die 
sofortige Freilassung der politischen Emigranten - seit- 
dem sind bereits 14 Tage vergangen und die Genossen 
sind noch heute nicht entlassen. 

Wie diese Dinge, deren Beispiele durchaus nicht er- 
s c h o ~ f t  atnd, auf die kommunistische Mitgliedschaft wir- 
k e 1 1 , - z c i ~ f e  sich s u i  der erweiterten ZK-Tagiiiig der Kl' 
Cpatife~is. In1 ver!iffeiitlicliten Bericht heisst es : 

aDa.s Pleriuiii stellt fest, dass die Partei als ganzes 
jetzt ideologisch einheitlich und von der Liiiie des ZK 
Uui~clidrungen ist. Es missbilligt ausdrücklich die Hal- 
tung des Sekretärs des Madrider Provinzkomitees, 
der der richtigen Linie des ZK seine eigene sektiere- 
risclie und opportuiiistische Linie entgegensetzen woll- 



te. Das Plenum hat die Partei aufgefordert, alle Ab- 
~\~eichungeii voil der vom ZK und von der KI  gewiese- 
iien Linie zu bekgmpfen .... Zu den Hauptschwächeii 
gehJrt die mangelhafte Arbeit in der Arbeiter- und 
Uauernallianz .... Die kommuiiistische Organisatlori von 
Zciragora und besonders ihre Leitung halten unter 
dein Einfluss ,der Anarchisten aii ihrem Sektierertum 
fest, das selbe gilt von Katalariien.. .. » 

Mehr wird über die Opposition in der K P  nicht ge- 
sagt. 

Dcr gesamte revolutionäre Kampf der KPSp beschränkt 
sich darauf zu sagen, die Regierung müsse gegen Fa -  
schisnius und Reaktion kämpfen. mari miisse der Regie- 
rung helfen. Aber wer ist die Regierung ? Das Oberste 
Gericht hat  heut wieder die faschistischen Organisatlonen 
fiir legal erklärt, die kurz vor dem Februar fiir ungesetz- 
lich erklärt worden wareii. Aber «laut Dekret vom 30. 
Juni 186"i:> sind sie wieder legal ! 

Die Aiinrcliisten bekommen wieder Zuwachs. Sie sind 
die cii?zig Massenorganisation, die sich offeii fiir den 
;~ussei.pi~rlamentarischeii Kampf einsetzt. Sie stellen die 
Frage : Einheitsfront - ja ! Aber entscheidet Euch, 
Koniiliunisten : Ein.heitsfrorit mit uns oder mit der Bour- 
geoisie. Mit beiden geht es nicht. Revolutionäre Arbeiter- 
iintl Bauern-Allianzen oder Frente popular. 

Der Anarchismus erhält so dank der Schwächen der 
Volksfror~tpolitik, die er kritisiert, die Möglichkeit, An- 
1iiLnger iiir seine eigenen Irrtümer zu gewlnneri. 

Largo Ca.ballerü schwankt hin und her. Im April meinte 
er, die SP ist das Organ der proletarischen Diktatur. Im 
Mai : <:Wir köiiiien nicht sagen, welche Partei und wer 
die proletarische Diktatur ftihren wird. B 

Auf der gleichen Versammlung ftihrte er  aus, dass 
die Arbeiteröllianzen «künstliche Gebilde seien, die viel- 
leicht als Hilfsorgane der Partei fungieren k6nnteri~ - 
aber die Einheitsfront sei Organisationseinheit auf ge- 
werkschaftlichem und politischem Gebiet. Wer nicht dafiir 
sei, habe auch kein Anrecht a n  der Ftihrung der Arbeiter- 
allianzen. 

Auf einer daranffolgenden Versammlung erklärte er, 
dass alle Organisatiorien der Arbeiter in der Arbeiteral- 
lianz erfasst werden miissen und dass es notwendig sei, 
dass die Allianzen von allen Arbeiterorganisationen kon- 
trolliert werden.. . Ueberall mussten Arbeiterallianzen ent- 
sthen, die sich zur Allianca Obrera Nacional vereini- 
gen sollten. 

Wer innerhalb 30 Tagen seine politische Liriie zu oolch 
weittragenden Fragen so  entscheidend ändert, muss mlt 
grösstem Misstrauen angesehen werden. 

Die S P  verlegte ihren' Parteitag, der Ende Juni s ta t t -  
finden sollte, auf Ende Oktober. Die Ursache ist, gegeri- 
wgrtig entscheidenden Beschlüssen in prinzipiellen Fragen 
auszuweichen. Obwohl nicht einmal grundsätzliche Mei- 
nungsverschiedenlieiten zwischen dem Zentrum und dem 
linken Fliigel der S P  bestehen, verschärft sich der Kampf 
weiter. In Ecijrr, wurden die Fiihrer des Zentrums Prieto 
und Pena von Mitgliedern des linken Fliigels schwer ver- 
priigelt. Nur mit Hilfe der Guardia Civil konnten sie ihr 
Leben retten. 

Aehnlich steht die Situation zwischen dem POUM (Par-  
tei fiir marxistische Einheit, unter Ftihrung von Maurin) 
und der KPSp; dort, wo die K P  s tark  ist werden dle 



Maurinversammlungen gesprengt, dafiir aber auch die 
KP-Versammlungen, wo die POUM Positionen hat. 

Abschliessend ist festzustellen, dass 1. die Frente-popu- 
lar-Regierung ihr Programm nicht erfiillte und mit Schein- 
aktionen tiber diese Tatsache hinwegtäuschen will; 2. die 
Kommunisten sind dank ihrer politischen Linie zwangsläufig 
zu Gefangenen der republikanischen Bourgeoisie und des 
Kleinbiirgertums geworden ; 3. damit wird die Vereinheitll- 
lichung der Kampfkraft des Proletariats durch die Ar- 
beiterallianzen gelähmt. Die Zusammenstösse zwischen 
Kommunisten-Sozialisten und Anarchisten zeigen die Ge- 
fahr dass die Spaltung der Arbeiterschaft sich aufs neue 
verschärft, obwohl der Faschismus an Boden gewinnt. 
4. der momentane Sieger des 16. Februar ist dfe republi- 
kanische Bourgeoisie und ihr kleinbiirgerlicher Anhang. 
Diese Politik muss, wenn sie weitergeftihrt wird, eine Si- 
tuation'mit sich bringen, in. der die Volksfront zusammeii- 
bricht und die Macht schliesslich wieder an die CEDA 
und damit an den Kleriko-Faschismus zurtlckfällt. 

Die Sozialisten un Kommunisten werden von der Fren- 
te popular verbraucht, durch ihre parlamentarische Tätig- 
keit diskreditiert, die ausserparlamentarischen Kllmpfe 
werden sabotiert, was die Arbeiterparteien schlieselfch uxi- 
fähig machen. kann, die Massen gegen eine zweite Gil- 
Robles-Regierung in den Kampf zu fahren. 

Das ist das Fazit von nur drei Monaten Volksfrontpo- 
litik ! 



Die Preisgabe der kommunistischen Grundsätze und die 
Durchfiihrung der Volksfrontpolitik in Spanien wird von Volksfront- 
den ehemaligen Kommunisten besonders mit der Behaup- 
tung begrtlndet und verteidigt, dass die Werktätigen und 
die biirgeriichen Antifaschisten ( Republikaner und bnski- 
sche Katholiken Spaniens nur fiir die Verteidigung der 
biirgerlichen Demokratie zu der Einheit zusammengefasst 
werden konnten. die den Sieg iiber Franco sichere. Mit der 
Losung .< erst den Krieg gewinnen, die bllrgerliche Demo- 
kratie retten, dann kRnne man weitersehen . behaupten 
sie Franco schlagen zu kRnnen. 

Der bisherige Verlauf des Biirgerkrieges beweist das Ge- 
genteil. 

Im Juli 1936, als die Milit#rkamarilla in Spanien den 
Aufstand begann, wurde er durch die spontane Gegenwehr 
der Arbeiter und armen Bauern in einem Gebiet, das mehr 
als zwei Drittel des spanischen Territoriums ausmacht, 
zurtickgeschlagen und in der Entfaltung gehemmt. Die 
Arbeiter und anderen Werkätätipen, die diesen Kampf 
ftlhrten, dachten dabei nicht an die Verteidigung der bllr- 
gerlichen Demokratie, sondern an  den Anfang des entschei- 
denden K a ~ p f e s  um ihre endgtiltige Befreiung. Nur diese 
Ueberzeugung gab ihnen Mut und Todesverachtung. 

Heute, 13 Monate später, ha t  Franco in iiber zwei Drit- 
tel des spanischen Territoriums seine Gewalt aufgerichtet. 
In dem Drittel, das Franco noch nicht erobert hat ,  herr- 
schen nicht die Sieger vom Juli 1936, sondern eine Volks- 
froritreglerung, an deren Spitze Negrin und Prieto stehen. 
zwei MXnner, die zu den reichsten Familien Swaniens 
gehllren. Die Art. wie die beiden feindlichen Fraktionen 
der spanischen Bourgeoisie die Herrschaft Hher die Werk- 
tätigen zur Zeit austlben,unterscheidet sich nur in der 
Phraseologie, kaum dem Inhalt nach. 

Krieg und Biirgerkrieg ~ i n d  die Fortsetzung der poli- 
tischen Kämpfe der kriegfiihrenden Parteien mit den Mit- 
teln der Waffengewalt. Strategie und Taktik der Kriegs- 
fiihrung wird von den Klasseninteressen der die politische 
und militärische Herrschaft ausiibenden Regierung be- 
stimmt. Die Tatsache, dass die Arbeiter und Bauern, die 
im Juli 1936 den Militärputsch niedergeschlagen haben. 
nicht die Kraft aufbrachten, ihre eigene politische Herr- 
schaft zu organisieren, machte aus den Siegern ti3er den 
Militäraufstand im Jahre 1936 Kanonenfutter fiir die 
Bourgeoisie, die ihren Ausdruck und ihr Herrschaftsorgan 
in der gegenwärtigen Volksfrontregierung findet. Die Sie- 
ger von 1936 werden der demokratisch-republikanischen 
Diktatur der Bourgeoisie unterworfen, weil sie nicht die 
Kraft  aufbrachten, ihre eigene Klassendiktatur auf der 
Basis der breitesten revolutionären Massendemokratle. 
der der Räte der Arbeiter, Klein- und 'Mittelbauern und 
Milizen, aufzubauen. 

Um Franco sammeln sich der Grossgrundbesitz, der 
Klerus und das einheimische Handels- und Wucherkapital 
( Juan March ). Um die Negrin-Prieto-Regierung das rei- 
chere Klein- und Mittelbiirgertum, wohlhabende Pächter, 
ein Teil der Grossgrundbesitzer und Kaziken ( Gross- 
bauern ) und dle, die aus nationalen uns separatistischen 
Griinden gegen Franco stehen ( Basken, biirgerliche Ka- 
talanen ). Die Irrefiihning durch die Volksfrontideologie 
schafft  der Volksfrontregierung einen gewissen Stiitzpunkt 
unter den betrogenen Werktätigen. Ihre Regierungstätig- 
keit wird aber nicht von den Klasseninteressen der Be- 
trogenen, sondern von denen der Betriiger bestimmt. Das  
Industriekapital ist in Spanien meist in ausländischem Be- 
sitz und wird auch vom Ausland kommandiert, soweit es 
In spanischen Händen ist. 

in Spanien 
September 1937 



Die Mehrheit der Arbeiterklasse stand in Spanien unter 
dem Einfluss des Anarcho-Syndikalismus,einer Frtihform 
des proletarischen Klassenbewusstseins aus der Periode 
des Frtihkapitalismus. Nach dieser Ideoiogie sollen die 
Arbeiter den Kampf der blfrgerlichen Parteien um die 
politische Form der Beherrschung und Ausbeutung der 
Werktätigen ignorieren. Nur die direkte Aktion, 
in der Hauptsache der wirtschaftliche Streik und General- 
streik, werden als zulässige Waffe zur Verteidigung der 
Interessen der Werktätigen verkiindet. Die Errichtung der 
proletarischen Diktatur als zentralisierte Staatsgewalt zur 
Niederwerfung des kapitalistischen Staates wird abgelehnt. 
Diese anarcho-syndikalistische Doktrin erleichterte die 
spontane Aktion der Werktätigen zur unmittelbaren Nie- 
derwerfung des Militäraufstandes, soweit die anarcho- 
s~mriikalistische Ideologie die ausserparlmentarische Mas- 
senaktion förderte. Dieselbe Doktrin ermöglichte aber auch 
den Volksfrontschwindel, den die Reformisten - die 
grundsätzlich fiir die Zusammenarbeit mit der demokra- 
tischen Bourgeoisie sind -, mit Hilfe des Verrat8 der den 
Narnen Kommunisten :, zu Unrecht tragenden Anhänger 
der von der Stalinclique beherrschten Kommunistischen 
Internationale durchfuhren konnten. Denn mit der ana.r- 
cho - syndikalistischen Doktrin kann der revolutionäre 
Machtkampf der Arbeiterklasse nicht zum Siege geftihrt 
werden. 

Die von der anarcho-syndikalistischen Ideologie beein- 
flussten Massen Uberliessen nach den ersten Siegen die 
Organis!erung und Fiihrung des Kampfes ihrer alten Ftih- 
rung. Die Vorstellung der Anarchisten von der friedlichen 
Oraanisierung des Sozialismus machte aus den anarchisti- 
schen Fiihrern eine leichte Beute des Einheitsschwindels 
der Volksfrontpolitikanten, weil sie von der Uebernahme 
der politischen Macht und der Errichtung der proletari- 
schen Diktatur zur Niederwerfung der Feinde des Sozia- 
lismus die grösste Angst haben. Praktisch wurden diese 
anarcho-syndikalistischen Filhrer zu Regierungsanarchisten 
die von den Regierungssozialisten und Regierungskommu- 
nisten an  der Nase herumgefiihrt wurden. Dte POUM, 
die einzige Partei, die die kommunistischen Grundsätze 
propagierte, war zahlenmässig zu schwach und zum Teil 
selbst noch mit anarcho-syndika.listischen Eierschalen be- 
haftet. Sie konnte dem spanischen Proletariat nicht die 
Fiihrung und Organisierung ihrer Hegemonie geben, die 
fiir den Sieg der proletarischen Revolution Vorbedingung 
ist. 

Die Milizen Kataloniens entwickelten in den ersten Mo- 
naten eine grosse militärieche Offensivkraft. Sie stiesaen 
vor bis an die befestigte Stadt Saragossa. in 
Madrid bis an die von Mola unter der ersten Volks- 
frontregierung geschaffenen Bergbefestigungen im Guadar- 
rama-Gebirge. Von militärisch ungeschulten Milizen 
können solche von geschulten Militärs mit modernen Waf- 
fen verteidigten Befestigungen schwer im Frontalangriff 
bezwungen werden. Nur die Umbildung der Milizen zu 
einer Roten Armee konnte zum revolutionären Elan mili- 
tärische Ausbildung und Technik der Kriegsfiihrung hinzu- 
fugen. die in Verbindung mit revolutionärer Strategie und 
Taktik hätte Franco besiegen können. Umwandlung der 
Miliz in eine rote Klassenarmee bedeutet Verwendung milt- 
tärischer Sachverständiger unter Kontrolle der Arbeiter-. 
Bauern- und Soldatenräte, die zentral zusammengefasst 
die Regierung der proletarischen Diktatur bilden. Nur 
eine solche Regierung der proletarischen Diktatur hätte 
dem in der Roten Armee erfassten revolutionären Kern 
die moderne Bewaffnung liefern ktlnnen. Nur politische 



Kindsköpfe konnten einen Augenblick annehmen, dass eine 
biirgerliche Volksfrontreglerung revolutionäre Milizen mlt  
modernen Waffen versieht, die fiir die Verteidigung der 
biirgerlichen Republik umsoweniger zu gewinnen sind. Se 
ttlchtiger sie milittlrisch sind. Eine Reglerung der prole- 
tarischen Diktatur hatte mit den reichen Gold- und Va- 
lutamitteln. die der Volksfrontregierung zur Verfiigung 
standen, mindestens ebensoviel und ebenso rasch moderne 
Kampfmittel beschaffen können. E s  ist ein durch nichts 
begriindeter Schwindel, dass nur die Volksfrontregieruna 
mit dem Gold des spanischen Volkes Waffen beschaffen 
konnte. Die Erfahrung zeigt, dass es auch ein Schwindel 
ist, wenn behauptet wird, dass nur die Volksfrontret?ierunR 
die Intervention der imperialistischen M#chte verhindern 
k o n ~ t e .  Sie ha t  die Intervention des italenischen und deut- 
schen Faschismus nlcht verhindert. Dle Volksfrontpolitik 
hat  nicht verhindert. dass der französische und englische 
Imperialismus, auf die sie sich stiitzt, die Intervention des 
italienischen und deutschen Faschismus zuliessen und be- 
günstigten. Die Behauptung, dass eine Käteregierung die 
Intervention auch des englischen und fraiizfiaischen linpe- 
rialismus zur Folge gehabt hätte, ist eine durch nichts 
bewlesene Behauptung. Die Stimmung, die in den franzö- 
sischen und englischen Arbeitermassen in den ersten Mona- 
ten des spanischen Bllrgerkrieges herrschte, hätte jede 
niiiitärlsche Invasion franzasischer und englischer Trupperi 
uiimöglich gemacht. Es ist mit Sicherheit anzunehineil, 
dass eine Entwicklung des spariischen Bargerkrieges zur' 
proletarischen Revolution nicht nur in Frankreich und 
England die offene Intervention urimöglich gemacht hätte, 
sondern auch die Entsendung gepresster Freiwilligeritrup- 
yen aus Deutschland und Italien erschwert hätte. L>le 
deutschen und italienischen interventionstruppen waren 
irr1 Feuer einer wirklichen spanischen Revolution rascher 
zersetzt, wie im Fraktionskrieg zwischen der faschistischeii 
und demokratischen spanischen Bourgeoisie. 

Die stärkste militärische Kampfkraft, die Franco ent- 
gegengestellt werden konnte, ist durch die Sabotage gegen- 
tlber den revolutionären Milizen. vor allem an der arago- 
iiisch-katalanischen Front, nicht ausgenutzt worden. D a  
diese Milizen sich nicht aus eigener Kraft zentrale revolli- 
tioriäre Organisationen in Räten geben konnten, die anar- 
cho-syndikalistischen Fllhrer, auf die sie vertrauten, ihnen 
ebenfalls keine politische und militärische Fiihrung geben 
konnten, blieben sie ein Jahr  lang a n  der katalanisch- 
aI.agonischen Froiit in den Schlltzengräben brach liegaii. 
Uie Frrrncorebeilen, die mit geringen Kräften diese 
halten konnten, nutzten das aus  und zugen ihre bestcii 
militärischen Kräfte, unterstiitzt vom italienischen uiid 
deutschen Faschismus, zu ihren Teiloffensiven zusam- 
men. Das ist das Geheimnie der faschistischen Siege bei 
Badajoz, Irun, San-Sebastian, des Vormarsches auf Ma- 
drid, der Einnahme von Toledo, Malaga, Bilbao und zu- 
letzt der Besetzung von Yaritarider. Der Kampf im Baskeii- 
land beweist, dass die Volksfrontregierung unfähig ist, 
eine burgerllche Armee zu schaffen, die Franco besic- 
gen kann. Die baskische Regierung hat  zuerst die re- 
volutionären Arbeiter unterdrtlckt und sie der btlrger- 
lichen militärischen Fiihrung unterstellt. Sie ist a m  bt-- 
sten mit Waffen und Material versorgt worden. Die 
baskische Regierung ist am meisten vom französischen 
und englischen Imperialismus beglinstigt worden. Die 
Sabotage der katalanischen Front machte es unmtlg- 
lich, dass von dort aus den Basken Hilfe geleistet wer- 
den konnte. Die Schaffung einer zentralen Kriegsftih- 
rung durch die Volksfrontregierung ist bis aut  den heu- 
tigen Tag- leeres Geschwätz geblieben. Entlastungsof- 



fensiven von der Volksfrontregierung befohlen im Gua- 
darramagebirge, in der Richtung auf Segovia und der 
Vorstoss auf Brunete, haben Zehntausende nutzloser Op- 
fer gekostet und sind erfolglos geblieben. Die Volksfront- 
polltik sabotiert die Bildung einer proletarische11 Klassen- 
armee. DLe Voiknfrontpolitlk hat  sich aber auch 
als unfählg ernlesen, eine biirgerllrhe Arniee mlt 
OPfensl\liraft zum Kampf gegen Franco zu schaf- 
fen. Dabei war nicht einmal der instinktmas- 
sige Klassenwiderstarid der Werktätigen gegen die Ein- 
reihung in eine btirgerliche Armee ausschlaggebend, son- 
dern der Cliquenkampf der Volksfrontpolitikanten un- 
tereinander war das grtisste Hemmnis. Der Zusammen- 
bruch der Franco-Offensive vor Madrid ist kein Erfolg 
der Militärpolitik der Volksfrontregierung. Wenn die 
moralischen Auswirkungen der Niederlage von Irun nicht 
die Räumung Madrids unmöglich gemacht hätten, hätte 
die Volksfrontregierung auch den Befehl zur kampf- 
losen Räumung Madrids gegeben. Die gegen den Willen 
der Volksfrontpolitikanten angenommene Verteidigung 
von Madrid bestätigt die alte Erfahrung, dass im Stras- 
sen- und Häuserkampf eine opfer lc~ei te  Milizarmee a m  
ehesten imstande ist, einem militärisch iiberlegenen Geg- 
ner standzuhalten. Der Versuch, den mit den modern- 
sten Mitteln von militärisch ausgebildeten und ausge- 
wrhlten Francotruppen vorbereiteten Vormarsch auf Ma- 
drid lm freien Felde mit Milizen aufhalten zu wolle~i, 
war in jeder Hinsicht eine Dummheit und eiri Verbre- 
chen. Das war kein Krieg, den Frarico fuhren musste, 
sondern eine Treibjagd, deren billigen Erfolg Franco der 
Strategie und Taktik der Volksfrontpolitikanten ver- 
dankt. Mit gezieltem Feuer moderner Artillerie auf vor- 
her genau erkundigte schlechte Posltlonen der Verteidi- 
ger schoss er  die schwachen Widerstandsnester zusam- 
men und der Vormarsch wurde ftir ihn ein Spaziergang. 
Im Krieg im Baskenland wiederholte sich dieselbe Tra- 
gödie. Vor den Vororten Madrids änderte sich die Lage 
fiir Franco. Die von der Franco-Artillerie zusammenge- 
schossenen Häuser wurden zu bombensicheren Unter- 
ständen, dle Miliztruppen im Freien nicht bauen konnten. 
Nach der Artilleriebeschierjeung konnten die Milizen wie- 
der an  die lvlaschinengewehrstände kriechen und die 
sturniwellen des Feindes zusammenschiessen. An die be- 
drohten Stellen konnten verhältnismässig leicht Reser- 
ven der Milizen herarigeftihrt werden, die in der grossen 
Stadr bereit gehalten und gegentiber dem Gegner ge- 
tariit werden konnten. Das ist das Geheimnis des er- 
folgreichen Widerstandes vor Madrid. Irun, San Seba- 
stian, Bilbao, Malaga hätten ähnliche Gräber fiir die 
Francotruppen. werde11 können, wenn eine proletarische 
Klassen-Regierung die Erfahrungen des Biirgerkrieges an-  
gewandt hätte. Die Volksfrontregierung opferte und op- 
iert die Meiischen in offener Feldschlacht, weil sie das 
Eigentum und die Gebtiude der Städte, die sie vor der 
Beschiessung rilumcri, für wichtiger als Proletarierleberi 
hält. So konnte Franco die militärische Initiative an 
sich reisgen und den Volksfronttruppen das Gesetz des 
llaiideliis diktieren. 

Eine Regierung der proietarischen Diktatur, die das 
Vertrauen der Arbeiter und Werktätigen besitzt, hätte 
nicht nur den Milizen militärische Technik und moderne 
Bewafinung geben können, sie hätte auch die starren 
Verteidigungslinien auflösen, zum Beispiel den Gegner 
bei Saragossa zum Nachstossen verlocken können, um 
die in Bewegung geratenen gegnerischen Truppen in1 
Partisanenkrieg aufz~reiberi und den1 Proletariat in Sa- 



iagossa den Aul'starid im Rilckei~ des Feindes zu er-  
niüglichen. Die Volksfrontregierung lässt die Flanke des 
Gegners vom Suden nach Norden in Estramadura und iri 
wichtigen Teilen Andalusiens unbedroht, obgleich sie zum 
Teil ungedeckt oder ganz schwach besetzt ist. Statt  den 
dort den Guerillakrieg auf eigene Frrust ftlhreiiden an- 
dalusischen Landarbeitern und armen eatramadurischen 
Uauerri Waffen und Menscnenhilfe zu bringen, ver- 
schwendet die Volksfrontregierung ihre Artillerie und 
E'lugwafl'e zur Belagerung des Alkazars in Toledo. Mit dem 
dabei vergeudeten Menschen- und Materialaufwand hätte 
Toledo in1 Verteidigungszustand, und Talavera de la 
Keina schon ein wichtiges ernstes Hindernis der Franco- 
truppen vor Madrid werden können. Aber beide Städte 
wurden gertlumt, stat t  verteidigt. All das ist keine 
blosse militärische Unfähigkeit, sondern Ausdruck der 
Klassenpolitik der Volksfrontregierung. Estramadura 
kann nur mit einer revolutionären Uauernpolitik in ein 
Aufstandsgebiet verwandelt werden, das Franco die Ver- 
bindung zwischen Silden und Norden ernst gefährdet. 
Das kann aber keine Volksfrontregierung, die schon 
selbst Bauernaufstände vor den1 Francoaufst~nd dort 
niedergeschlagen hat. Die Volksfrontregierung hat auch 
kein lnteresse darari, revolutionäre Bauerngeblete sich 
a~izuschliessen. Gestiltzt auf ein revolutionäres Estraina- 
dura, Aragon und Katalonien ist Volksfrontpolitik auf 
die Dauer nicht möglich, aber die Organisierung dieser 
revolutionären Kräfte könnte Franco niederringen, weil 
nur die proletarische Kevolutloti auch die ökonomische11 
Kraftquellen der spanischen Bourgeoisie vernichtet. 

Franco sicherte sich die Mithllfe des itallenischen und 
deutschen Faschismus. Die Volksfrontregierung stutzt 
sich auf den französischen und englischen Imperialismiis. 

Wenn der Faschismus geschlageri werden soll, muss 
irn Hinterlande mit der konterrevolutionären Politik der 
Volksfrontregierung Schluss gemacht werden. In der 
Grossen französischen Revolution konnten die Interven- 
tionstruppen, die bereits Paris bedrohten, erst geschlageri 
werden, nachdem die eigene Konterrevolution mit den 
jakobinischen Massenterror niedergeworfen worden war. 
Die russische Revolution von 1917 konnte die eigenen 
konterrevolutionären Truppen Und die Interventionstrup- 
Pen der englischen, französischen und japanischen Impe- 
rialisten erst aus  dem Lande hinausjagen, als die Re- 
gierung der proletarischen Diktatur aus den Partisanen 
die Kote Armee schuf, die eigene Bourgeoisie und ihre 
menschewistischen und sozialrevolutionären Helfershelfer 
Init der proletarischen Diktatur gewaltsam niederhielt. 
Die spanische Revolution ist verloren, wenn die spani- 
schen Werktätigen nicht bald lernen, die Politik der rus- 
sischen Revolution unter Lenins Ftihrung auf ihr Land 
sinngemäss anzuwenden und die von der Stalinclique 
erfundene Volksfrontpolitik mit allen Mitteln beseitfgen. 
Wenn sie die Kraf t  dazu nicht aufbringen, kann es in 
Spanien kein demokratisches Regime geben, sondern nur 
ein faschistisches. Die Lasten des Bargerkrieges können 
entweder von der proletarischen Diktatur auf den Gross- 
grundbesitz, den Klerus und die Bourgeoisie abgewälzt 
werden, oder sie werden mit den Mitteln der brutalsten 
faschistischen Diktatur aus den spanischen Werktätigen 
herausgepresst. Ein Mittelding, einen anderen Ausweg, 
gibt es nicht. 



Im fünften 
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EINE ZwlsCHEmfLbNZ 

Die Regierung Moa Blum 16ste die Regierung Sarraut 
sm 4. Juni ab, 1 Monat nach den Wahlen. Am 15. Juni 
scMeb der Parteisekretär der KPF, Jacques Duclos, i r i  
einer Antwort an Paul Faure, dem Generalsekretär der 
SFIO, vielleicht werde die gegenwlrtige Legislaturperiode 
(4  Jahre) nicht ausreichen, um das Volksfrontprogramm 
durchzuführen. Die KPF hatte sich also auf eine jahre- 
lange Periode der Volksfrontpolitik eingestellt. Sie sagte 
der Volksfrontregierung doyales Untersttltzung ohne Un- 
terbrechungen (sans eclipse) zu. 

Jetzt, im fünften Monat der Volksfrontregierung, wirft 
bereits der radikalsozialistische Minister Chautemps die 
Frage der Aufgabe der Volksfrontregierung und der Neu- 
wahlen nach voheriger Einführung des Proportionalwahl- 
rechte auf, das der radikalsozialistischen Partei ihre *Frei- 
heits zurückgeben soll. Volksfrontregierung und Volks- 
front befinden sich bereits seit dem August auf dem ab- 
steigenden Ast ihrer Entwicklung. Der Abstieg beschleu- 
nigt sich zusehends. 
Das gegenwärtige Verhllttiia der Klassenkräfte nach 

der Wvalvation des Franken tritt am klarsten hervor 
bei einem Vergleich mit dem Juni. 

Damals war die Arbeiterklasse im Angriff, die Bour- 
geoisie war iiberrumpelt, das Kleinbtirgertum wurde mit- 
geriesen und sympathisierte mit der Arbeiterklasse. Die 
Junibewegunp; war nicht durch die Volksfrontparteien or- 
ganisiert, sie war spontan. aber eine ihrer Ursachen waren 
die iilnsionen tlber die Volksfront in breiten Massen der 
Arbeiterklasse. Diese Illusionen wurden geflissentlich ge- 
iiährt durch die Volksfrontparteien. Eines der Momente, 
das das Kleinbiirgertum mit der Beweguiig aympathi- 
ßieren liess, war, dass die Bache &ohne Krawalle, fried- 
lich abging. Die Stlrke der Bewegung war ihre Elementa- 
rität. Die Spontanität der Bewegung war schon dadurch 
bedlngt, dass unter dem Vortrupp der Beaeguiig, den Pa- 
riser Metallarbeitern, sowohl die Gewerkschaften, wie die 
Sozialistische und Kommunistische Partei nur ganz 
schwach organisierte Stti tz~unkte hatte. Die KPF. die 
8FIO. die CGT griffen ein; nachdem die Bewegung ele- 
mentar losgebrochen war. Sie versuchten, die Bewegung 
auf der Linie des Matignonabkommens abzubremsen, aber 
nur mit teilweisen Erfolgeii. 

Die Masse der Arbeiter und zum Teil der Kleinbtlrger 
war beflügelt durch die unbestimmte Erwartung. dass 
tetwas Neuesw kommen mtisse, etwas, das Uber die her- 
gebrachte kapitalistische Ordnung hinausgeht. Sie waren 
voll naiven Vertrauens zur Volksfrontregierung, fanden 
es aber gleichzeitig angebracht, diesem Vertrauen durch 
die eigene Aktion nachzuhelfen. Die Grossbourgeoisie 
leistete im Moment fast keinen Widerstand. nicht nur, 
weil sie einer elementaren Bewegung gegentlberstand, 
und iiberrumpelt war (wie auch die Volksfrontorganisa- 
?Ionen). sondern auch weil sie verhllten wollte, dass die 
Bewegung revolutionäre Formen annimmt. 

Das Kraftgeftihl der Arbeiterklasse war riesig gestei- 
gert, sie stromte massenhaft in die Gewerkschaften und 
auch in die Kommunistische Partei. Die Partei fasste in 
den Pariser Grossbetrieben organisatorisch Fuss. 



Manche haben sich in dieser Zeit verleiten lassen, aus 
der Tatsache der Streikbewegung und des mächtigen 
Einströmens der Arbeitermassen in die ~ewerkschaften 
und in die Kommunistische Partei auf die Richtigkeit der 
Volksfrontpolitik zu schliesaen. Ihnen diirfte heüte nach 
viereinhalb Monaten an der Richtigkeit dieses Schlusses 
starke Zweifel aufsteigen. Um die Verkehrtheit dieses 
Schlusses einzusehen, geniigt es, darauf hinzuweisen, dass 
zum Belsptel auch in Deutschland in den ersten Jahren 
der Weimarer Republik Millionen den Gewerkschaften, 
der Sozialdemokartie und den Unabhangigen zustrBmten. 
Die Maseen selbst verwechseln die Wirkunc ihrer eixenen 
Aktion mit denen der Volksfront. 

Da8 Parlament erledigte unter dem unmittelbaren Druck 
der Btreikwelle im Eiltempo die neuen Gesetze. Besonders 
bemerkenswert ist in dieser Hinsicht der Senat. der in- 
nerlich aufs stärkste widerstrebte und auch sonst ge- 
wohnt b t ,  sich Zeit zu lassen. Seine Haltung ist eln Be- 
weis fiir die Wucht der Bewegung. 

Welches war  dabei die Rolle der Volksfrotitregierung? 
Erschreckt und beklommen von den entfesselten elemen- 
taren Kräften spielte sie nach ihrem eigenen Ausdruck 
den *ehrlichen Makler, zwischen der Arbelterkla~se und 
den Unternehmern. Für die damalige Lage ist bezeich- 
nend die unwiderlegte E r k l a m g  IRon Blume im Parla- 
ment. dass kein Unternehmer in diesem Augenblick die 
gewaltsame Räumung der Betriebe verlangte. Die Unter- 
nehmer waren sich klar, da86 das ohne Bcherben nicht 
abgegangen wHre, und auch darüber, dass die Volks- 
fmntipgierung ihre Lauibahn nicht damit beginnen konn- 
te. Polizei oder Tmppen gegen dle Betriebe zu schicken. 

Aber die Volksfrontregierung leitete bereii.6 die Gegen- 
aktion In. durch die Erklärung LBon Blums im Parla- 
ment, daas Betriebsbesetzungen ungesetzlich seien, durch 
das Aufgebot von Polizeikräften durch den Innenmini- 
ater Balengro und durch seine Erklärungen gegen die 
«Anarchie>. 

Die Volksfrontregierung und die Volksfrontparteien ge- 
wannen durch die Bewenung einen ziemlich Rrossen Vor- 
schusskredit bei den ~ ä s s e n .  Ein anschaulicher Bewefs 
fiir die Stärke dieses Kredits uiid die noch fortdituernde~i 
Illusionen tiber die Volkvfrontpolitik urar die Pariser 
Riesenemonstration vom 14. Juli 1936. die beherrscht war 
durch deci Ruf <Vive le Front Popu1;tire !B 

Nach dem Juni setzten die Unternehmer Hand in Hand 
mit der staatlichen Biirokratie und den faschietischen 
Organisationen mit einem systematischen Gegenangriff 
gegen die Arbeiterklasse. die Regierung LEon Blum und 
dle Volksfront ein. 

Dieser Gegenangriff umfasst eine ganze Reihe von Mass- 
nahmen. Unmittelbar gegeii die Arbeiterkl~ßse richteten 
sich folgende Massregeln : 

1. Die Organisierung gelber Gewerkschaften (Betriebs- 
gewerkschaften. Sie wurde noch im Verlauf der Streik- 
bewegungselbst begonnen. Sie stutzt sich iri erster Llnir 
auf die Angestellten. Techniker, Werkmeister und die fa -  
schistischen Arbeiter in den Betrieben. 



2. Die planmässige Hinauszögerutig und Sabotage des 
Abschlusaes von Tarifverträgen durch die Unternehmcr- 
organisationen. 

3. Entlassungen, vor allem von Mitgliedern voii Fabriks- 
delegierten und Gewerkschftlen. die beim Streik eine 
fiihrende Rolle gespielt haben. Rie werden vielfach durrh 
faschistische Elemente ersetzt. 

4. Kurzarbeit trotzdem geniigetid AuttrSge ftir volle 
Beschäftigung vorhanden ist. 

5. Durchbrechung der Lohnbestimmungen des Matignon- 
abkommen8 und der abgeschlossenen Tarifvertäge, vor 
allem durch die Grossbetriebe und zuerst in der Provliiz. 

6. Sabotage des bezahlten Urlaubs. 
7. Der Erlass der Ausftlhrungsbestimmungen fiir die 

Durchfiihrung der 40-Stundenwoche wird von der ataat- 
Hchen Biirokratie planmässig sabotiert. 

Die Unternehmer setztet1 bei dem Liller Textilarbelter- 
etreik prinzipiell durch, dass die Fabrikdelegierteti nicht 
durch die Gesamtbelegschaft gewählt werden. sondern 
nach Berufen, das heisst nach gewerkschaftlicher Zuge- 
hörigkeit . Das bedeutet die Verkriippelung und Zersplitte- 
rung der Betriebsräte. 

9. Die Gewerkschaften werden gezwungen, sich suin 
Verzicht auf Betriebsbesetzungen zu verpflichten. ieben- 
falls durch das Liller Abkommen). 

Der Angriff gegen die Regierung Mon Blum wurde 
hauptsächlich mit folgenden Mitteln gefiihrt: Propaganda 
gegen die von der Regierung aufgelegte Anleihe (Baby- 
Anleihe). Diese Stimmungsmache hatte die Wirkung. dass 
nur ein absolut ungenllgender Betrag hereinkam und die 
Anleihe tatsächlich scheiterte. Die Kapitalsflucht wurde 
fOrtgeSetzt, ebenso die Goldabziige und die Spekulatloti 
gegen den Franken. Der Zweck war, die Regierung durch 
finanziellen Druck zu zermllrben und sie zur Devalvation 
des Frankens zu zwingen. Am 25. September 1936 musste 
die Regierung Blum ka~ituliereti und zur Devalvation 
schreiten. 

- 

Dazu gehören ferner die Kampagne fiir die aNichtinter- 
vention, in S~anien.  daa heisst die Blockade der spatii- 
achen ~egierÜng. Die franz8sische Bourgeoisie arbeitet. 
von vornherein rücksichtslos und hartniickig auf die Nie- 
derlage der revolutionären Kräfte der Arbeiter und Bauern 
Spanien hin. D u  fanzösische Kapital hat 30 Milliarden 
Franken in der spanischen Industrie angele&. Ea galt. 
sie zu sichern, den Sieg der proletarischen Revolution 
in Spanien um jeden Preis zu verhindern, die Gefahr 
ftir die französische Kolonialherrschaft in Nordafrikii. 
abzuwenden. Um diese Politik bei der Regierung Blum 
durchzusetzen, bediente sich die franz6sische Bourgeoi- 
sie des Ultimatums des radikalsozialistischen Ministers 
Daladier im Kabinett. einer umfassenden Pressekampagne. 
vor allem der Einschtlchterung und Irrefllhrung der Maß- 
Sen durch die Vorspiegelung einer direkten Kriegsgefahr 
von Seiten Hitlers und Mussolinis, falls auch nur die Be- 
lieferung der spanischen Regierung mit Waffen zugelas- 
sen wiirde. 

Dazu kam die aystematiache Sabotage d e ~  Erlasses von 
Daladier für eine bessere Behandlung: und Verpflegung 
der Soldaten durch die Offiziere. Dem einfachen 801- 
daten sollte dadurch klargemacht werden, dass die Rr- 
gierung LBon Blum machtlos sei. 



Dle Weitsrfiihruug uiid syuteiiiutitisrie Bewuffiiuril; der 
FaachistLchen Organisationen (ihre aAufl6sungs durch die 
Regierung Blum erwies sich als ein Schlag ins Wasacr). 
I k r  EinRatz vcjn Terroraktlonen (Bombenllberfall in 
Vienne), umfassende Propaganda durch H i ~ s e n  der Triko- 
lore, durch Plakate. Stimmungmache im Kleinbiirgertum. 
speziell unter den Bauern auf Grund der zerstörenden 
Wirkungen der Junigesetze auf die kleinbtlrgerlichen 
Schichten, die Handwerker und die kleinen Unternehmer 
iiuf der Linie: die Regierung. schont die ~ 2 0 0  Familien* 
und opfert ihnen das Kleinbtirzerturn. Putschvorbereituti- 
#en und Demonstrationen gegen die Regierung durch Of- 
fiziere in den Kolonien (Algier und Marokko). Hetze gegen 
die Sowjetunion, insbesondere gegen den franzasisch- 
sowjetischen Hilfspakt. Es wurde in den Massen die 
b'urcht geschiirt, als ob die Sowjetunion Frankreich in 
einen Krieg mit Hitlerdeutschlrind hetzen und  opfern^ 
wolle. 

Wir verhalten sich gegeniiber tieni Gegenangriff der 
(;roesbourgeoisie die Organisationen der Volksfront? 

Die ibdikal~oziallirfen, angeblich im Namen dea Klein- 
btiagertums sprechend, treten in Wirklichkeit in der Re- 
gierutlg und in der Volksfront als die direkten Agenten 
der Grossbourgeoisie auf. Sie machen im Kabinett, im 
Parlament, in der Volksfront, im Land eine Kampagne 
gegen Betriebsbesetzungen und gegen die Streiks tlber- 
haupt, ftlr den Schutz des Privateigentums (natllrlich im 
Namen der Prinzipien der Grossen Französischen Revo- 
lution), ftlr ~Ordnung, Disziplin, Gesetzlichkeit und Ruhe,. 
Sie mobilisieren den Senat und erzwinge11 durch die Dro- 
hung die erste Erklärung Salengros gegen die Betriebs- 
beaetzungen amit allen Mitteln, vorzugehen. Sie mobl- 
livleren im Lande das Kleinbtirgertum gegen die Streiks 
der Arbeiterklasse. i Daladier, Guernut usw. ) Sie drän- 
Ken im Kabinett auf die Devalvation. In der spanischen 
Frage stellt Daladier ein Ultimatum im Kabinett. Die 
Radikalsozialisten. rechte wie linke. betreiben gemeinsam 
die Eitischtichterungskampagrie mit der angeblich drohen- 
den unmittelbaren Kriers~efahr.  Sie spielen scheinbar die 
Vermittler zwischen ~ r b e i t e r -  und ~n-ternehmerklasse, in 
Wirklichkeit richten sie ihre Klagen, Moralpredigten, Dro- 
Irlii~gen und Ultimaten aussrhliesslich an die Arbeiter- 
Iilasse. 

Sie vertiiiiderii durch einen ultimativen Einspruch, dass 
Volksfroritkoinitees auf einer Marisengrundlage geschaffen 
werden. 

Die W10 weicht ständig vor dem Druck der Utiterneh- 
merklasse und der RadiKalsozialisten zurtick. Die Re- 
gierung LAon Blum gibt unter diesem Druck wiederhol- 
te Zusicherungen ab, die Betriebesbesetzungen künftig zu 
verhindern und wendet sich gegen die Streiks. Sie treibt 
tlie direkte Gegenarbeit gegen den «syrnbolischen~ Streik 
der Pariser Metallarbeiter fiir das revolutionäre Spanien. 
indem sie in den Betrieben eine Resolutionskampagne 
und Proteste dagegen organisieren. Sie greifen durch 
Ychiedsspriiche in die Streiks ein und treten fllr die 
Zwangsschlichturig ein. In der spanischen Frage spielt die 



SFIO eine Doppelrolle. Sie lässt einerseits in ihrer Preslie 
Erklgrungen iiber die aUntnoraliWLb der Blockade des 
revolutiori#ren Spaniens abgelcii, die Linken nehmen wie- 
derholt in Erküirungen gegeii die Blockade Stellung, aber 
gleichzeitig fassen die Partelleitung und die Pariser Lei- 
tung der HFIO wiederholt cliistimmige Beschlüsse ftlr die 
spanische Politik der Regierung Blum und in den Betrie- 
ben treten die Fraktionen der SFIO gegen den Streik der 
Pariser Mctalla rbeiter zuyufisten Spaniens auf. 

Der Kampagiie der KPF fClr die Front F r a n ~ a i s  tritt 
die HF10 scheinbar vnn links entgegen, in Wirklichkeit 
verteidigt ~ i e  damit die Kapitulationspolitik in der spani- 
schen Frage, die Komprombspolitik gegenUber Hitler- 
deutschland, die Unterordnung unter die Aussenpolitik 
der cni?lischen KonSe~ativen. 

Ueberhaupt unterscheidet sich die Aussenpolitik der Re- 
gierung LCon Blurn ausser in der PhraaeoloHe, mit der 
die P o l i t i ~  des Quai d'Orsay von den sozialdemokratischen 
Führern aufgetischt wird, nur durch eine noch gröaaere 
Nachgiebigkeit gegentlber Hitlerdeutschland, dem faschisti- 
achen Italien, den englischen Koiiservatlven und den fran- 
zösischen Militärs. 

Die CGT schwillt nach der Jun ibewewg zu 5 Mtliionen 
Mitgliedern an. Aber Ihr Auftreten wird im umgekehrten 
Verhältnis zu ihre Wachstum schwächer. Ir riesiger Appa- 
rat wird nach dem Juni planmässig gegen den Abwehr- 
kampf der Arbeiter eingesetzt. Die CGT atlmmt dem Ab- 
kommen von Lille zu, das die Betriebsräte verkrtippelt. 
Sie tlbemimmt die Verpflichtung, gegen die Betriebsbe- 
~etZURen aufzutreten. Sie sucht planmäasig Abwehrstreiks 
zu verhlndern und rühmt sich öffentlich, dass sie den Aus- 
bmch zahlreicher Streiks verhindert hat. Während iii 
1)eutschland selbst die reformistischen Gewerkschaften 
streng auf die Innehaltung der ahgexehlnssenrn Tarifver- 
tib?Lisc durcli dlc Uirl~i~i0hmet Wlandaii, utiri eiierg1ui:li 
gegen ihre Verletzung auftraten, läast die CaT unzähligr 
Durchbrechungen der Tarifverträge durch die Unterneh- 
mer ohne Widerstand, ja ohne Protest. durchgehen. Dir 
Leitung der CGT tritt ein ftir die gleitenGe Lohnskal~, 
das  heisst fiir die Fixieruna der Reall6une vor den Klm-  
pfen und angesichts der Aussicht auf aufsteigende Kon- 
junktur. Sie a ~ ~ e l l i e r t  ständig an  die Schiedsspiiche der. 
Regierung - nicht nur geien das elementare Interesse 
der Arbeiter verstösst, sondern auch ein Bruch mit deii 
alten syndikalistischen Gundsatzen der Nichteinmischunr: 
der Regierung in Arheftskämpfe bedeutet. 

In eitler aus8erordentlichen Tagung der (2ewerknchaPts- 
funktionäre werden diese und die Betriebsräte ausdriick- 
lich darauf verpflichtet, gegen den Druck der Belegschaf- 
ten zu Abwehrstreiks aufzutreten. Jouhaux tritt ein fUr 
die Devalvation. In der spanischen Frage fasst die Lei- 
tung der CGT eiiieii zweideutigen Beschluss fiir die <Wie- 
dererwägung der Neutralit#tsfrage*. gibt gleichzeitig eine 
Vertrauenskundgebuiig ftlr die Regierung Blum a b  und 
tut nichts, um die Organisation gegen die Spanienpolitik 
der Regierung einzurietzen, ja hremst nach Kräften alle 
Betriebsaktionen. 

Die WPF tritt eiii filr das Llller Abkommrtii und folg1 
Uberhaupt der Politik der alten reformistischen Gewerk- 
schaftsfiihrer der CGT ohne Widerstand. Sie gibt tägliche 



Versicherungen ab fiir Ordnung, fiir die arepublikanische 
Gesetzlichkeit„ liir die ~tMässigung* der Arbeiter, fUr 
den Aufschwung der nationalen Wirtschaft. Sie verzichtet 
auf die Schaffung kommunistischer Fraktionen in den 
Gewerkschaften, und beschränkt sich auf die Verständi- 
w n g  der alten kommunistischen Gewerkschaftsfunktionäre 
der CGTU untereinander. Dagegen schafft die SFIO ihre 
Gewerkschaftsfraktionen. Aus den spanischen Ereignissen 
zieht die KPF nicht die Folgerung auf die Verstärkung 
der Massenaktionen und den Bankrott der VolkWront, 
sondern sie tritt umgekehrt ein ftir eirie Erweiterung der 
Volksfront nach rechts, zu den Parteien. die ausgesprochen 
das  Grosskapital, die s200 Familienz vertreten. (Front 
Francaisi. Auf den Einspruch der SFIO gibt sie die Lo- 
sung der französischen Front von einem Tag zum anderen 
auf. In der spanischen Frage untersttitzt sie zuerst die 
Nichtinterventionspolitik der Blumregierung, macht dann. 
als die Pariser Arbeiter sich sttlrmisch gegen die Politik 
wenden und *Kanonen und Flugzeuge fiir Spanien, for- 
dern, eine Wendung um 180 Grad, beschränkt den Wider- 
stand jedoch auf den symbolischen, das  heisst wirkuogs- 
losen halbstltndigen Streik der Pariser Metallarbeiter. Die- 
se Haltung lauft auf die Irrefiihrung und Lähmung der 
Gegenaktion der Arbeiter liinaus. Ihre Eegrtindung fiir 
die Aufhebung der Blockade gegen das revolutionäre Spa- 
nien ist rein imperialistisch gehalten: aIm Interesse der 
Sicherheit Frankreichs, und der Sicherung der Verbinduti- 
Ken mit aunseren nordafrikanischen ~6sitzungen.a Die 
KPF iiberkugelt sich geradezu in nationalistischen Purzel- 
bäumen.   er ~ e n e r a i .  Ridz-Smigly wird bei seinem Be- 
such in Paris iii einem skandal6sen Artikel von Thorez 
begiiisxt. Die KPF fordert die Arbeiter a m  14. Juli zur 
Demonstration für die «republikanische Armee auf. Sir 
verbreitet das M15rchen von der republikanischen Zuver- 
I#ssigkeit des Offizierlrorps. Sie stimmt den Milliarden- 
krediten für verstärkte Aufrltstutig zu. Beim Bomben- 
attentat in Vfenne appelliert sie asn das Gesetz und nur 
an das Gesetz., Sie warnt die Arbeiter nicht nur vor 
individuellen Abwehraktionen, was i t i  der Ordnung ist, 
sondern auch vor dem organisierten Selbstschutz, sie 
weicht zurtick vor dem Einspruch der Radikalsozfalisteri 
gegen die Schaffung von Volksfrontkomitees, die sich auf' 
die Massen stiitzen. Sie schweigt zu der RBumung der 
von den Streikenden Kellnern besetzten Pariser Kaffees 
durch die Polizei Salengros. Sie erklärt sich in Worten 
gegen dle Devalvation, stimmt aber im Parlament ftlr sie. 

Innerhalb der Partei wird jeder Widerstand. sogar je- 
der Protest gegen die ~olksfrontpolitik mit ~ a s s 6 g e l u r i -  
nen und Ausschltissen niederiZeknti~Delt. Die Parteiieitunn 
stutzt sich bewusst auf die ieuen'im Zeichen der ~ o l k s i  
front und des Nationalismus gewonnetien Mitglieder ge- 
gen die alten Kader, die sich an die kommunistischen 
Grundsätze erinnern. In dem Masse, wie die Partei immer 
weiter von dem Uriternehmeraiigriff zuriickweicht und der 
Bourgeoisie die elementaren wirtschaftlichen und politi- 
schen Interessen der Arbeiter opfert, verschärft sla zur 
Ablenkung den unterirdischen Kampf zwischen kommu- 
nistiachen und sozi:lldemokratischen Arbeitern. Es  kommt 
sogar zu einzelnen Schlägereien in den Betrieben. 

Die sonst i t i  Paria einflussloeeci Anarchisten gewinnen 
an Boden. Dem Opportunismus der Volksfrontparteien 



entspricht daa Anwachsen des auf eine Mischung von 
Abenteurertum und Opportutiismus eingestellten Anarchls- 
rnus. (Die Anerchisten sind fiir Ignorierung der Regle- 
mngsaktionen, das heisst für  ihre tats8- bliche Duldung 
und Unteratiitzung und verblnden damit glelchzeltig dlr 
Spekulation auf den RIIR der Pistole gen(:hos~enen aCet1t8- 
ralatreika). 

m. 
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ist die logisch Wirkung des Verzichts der Volksfront 
darauf, auf Kosten des Grosskapitals (Zwangstinleihc, 
IG~yitaletc~ern u8w.j deri Ausweg aus  der Xrise zu hari- 
iien und der Bremsurig der Mirewnuktimien der Arbeibr- 
klasse.. Da d;e Volhiiaii t  darauf verzichtete, ZU erswin- 
geu, dass die ~Reiükim~ zahlen„ niusste sie sich dazu her- 
geben, vetmittels der Devatvation <die Arnien zah1en.b 
t u  lassen. Das letztere ist ein offizieller Ausdruck der 
K PF. 

Die wiztschaftllchen Wirkungen der De:'%lvntion ktiiinen 
kurz PO z~tlwiirnengefasst werden : 
1. Der Gewinn der Arbeiter aus der 3unil>eWegurig. 

uclion nci eiiiem eriieblicheii Teil wettgemacht durch dre 
Teumuiig, die sich a n  die Junibewegung arisch\oas, wird 
\ollerids aufgehoben d p r ~ h  die Devei\vution, die die Teu- 
ruiig rapid &&er\. Die wahrscheinliche Folge wird sogar 
der Abbau der Reallahne unter den stand vor den Juni- 
streike sein. Die gleitende Lotuiskala, die von der Re- 
giarung mit Zustiniinuiig der CGT beantragt, vom Paria- 
n i d  aber abgekeht wurde, hätte bedeutet dle Fixierung 
dee an sirh uoch tiefen L~hnr~iveaus der Junistrelke bei 
voraussichtlicli aufsteigender Koiijunktur. Die Torpedle- 
ruiig dar gleitenden Lohnskala durch das  Parlament uiid 
die Verweigerung umhsaender Vollmachten iUr die pe-  
gieniiig zurn haxnpi gegen die Teuerung beweist den W11- 
len der Unternenmerklasse, aiie HTndern;sse aus dem Wege 
zu rzrimen, um den Reallohn noch weiter hertibzusetzeii. 
Bei der allgemeinen Tendenz der Weltmarkt r+se, zu srel- K gen, ist die weitere Preissteigerung in 'Fran reich als ~ d -  
ge der DevaIvatioii urivaniieidlieh. Sie ist bereits irn 
Gange. In Engfand wurde seinerzeit das innere Preisni- 
veau bei der LosiÖsung vom ~ 0 1 d  nur deshalb gehaiten, 
weil die ~oldpreiso ungefähr im selben Masse sanken, 
wie das Pfund entwertet wurde. 

Durch dir Devalvation macht das franr&krische Kapital 
einen summarischen Strich durch die Ergebnisse des Ju- 
nistreiks fOr die ~rbeitcrklasse und walzt die Opfer der 
Ueberwindung der Krise auf die ~rbeiterklasse ab. 

2. Dle blasse der Sparer, Kleinbtirger und Arbeiter, wird 
aurs rieue gep\uidei.t. Die Grossbourgeoisie selbst hat 
sicn längst gegen Einb'ussen auf Grund der Devalvation 
gesichert. 

3. ~ i e  I)e\ralvation wirkt sich gegen die Masse der 
Kleinbauern aus, einerseits durch die Steigerung der Prel- 
se der Industriewaren, die sie kaufen müssen, anderer- 
seits durch die Senkung des Goldwertes Ihrer eignen Pro- 
dukte. 

4. ~:crabdriickurig des Lebensniveaus der Kleinrentner. 
der Kriegsteilnehmer und Hinterbliebenen, der unteren 
?3eamren, der Sozialrentner usw. 



5. F.'iir die ~roosbourgeoisie automatische Erhöhung der 
Profitrate durch Senkung der Reallöhne. Aussicht auf 
steigende Konjuriktur, ~esserstellung auf dem Weltmarkt 
{nicht sehr bedeutend), Senkung der Kosten des Kredits. 

Was sind die polltlschen Wirkungen der Devalvation? 
Die Devalvation ist ein Sieg er umur d'argentn (das 

heisst dts Grosskapitais) Uber die Volksfront. Sie ist die 
Antwort des Kapitals auf den Juni. Sie ist die Annulie- 
rung des Juni. Eie Devalvation ist der Genickfang f ü r  die 
VoIksfrontregieriing und die Volkef ront. Die Volksfrorit 
musste mit der Devalvation selbst die Schläge fuhren 
gegen die Lebenshaltung der Arbeiterklasse und der Klein- 
biirgertums. alm Interesse der Uurchfiihrung der Deval- 
vatioaw und des uwfrtschaftlichen Aufschwurigsw iiber- 
nimmt jetzt die Volksfront durch ihre Regierung und 
ihre Organisationen die Funktion. den widerstand der 
Arbeiterklasse dagegen durch Streiks und andere ausser- 
parlamentarische Aktionen zu verhindern oder zu bre- 
chen, die Arbeiterklasse zu entwaffnen und sie den Bedin- 
bwngen des Kapitals zur Durchfiihrung der Devalvation 
zu unterwerfen. Die Volksfront bedient sich dazu der 
Moralpredigten uhd, wenn diese nichts h t zen ,  der GP- 
waltanwendung. 

Den Moralpauken an die Arbeiterklasse sind auf dem 
Fwse die ~waltmaseregeln gefolgt: die gewaltsame Räu- 
mung der Schokoladefabrik Gourmet in Paris, bei der 
die Polizel daa Fabriktor einannte und eine Reihe von 
Arbeitern verletzte (ausserdenl den herbeigeeilten kom- 
munistischeti Abgeordneten des Bezirks und den Gewerk- 
echaftsfunktionär). 

Aus der fiihrenden blirgerlichen Presse geht deutlich 
hervor, dass die Bourgeoisib die Volksfront nicht unmlt- 
telbar nach der Devalvation verabschieden will. Sie hat 
von ihr keinerlei ernsten Voretosa gegen die kapitalistl- 
achen Interessen mehr zu fürchten, sle iet ihrer Bereit- 
willigkeit, die Auftrage des Kapitals durchzuführen, si- 
cher. l e  hat die Absicht, die Selbstdiskreditierung der 
Volksfront, ihre innere Zersetzung noch solange fortzu- 
setzen, wie es iiberhaupt geht. 

Damit verbindet die Bourgeoieie die ventarkte Finan- 
zierung, Organisienuig, Propaganda und Bewaffnung der 
faschistiechen Organisationen. 

Die Voraussetzungen PiIr den Faschismus, ur11 Im I<ietn- 
biiigcrtutn und In der Arbeiterklasse Boden zu fereeen, 
sind ausserordentlich verbessert. Nir den Faschismus, der 
#ich als Gegner der Uevalvation und der damit verbun- 
denen Wirtachaftspolitlk der Volksfront iiberhaupt auf- 
spielt. und gegen den die Kegierungsmassnatlmen sich aln 
6chläge ine Wasser erweisen, kommt jetzt gute Ernto- 
zeit. Er  niitzt sie entschlossen aus. Das Reyiemgsver- 
bot hat seine Organisation, in Wirklichkeit nicht beriihrt, 
neue biirokratische Massregeln werden ihn ebensowenig 
treffen, ihm aber propagandistisch nutzen. Mit der De- 
valvation hat eine neue grosse Welle von faechistischen 
Angriffen, Demonstrationen, Pmvokationen. Terrornktio- 
nen eingemetzt. 

V. 
Vor den Tateachen der Volksfrontreglerung von nur 

4-5 Monaten ist vor aller Augen das Kartengebäude der 
%Gründe> zusammengebrochen, mit denen die Volksfront- 
regierung und die Volksfrontpolitik von der KPF und von 



der K I  als etwas von der alten reformistischen Koalitionu- 
p0 l i t i~  v6liig verschiedenes zu begründen versucht wurde, 
Diese Tatsachen haben bestätigt, was jedem, der die Er-' 
fahrungeii eines Menschenalters kommunistischer Politik 
nicht «vergessen, hatte, von vornherein klar sein musste. 

Wer sieht heute nicht, dass das BIindnis mit der radi- 
kalsozialidischen Parte1 nlcht der Weg ist, um das  Klein- 
bargerturn mit der Arbeiterklasse zum Kampf gegen das 
G~.osskapital zu verbunden? Wer sieht heute nicht, dass 
dfe radi%alsozialistlsche Partei eine bürgerlich-kapitalisti- 
sche Führung der k,elnbtlrgerllchen Massen darstellt, dle 
ihr anhängen? 

- 

w z r  sieht nicht. dass die Politik der Volksfront die -. ~ 

Unterordnung der -1nteressen der Arbeiterklasse und des 
Kleinbürgertums unter die der kapitalistischen Klasse be- 
deutet'? 

Daus nicht Sozialdemokraten und Kommuiiisten den In- 
halt der Volksfrontpolitik bestimmen, sondern die radi- 
kalsoziaiistischen Agenten des Kapitals? 

r asse Dass also bei diesem Btlndnis nicht die Arbeiierl-1 
fiilirt, sondern die Bourgeoisie? 

Die Periode der Volksfrontpolitik, die nilt der Bildung 
der Regierung Leori Bium beginnt, ist eine abgektlrzte, 
äusserst beschleunigte Wiederholung der sozialdemokratl- 
schen Koa,itionspoll~lk in Deutschland. 

Die Junlerrungenschaften verdankt die Arbeiterklasse 
nicht der Volksfrontpolitik, sondern der eigenen Aktion 
der Massen. Was waren sie in der Hauptsache, was slnd 
nie in der Hauptsache anderes als ein Nachholen der re- 
l'ormistischen Errungenschaften der deutschen Arbeiter- 
klasse der ersten Jahre der Weimarer Republik, uiiter so- 
zialdemokratischer Führung? Auch diese Errungeiirichaf- 
ten waren tatsächlich ein Nebenprodukt der revolutionii- 
ren Aktionrn , er Massen, die von ihnen unicr kommunisti- 
scher Führung, gepen die Sozialdemokratie geftlhrt wurden, 
es waren Zugeständnisse der deutschen Bourgeoisie, ulil 
d e revolutionare Entwicklung abzustoppen.) 

In Deutschland dauerte die Anfstiegaphame der Sozialde . 
mokratischen Reformpolitik eine Reihe von Jahren. In 
Frankreich umfasst der aufsteigende Ast der Volksfmnt- 
politik knapp 6 Wochen - von Anfang Juni bis Mitte 
Juli. Der Aib~tieg, der Verlust an Kredit in den Massen, 
beginnt bereits im August. 

Die originellen Ztlge der VolksIrontpolitik in Frankreich 
verglichen mit der sozialdemokratischen Koalitionspolitik 
in Deutschland sind in der Hauptsache folgende: 

1. Die KPF macht diese sozlaldernokratische Politik mit 
und iibcrtrumpft sie sogar, indem sie die akleine Koali- 
t i o n ~  zur ~Grossen Koalition, f Front F r a n ~ a i s )  erweitern 
will. Die Teilnahme der KPF ist ein IIauptfaktor filr 
die ungeheure Beschleunigung des Prozesses. Das Pres- 
tige nichr nur der KPF, sondern auch der K I  wird ftlr die 
Koalitionspolitik eingesetzt, und vernutzt. 

2. Der Fonds biirgerllch-demokratischer Traditioneri in1 
Kleinbtlrgertum und in der Arbeiterklasse iat in Fank- 
reich stärker als in Deutschland, dafür ist aber auch das 
Tempo des Verschleisses dieser Traditionen beschleunigt. 

3. Mehr Spontanitllt und Initiative der franzbsischen Ar- 
beiterklasse, geringere Autorität und Stabllitllt der Ge- 
uverkschafts- und Parteibtlrokratien. 



4. Die französische Bourgeoisie verfugt noch Uber stär- 
kere wirtschaftliche Reserven als dies bel der deutsche11 
Bourgeoisie der Fall war. 

5. Das Bestehen der allgemeinen Wehrpflicht in Frank- 
reich bedingt, dass das Gros der Arbeiterklasse hier mill- 
tärisch ausgebildet ist, wtlhrend das in Deutschland bei 
elnem erheblichen Teil der Arbeiterklasse fehlte. 

VI. 
Was wäre in der gegebenen Lage in Frankreich not- 

wendig, um auf die Linie elner kommunistlachen Politik 
zuriickzukehren ? 

1. Dib Umstellung der allgemeinen politischen Orientie- 
rung. An dle Stelle der falschen Alteriiative: Verteidigung 
der bürgerlichen Demokratie oder Faschlamus muss als 
allgemeiiic Itl~lit~c.tiiiur tlli- ric.lill#c Altri.liatl\*c tretrii: 
Kampf fl\r deii SozltLlI&mus, fGr die proletarische Rate- 
rliktatur - proletarlsche Revolutlon Gegen faschistische 
Konterrevolution. 

Bruch mit der Valksfrontpolitlk. unm!tteibaros Klaesen- 
kampfbundnis cler Arbcitorklaßße niit den kleinbiirgerli. 
chen Klassen. 

2. Der unmittelbare Ausgangapuhkt muss eein: der 
Abwehrkampf gegen die Versuche der Kapitalsdiktatur, 
stch den Ausweg aus der Krise auf Kosten der Arbeiter- 
klasse und des Kleinbllrgertums zu bahnen. Abwälzung 
der Lasten zur Ueberwlndunl: der Krise auf die Bour- 
~eolaie. 
Dae entscheideride Kampimittel daftIr ist die ausser- 

parlamentarische Mriasenaktlon der Arbeiterklasse. die 
nicht gehemmt wlrd durch Riicksicht auf bllrgerliche Ko- 
ulltionspartner, auf den Bestand des bürgerlichen Staates 
und der kal>italistlschen Ordnung. sondern ledlglich be- 
~itimmt wird durch die jeweilige eigene Kraft. 

Nur durch die Sprengung der Bindung der Arbeiterklasse 
a n  die Bourgeoisie durch die Politik der Volksfront können 
die elementaren wirtschaftlichen und politlschen Interes- 
szn der Arbeiterklasse verteidigt werden. 

Und nur durch eine ganze Periode eich steigern- 
der Teilkämpfe um die AbwälZUng der Lasten der Krise 
auf die Bourgeoluie, die ~ e r t e l d i ~ u n g  der Lebenshaltung 
und der demokratischen Rechte der werktät i~en Klassen -- 
kürinen dle politischen uiid organisatorischen Vorausset- 
zungen geschaffen werden, um zum Gegenangriff, zum 
Kampf um die Macht, iii das Geleise der proletarischen 
Revolution iibergehen. 

Und nur unter dieser Voraussetzung, nur durch ent- 
schlossene, z#he und rltclrsichtslose Fiihrung des Kampfes 
gegen das Grosskapital kann erzielt werden, dass das 
KleinbUrgertum, das durch die Volksfrontpolitik der Gross- 
bourgeolsfe in die Arme getrieben wurde, wieder an dle 
Seite der Arbeiterklasse zurttckschwenken und ein festes 
Blindnis mit ihr eingehen kann. 

3. Ausrichtung der wirtschaftlichen Teilkämpfe auf die 
Kontrolle der Produktion als die nächste grosse Etappe. 
Jetzt Propaganda der Kontrolle der Produktion in Ver- 
binung mlt den wirtschaftlichen Teilkämpfen. 

4. Mit den Teilkämpfen muss verbunden werden eine 
konkrete Propaganda der kommunistischen Endziele. dir 



der Beaanrlerhelt der Kla.ssenverhältnlsse in Frankreich an- 
gernbat ist, elne Propaganda, die der Volkatraiitpollttk 
geopfert worden ist. 

G. Fortsetzung der Einhellefront zwlseheii K P F  und 
YFIO, aber nicht nur beschränkt auf die Orgmfsati0~~:;- 
spitzen, sondern fundiert durch Organe der proletarischen 
Einheitsfront, dle auf elner Massenbaala. vor allem den 
Betrieben, aufgebaut slnd. 

6. DarUber hinaus Verbindung mit dem KleinbUrger- 
turn durch Schaffung gemeinsamer Klassenorgane. Selb- 
stlndige Organisation der Kleinbauern gegen Grossgrund- 
besitzer und Grossbauern mit entsprechendem Aktlons- 
pogramm. 

Einheitsfront mit lokalen 0rgaiiisatlonc.n der redlkal- 
sozialistischen Partei gegen deren Spitze. 

7. Unmittelbar stehen drei Hauptaufgabeii : 
aj der Kampf gegen dle Wirkungen der Devalvstion 

auf dle Arbeiterklasse und das Kleinburgertum. Das 
nächstliegende Mittel dafür slnd Abweliratrelks. 

Gegen die Zwangsschlichtung. gegen das Eingreifen der 
Regierung in die Streiks durch SchiedssprUche, gegen die 
Verhinderung von Betriebsbesetzungeii, ftlr eine Zwangs- 
anleihe auf die Bourgeoisie usw. 

b) Organislerung des Massenselbstschutzes der Ar -  
beiter zur physischen Abwehr der Angriffe des Faschis- 
mus und zur Zerschlagung und Entwaffnung der fnschi- 
stischen Organisationen. 

C)  Organisierung proletarischer Massenaktionen zur 
Aufhebung der Blockade gegen das revolutionlre Spanleii. 

Der Ausweg ane der Sackgasse der Volksfrontpolitik irrt 
immer noch niöglich. E r  kann sich jetzt stutzen auf die 
weitgehende Zerstörung der von den Volksfrontorganlsa- 
tionen genährten Illusionen der Massen über die Volks- 
frontpolitik durch die eigenen Erfahrungen dieser Massen. 

Um diesen Ausweg zu erkämpfen, ri.Ussen sich die 
Kräfte dafUr in der KPF, in der SFIO, in den Gewerk- 
schaften in den Betrieben sammeln. 

Die Volksfrontpolitik in Frankreich geht auf jeden Fall 
dem Ende zu. Es  hängt aber von den kommunistischen 
Kräften ab, die sich wied-r ari die wahren Aufgaben des 
Kommunismue erjnnern, ob der Ausweg aus der Volks- 
frontpolitik nach rllckwärts oder nach vom.lrts e!nge- 
schlagen wird, das hcisst ob die Volksfrontpolitik liqui- 
diert wird zugunsten des Faschismus und der Konter- 
revolution oder zugunsten der Arbelterkl.ssse und der so- 
zialistischen Revolution. 

Betde Wege stehen noch offen. 



Um den Maaaen die Volkafrontpolitik schmackhaft zu 
machen, erzählen die offiziellen Organe der K I  immer 
wieder, dass diese Politik etwas ganz anderes sei als 
die alte sozialdemokratische Koalitionapolitik und dass 
Insbesondere ein grundsätzlicher Unterschied swischen der 
Tätigkeit der Regierung Blum und - sagen wir - der 
Praxis der deutschen Sozialdemokratie in der Weimarer 
Republik bestehe. Aber jede neue Woche des Wirken8 
der französischen Volksfrontregierung bestgtigt, dass die 
Volksfrontpolitik nur eine Form der Koalitionspolitik ist. 
Lassen wir die Vertreter der franzßsischen Volksfront 
selbst sprechen. In dem Zentralorgan der französischen 
sozialdemokratischen Partei, dem «Populaire„ lesen wir 
a.m 13. Januar 1937 folgende Darstellung der <Erfolge, 
der Volksfrontregierung : 

aEs gibt gegenwärtig im ganzen Lande nur noch einen 
Betrieb, der von den Streikenden besetzt ist, das ist die 
Firma Cusimberghe in Clichy, die etwas mehr als 100 
Arbeiter beschäftigt ..., nur 3.500 Streikende im Lande. 
Man sieht, dass die Anstrengungen der Regierung in der 
Arbeiterklasse auf tiefe Sympathie und auf Verständnis 
gestossen sind, weil die letzten Streiks und Betriebs- 
besetzungen in vßllicer Ruhe schnell zu Ende gegangen 
sind. vergessen wir ;licht, dass im letzten Juni Hundert- 
tausende von Streikenden die Betriebe besetzt und die 
Arbeiter der meisten Berufe die Arbeit eingestellt hatten. 
E& gibt heute tatsächlich weder Streiks noch Betriebs- 
besetzungen mehr. Es  gibt die Volksfrontregierung, ge- 
stutzt auf diejenigen, die arbeiten in einem Lande, das 
sich  erholt.^ 

Das Zentralorgan der Partei LBon Blums riihmt also 
mit zynischer Offenheit, dass die Volksfront und deren 
Regierung es fertiggebracht hätten, die mäcntige ausser- 
parlamentarische Bewegung der französischen Arbeiter. 
deren Höhepunkt die Junistreiks waren, zu brechen, und 
zwar im Namen der «Erholung> des Landes, lies, der 
ungestörten Profitmacherei der französischen kapitalisten. 
Das, was der «Populairew sagt, ist eine drastische Wi- 
derlegung solcher Behauptungen, wie sie z. B. Dimitrow 
in seinem Artikel zum 7. November 1936 aufgestellt hat, 
als er schrieb, dass durch die Volksfront <der Klassen- 
kampf zwischen Ausbeuteten und Ausbeutern. .. eine brei- 
tere Basis und einen mächtigeren Elanw erhalte. Das Ge- 
genteil ist richtig. Das französische Beispiel zeigt, dass 
die Volksfrontpolitik nicht dem Klassenkampf der Arbei- 
ter dient, sondern im Gegenteil, dazu fiihrt, dass der 
proletarische Klassenkampf gehemmt und dass die Ar- 
beiterorganisationen in den Dienst der kapitalistischen 
~ i r t s c h ä f t  und des biirgerlichen Staats gestellt werden. 

Der kapitalistische, imperialistische Charakter der Po- 
litik der Regierung Blum kommt auf allen Gebieten ihrer 
Tätigkeit zum Ausdruck. 

Die Wirtschaftspolitik Blums basiert auf Methoden, wie 
sie auch in anderen Ländern von kapitalistischen Regie- 
rungen angewandt werden. Ganz abgesehen davon, dass 
Blum nicht daran denkt, den Kapitalismus zu beseitigen, 
hat er auch nichts getan, um, wie das friiher von den 
Gewerkschaften und Arbeiterparteien Frankreichs vor- 
geschlagen wurde, eine grossziigige Arbeitsbeschaffung auf 
Kosten der KapitaIisten und fiir gemeinniitzige Zwecke 
in die Wege zu leiten. Blum versucht, die franzßsische 
Wirtschaft anzukurbeln, indem er getreu den Grundsätzen 
der kapitalistischen Wirtschaftspolitik den kapitalistischen 
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Unternehmern neue Profitmöglichkeiten und den unge- 
störten Genuss ihrer Gewinne in Aussicht stellt. Die 
Hauptelemente der aexperience Blum, (des Blumschen 
Experiments) auf wirtschaftlichem Gebiet sind: erstens 
die Devalvation, inbezug auf die nicht erst eingehend 
nachgewiesen zu werden braucht, dass sie eine Massnahme 
ist, die sich zugunsten des Grosskapitals und als Belas- 
tung der breiten Massen der Arbeiterschaft und des Klein- 
burgertums in Stadt und Land auswirkt; zweitens grosse 
Riistungsauftrage, bei denen die Massen der Steuerzah- 
ler die Kosten zu tragen haben und die Grossindustrie 
den Gewinn einheimst (die sogen. Nationalisiemng der 
RUatungsindustrie war und ist nichts anderes als eine 
demagogische Scheinmassnahme, durch die die entschei- 
denden franzosischen Riistungsfirmen keineswegs betrof- 
fen werden); drittens eine Förderung der Steigerung der 
Preise flir landwirtschaftliche Erzeugnisse - das heisst 
eine Politik zugunsten der Groasgrundbesitzer und der 
wohlhabenden Oberschicht der französischen Bauernschaft, 
denn von ihr profitieren im wesentlichen die landwlrt- 
schaftlichen Produzenten, die grössere Mengen ftlr den 
Markt produzieren, also die kapitalistischen Landwirte. 
Diese Agrarpolitik zugunsten der franz6sischen Kulaken 
ist der Kern dessen, was Blum als Stärkung der aKauf- 
kraft  der breiten Massen, bezeichnet. Die Blumsche Po- 
litik sucht die Kaufkraft der bäuerlichen Oberschicht zu 
stutzen, und zwar sowohl auf Kosten der städtischen 
Arbeiter als auch der Brmeren Teile der Dorfbevolkerung, 
die selbst landwirtschaftliche Erzeugnisse zukaufen miis- 
Sen. Was die stadtischen Arbeiter anbelangt, so sind die 
Lohnerhöhungen, die sie ~ l c h  im Juni errungen haben, 
inzwischen durch die gestiegenen Lebenshaltungskosten 
so gut wie aufgehoben worden. Die von der Regierung 
s. Zt. grosspurig angektindigte Preistiberwachung ist na- 
türlich auf dem Papier geblieben und hat nur den Witz- 
bla t ten Stoff geliefert. 

Die sozialpolitische Gesetzgebung der Regierung Blum 
war ihr durch die gewaltige Junibewegung aufgezwungen 
worden. Die franztlsische Sozialdemokratie und die EYlhrer 
der CGT haben dle Sozlalgesetze Blums als eine arevo- 
lution#re Umwlllzungs. als den Beginn einer aneuen Wirt- 
schaft, gefeiert. Diese Gesetze sind natiirlich nur eine 
Reform im Rahmeii des Kapitalismus, in vielen Bezie- 
hungen haben sie lediglich die Riickständigkeit, die das 
kapitalistische Frankreich in sozialpolitischer Beziehung 
im Vergleich zu den anderen biirgerlich-demokratischen 
Ländern Europaa aufwies, beseitigt. Es  kommt aber nicht 
nur darauf an, dass Gesetze beschlossen und verkUndet 
werden, sondern auch darauf, dass und wie sie durch- 
gefuhrt werden. Das Verhalten der Regierung Blum und 
der Arbeiterorganiaationen, auf die sie sich stutzt, nach 
dem Juni ermöglichte es den franz6sischen Kapitalisten, 
die im Juni iiberrannt worden waren, zur Gegenoffensive 
mit dem Zweck der Sabotage und Durchlöcherung der 
neuen Sozialgesetzgebung Uberzugehen. Zuerst einmal tra- 
ten Regierung und Arbeiterorganisationen gegen neuer- 
liche Betriebsbesetzungen auf, d. h. gegen die Waffe 
der Arbeiter, die sich im Juni als so wirksam erwiesen 
hatte. Zugleich begannen die Führer der SFIO, der KPF, 
der CGT immer mehr, gegen Streiks überhaupt Stimmung 
zu machen. Schliesslich brachte die Regierung ein Zwangs- 
schlichtungsgesetz ein, dem auch die KPF und 
die CGT zustimmten. Dieses Gesetz wurde als ade- 



mokratisches StreikStatut, angepriesen, in Wirklichkeit 
raubt es den Arbeitern die Waffe des Streiks, denn der 
Gesetzestext ist so formuliert, dass er zwar nicht dem 
Wortlaut. aber doch dem Sinne nach der Regierung und 
ihren Behörden die Möglichkeit gibt, Streiks zu ver- 
bieten. Mit Hilfe der staatlichen Zwangsschlichtung er- 
reichte die Regierung, dass die Bewegung fiir einen (der 
seit dem Juni erfolgten Teuerung entsprechenden) Lohn- 
zuschlag, die im November 1936 mit dem Metallarbeiter- 
streik im Norden einsetzte, abgewtirgt wurde und nicht 
zu weiteren Streiks fiihrte. Die CGT und die KPF hal- 
fen dabei der Regierung nach Kräften. Die staatlichen 
Schlichter. die laut Gesetz aus der hUheren Biirokratie 
gewählt werden mtissen, 'versuchen bei ihren Entschei- 
dungen, die Sozialgesetze mögiichst im Interesse der 
~nternehmer zu interpretieren u n d  durch ihre Interpre- 
tation die in diesen Gesetzen vorgesehenen Rechte der 
Arbeiter unwirksam zu machen. SÖ haben die Schlichter 
im Metallkonflikt im De~artement Sambre den Betriebs- 
delegierten jede ~inmischung in die Disziplin und Ver- 
waltung der Betriebe, jedes Eingreifen bei der Einstel- 
lung von Arbeitskräften, die Veranstaltung von Be- 
triebsversammlungen, die Kassierung von Beitragen und 
die Vorbereitung von Literatur usw. im Betrieb verboten, 
Ebenso helfen die Behörden bei der praktischen Durch- 
fiihrung des Gesetzes iiber die Vierzigstundenwoche den 
Unternehmern, möglichst viel aAusnahmefälle~ zu er- 
reichen, in denen eine längere Arbeitszeit erlaubt ist. 

Das Hauptargument, mit dem die Führung der KI die 
Volksfronttaktik verteidigt, ist bekanntlich die Behaup- 
tung, dass die Volksfront das wirksamste Mittel zur 
Bekämpfung des Faschismus sei. Aber in dieser Be- 
ziehung ist die Regierung Blum ein vollkommener Ver- 
sager. Sie hat  zwar in den ersten Wochen ihres Beste- 
h e n ~  ein Dekret tiber die Auflösung der faschistischen 
Ligen erlassen. aber dieses Dekret ftihrte nur dazu, dass 
die faschistischen Organisationen sich neue Namen zu- 
legten. Die faschistischen Parteien, vor allem der Parti  
social francais des Obersten de la Rocque und der Parti 
populaire francais Doriots, kUnnen nach wie vor ihr Un- 
wesen treiben. Als im November 1936 der damalige In- 
nenminister Salengro Selbstmord vertibte, weil er ange- 
sichts der Hetze, die ein faschistisches Revolverblatt ge- 
gen ihn betrieb, keinen Ra t  mehr wusste, fassten die 
Massen der Arbeiter das mit Recht als einen Beweia fiir 
die Schwäche der Regierung gegeniiber den faschistischen 
Banden auf und forderten in mächtigen Demonstrationen, 
dass nun endlich mit diesen MörderorRanisationen Schluss 
gemacht werde. Dle Regierung beschränkte sich aber da- 
rauf, im Parlament ein Pressegesetz annehmen zu lassen. 
Die faschi~tische Propaganda geht auch nach Inkraft- 
treten des Pressegesetzes uneingeschrgnkt weiter. Dieses 
Gesetz ist nicht nur keine wirksame Waffe gegen den 
Faschismus, sondern eine direkte Gefahr fiir die  Arbei- 
terklasse. denn seine kautschukarticen Formulierunaen 
können bei jeder Gelegenheit gegen die Arbeiterklasse an- 
gewandt werden. 

Durch ihre Maesnahmen im Interesse des Kapitals lie- 
fert die VolksfrontreRierung den Faschisten dauernd Stoff 
fiir deren verlogene-soziale Demagogie. Durch ihr Ein- 
treten gegen ausserparlamentarische Aktionen der Ar- 
beiter untergrabt sie den wirksamsten Schiitz gegen die 



faschistische Gefahr, nämlich dle ausserparlamentarische 
Kampfkraft des Proletariate. Durch ihre Gesetze, die rite 
demokratischen Rechte der Massen beschranken, wie das 
Zwangsschlichtungs~esetz, das das Streikrecht einschränkt. 
und das Pressegesetz, das die Pressefreiheit beschneidet. 
sorgt sie dafiir, dass ein franzoaiacher Briinning in Zu- 
kunft die notigen gesetzlichen Handhaben vorfindet. um 
faschistischen Herrschaftamethoden den Weg zu bahnen. 

Die Auseenpolitfk der Regierung Blum zeigt deren 
Rolle als Sachwalter der imperialistischen iranzöeisch~n 
Bourgeoisie noch deutlicher als ihre Innenpolitik. Die 
traurige ~Glanzleistung, Blums auf diesem Gebiet war 
die Nichtintewention~politik BeEenUber Spanien. Der lei- 
tende Gedanke der Auasenpolitik der französischen Volks- 
frontregierung ist die Ablehnung aller  ideologischen Kreuz- 
zuge, und die Beschränkung auf die Verteidigung der 
<französischen Interessen,, wm in der nichtdiplomati- 
schen Sprache gewöhnlicher Menechen heisst, dass der 
französischen ~o lks f ron t regfemg die Prinzipien der De- 
mokratie, auf die sie sonst so schwört, in ihrer Awaen- 
politik Hekuba sind, dass sie eich nur fiir die Wahrung 
der imperialistischen Machtetellung der französischen 
Bourgeoisie einzusetzen gedenkt. Die praktische Anwen- 
dung dieser edlen Grundsätze sahen wir in der spaniechen 
Frage. Soweit Hitler und Muasolini den spaniechen Fa- 
echisten bei deren Versuch helfen, ein Blutregime Ilber 
das spanische Volk aufzurichten, verhält sich die franzö- 
sische Volkafrontregierung mehr als zurückhaltend, nur 
wenn es sich um eine Bedrohung der französischen Herr- 
schaft in Marokko handelt, schlägt sie energische Töne an. 
Blum hat in seinen Reden in der letzten Zeit geflissent- 
lich betont, dass die Volkafrontregierung sich ala eine 
anationale Regierung, betrachte, und verschiedentlich zur 
anationalen Einheit, in ausaenpolitischen Fragen, d. h. 
zum Zwecke der Verteidigung der Intereasen dee franzö- 
sischen Imperialismus aufgefordert. So betätigt sich die 
Volksfront als Wegbereiterin der Burgfriedeneideologie fiir 
den Fall eines Krieges. 

Ein krasses Beispiel ftir den imperalistischen Charakter 
der Politik der Regierung Blum ist auch ihr Verhalten 
zu den vom französischen Imperialismus unterdrückten 
Kolonialvölkem. Diese Völker erwarteten von der Volks- 
frontregierung, dass sie ihnen den Genuae der grundlegen- 
den demokratischen Rechte gewährleisten werde. ~ i e  
Wirklichkeit sieht andere aus. Die grosse aReform, der 
Regierung Blum auf kolonialem Gellet ist das Geeetz 
Violette, das in Algerlen einer dünnen, ausgesuchten 
Oberschicht der eingeborenen Bevölkerung das franzöai- 
sche Btirgerrecht verleiht. Aber die Rechtlosigkeit der 
grossen Massen der Bewohner Algeriens und der fran- 
zösischen Kolonien Uberhaupt soll bestehen bleiben. Die 
Regierung Blum hat dies durch das Verbot der Etoile 
Nord-Africalne, einer Organisation algerischer Werktäti- 
ger, die fUr die Selbtbeatimmung Algeriens eintrat, unter- 
strichen. 

Die Taktik der KPF hat in den letzten Monaten 
verschiedene Schwankungen aufgewiesen. Aber alle diese 
Schwankungen erfolgten im allgemeinen Rahmen der 
Volksfront~olitik. und schliesslich hat sich die RPF. 
nachdem sie eine Zeitlang verschiedene Einzelheiten der 
Blumschen Regierungstätigkeit kritisiert hatte, auf ihrer 
letzten ~ationalkonferenz-- im Januar 1937 entschieden, 
kritiklos mit Blum und der Volksfront durch dick und 



diinn zu gehen. Die letzten Monate hab-n bewiesen, dass 
die Volksfrontpolitfk, die den Grundsatzen des Kom- 
munismus widerspricht, die KPF unfähig macht, die 
Rolle der Fiihrerin proletarischen Klassenkampfes zu 
spielen und sie in ein Anhängsel der bürgerlich-sozial- 
demokratischen Regierungspolitik verwandelt. Die kriti- 
schen Anwandlungen der KPF gegenliber der Regierung 
Blum dauerten nur solange. als die Welle der ausseparla- 
mentarischen Aktivität der Massen, die im Juni 1936 ein- 
gesetzt hatte. noch nicht verebbt war. TJnter dem Druck 
der Massenstimmung kritisierte die KPF das Verhalten 
Blums, so in der Frage der Devalvation, in der Frage 
des Vorgehens gegen die faschistischen Ligen und insbe- 
sondere in der Frage der sogen. Nichtinterventionspolitik 
gegentiber Spanien. Aber da  die KPF bei ihrer Kritik 
stets betonte, dass die Volksfront um jeden Preis erhalten 
bleiben miisse, und da sie die ausserparlamentarische 
Aktion der Massen nicht zu steigern, sondern durch Ein- 
treten gegen die Betriebsbesetzungen und Streiks 
und fiir Zwangsschlichtung zu bremsen suchte, wirkte 
jhr Verhalten nur als ein Versuch, dem Drang 
der Massen zum Handeln die Spitze abzubrecheri 
und sie vor ernsthaften Aktionen gegen die verhäng- 
nisville Polit'k der R e n i e m n  Blum abzuhalten. Mit dem 
Riickgang der auss&parlamentarischen Aktivittlt der 
Massen verschwand auch bezeichnenderweise in der Aai- 
tation der KPF die kritische Note gegeniiber der ~ e g i e -  
rung Blum. 

Im November 1936, als In den Massen die Aufregung 
tlber die Devalvation und die damit verbundene Preis- 
steigerung frisch war, als iiberall aus den Betrieben der 
Ruf nach Waffen fiir Spanien ertönte, hielt Thorez im 
Saal der Mutualitt! in Paris eine Rede. in der er die 
nraktische Tätigkeit der Regierung Blum einer scharfen 
Kritik unterwarf. Es  folgten die Demonstrationen nach 
dem Tode Salengros: in Paris verwandelte sich diese 
Kundgebung in einen machtvollen Protest gegen die Blum- 
sche Neutralitätspolitik. Anfang Dezember enthielt sich 
die Kammerfraktion der KPF bei der Abstimung iiber 
die Spanienpolitik der Regierung der Stimme. Blum 
gab zu verstehen, dass er  zurlicktreten werde, wenn 
die KPF ihn nicht altickenlos, unterstutze. Die Ftihrunr: 
der KPF t ra t  einen Rliekzug an, um die Volksfront mit 
der radlkalen Kapitalistenpartei zu erhalten. Dieser 
RUckzug fiel der KPF nicht schwer, da sie von vornhe- 
rein ihren parlamentarischen Vorstoss nicht als eine Ab- 
wendung von der Volksfrontpolitik aufgefaast hatte und 
da  sie auch in der Zeitspanne, wo ihre Redner kritische 
Pfeile gegen Blum absandten, darauf bedacht war, die 
ausserparlamentarische Aktion der Massen zu bremsen und 
es nicht zu einer neuen allgemeinen Streikwelle kommen 
zu lassen. Seither aber wird die KPF immer regierungs- 
frommer. Auf ihrer Parteikonferenz im Januar 1937 
sprach Thorez in ganz anderen Tönen iiber die Regierungs- 
tätigkeit BlutXl~ als zwef Monate vorher in der Mutualite. 
Damals fand er, dass Blum auf einer ganzen Reihe von 
Gebieten versagt habe, jetzt pries er die Errungenschaften 
der Volksfrontregierung aus vollem Herzen. Den Kampf 
gegen die Neutralitätspolitik iribezug auf Spanien hat die 
KPF ganz aufgegeben. Sie hat fiir das Gesetz gestimmt, 
dass die Regierung Blum bevollmächtigt, auf grund eine8 
internationalen Abkommen8 gegebenenfalls die Entsendung 
von Freiwilligen nach Spanien zu verbieten. Die KPF 



hat der Regierung das Budget. dessen leitendes Prinzip 
die Schonung der Kapitalisten ist, und die neuen grossen 
Rtistungskredite bewilligt. Sie hat ftir die Anleihe an die 
faschistische polnische Diktatur Eestimmt. Sie bekennt 
sich zur Landesverteidigung des imperialistischen Frank- 
reich. Sie hat aufgehört, fiir das Selbstbestimmungsrecht 
der von Frankreich unterdriickten Kolonialvölker ein- 
zutreten, und hat sich angesichts des spanischen Biirger- 
kriegs fiir die Verteidigung der kolonialen Besitzungen 
Frankreichs eingesetzt. Die KPF erklärt (so in einem 
Artikel von Georges Politzer in der aHumanlt6, vom 
10. Januar 1937), dass es notwendig sei, die «Prosperität 
zu organisieren,. Im Namen der Organisierung der Pros- 
perität der frrtnzbaischen kapitalistischen Wirtschaft 
predigt die KPF die uOrdnung~ und die *.Einheit der 
Nations, auf dass der Wirtschaftsaufschwung nicht 
gestört werde. Der Sinn dieser Phrasen ist der, die franzö- 
sischen Arbeiter davon zuriickzuhalten, den beginnenden 
Anstieg der Konjunktur zu Kämpfen fiir die Vertei- 
digung und Verbesserung ihrer Lebenshaltung auszu- 
nutzen. Wollte man die Artikel der KPF-Presse ernst 
nehmen, so könnte man beinahe zu der Schlussfolgerun~ 
kommen, dass Streiks und ähnliche Erscheinungen des 
proletarischen Klassenkampfes eigentllch eine Erfindung 
der Unternehmer seien, die diese mit Hilfe voh Provoka- 
teuren ins Werk setzen. Es  ist grauenerregend, wie die 
Fiihrung der KPF jetzt im Zeichen der Volksfront die 
elementaren Traditionen der Arbeiterbewegung und des 
Marxismus zugunsten der verstaubten Ladenhiiter des 
biirgerlichen Liberalismus verlässt. 

Der Pariser Korrespondent des Londoner alconomists, 
eines biirgerlichen Blattes, das fiir gute Beobachtung von 
Tatsachen bekannt ist, schreibt am 28. Januar 1937 
( a  Economistw 30. 1. 37) : 

aDie soziale Unruhe ist zu Ende gegangen. Die Kom- 
munisten haben auf ihrem nationalen Kongress (gemeint 
ist die letzte Nationalkonferenz der KPF. <I. Klw.) radi- 
kalsozialistische Lehren vertreten, in denen der Mar- 
xismus nur einen sehr geringen Platz einnahm, als ein 
Ideal fiir irgendeine entfernte Zukunft., 

Sehr schädlich wirkt sich die Politik der K P F  in 
den Gewerkschaften aus, in denen die Partei aber einen 
grossen Einfluss verfugt, den sie aber im Sinne einer 
arbeitsgemeinschaftlichen Politik ausnutzt. 

Die Junibewegung hat dazu gefiihrt, das8 die fraiizö- 
sieche Arbeiterklasse zum ersten Mal in ihrer Geschichte 
in ihrer Mehrheit organisiert 1st. Aber die Volksfront- 
politik fiihrt dazu, dass der gewachsene Einfluss der 
Arbeiterorganisationen nicht zur Entfaltung der ausser- 
parlamentarischen Aktion der Arbeiter eingesetzt wird, 
sondern, wie das fiir jede Koalitionspolitik kennzeichnend 
ist, zu dem Zwecke, den spontanen Kampfwillen der 
Arbeiter zu zligeln. Diese Lage ermutigt die kapitalistische 
Reaktion zu immer neuen Vorstössen, die letzten Endes 
dem Faschismus zugute kommen. Infolge der relativen 
Schwlche der französischen Sozialdemokratie konnte diese 
es nie wagen, sich gegen den Widerstand der KPF an 
btlrgerlichen Regierungen zu beteiligen. Die Blumsche 
Koalitionspolitlk und alle reaktionären Massanhrnen der 
Regierung Blum sind nur dank der Unterstlitzung der 
KPF mllglich. Umso schwerer wiegt die Schuld, die die 
Führungen der K I  und der KPF mit ihrer Volkafront- 
politik auf sich genommen haben. Ohne einen Bruch mit 



der Volksfrontpolitik ist eine Gesundung der kommunisti- 
schen Bewegung in Frankreich nicht möglich. Wer sich 
in Frankreich fiir die dringendsten Forderungen des Klas- 
senkampfes, so z.B. fiir das Recht auf Streik6 und 
Betriebsbesetzungen, gegen die Zwangsschlichtung, fUr 
die Anwendung der Waffe des Btreiks zur Verteidigung 
der Forderungen der Arbeiter, ftlr die Unterstiitzung der 
spanischen Antifaschisten konsequent einsetzen will, der 
muss einen Kampf gegen die Volksfrontpolitik aufnehmen. 



Ein Jahr 
nach dem 

Wahlsieg der 
Branz6sisth)ncn 

VQ! ksbaeiei t 
Juni 1937 

Es ist jetzt ein Jahr seit dem Wahlsieg der französischen 
Volksfront vergangen, der die Regierung Blum ans Ru- 
der brachte. Die Wirklichkeit hat das, was uns die 
Fiihrungen der KI und der KPF vor einem Jahre iiber die 
segensreichen Wirkungen der Volksfrontpolitik erzählten, 
grausam widerlegt. Die französischen Bank- und Indu- 
striemagnaten, die e200 Familienw, diktieren die Finanz- 
und Wirtschaftspolitik der Regierung Blum, ganz so, 
wie unter den frllheren rein biirgerlichen Regierungen. 
Die wirtschaftspolitischen Berater der Volksfrontregierung 
sind jetzt die Herren Rist und Rueff, von denen der er- 
ste der Gehilfe PoincarCs, der zweite der Inspirator von 
Lava1 war. Die faschistischen Organisationsn werden von 
Tag zu Tag frccher. Die sogenannte Auflösung der fa- 
schistischen Ligen im vorigen Jahre hat nur dazu gefUhrt, 
dass sich die Croix de feu usw. neue Namen zulegten. 
Die Zahl der faschistischen Organisationen hat sich unter 
der Regierung Blum durch das Hinzutreten der Partei 
Doriots sogar noch vermehrt. Die Lebenshaltungskosten 
steigen dauernd. Die Regierung wirkt dabei tatkräftig mit. 
In den letzten Tagen wurde 2.B. gemeldet, dass der Wirt- 
schaftrrminlster Spinasse den Hausbesitzern unter be- 
stimmten Bedingungen gestatten wolle, die Mieten zu er- 
höhen. Dabei gehören die Mieten zu den wenigen Posten 
im Arbeiterhaushalt, die seit vorigem Jahre nicht gestiegen 
sind. Die Versuche der Arbeiter, ihre Reallöhne gegen 
die Teuerungswellc zu verteidigen, werden durch die obli- 
gatorische Schlichtung erschwert und gedrosselt. Die Aus- 
senpolitik der Volksfrontregierung ist eine womöglich noch 
verschlechterte ~ortsetzung der ~ o l i t i k  ~ava1s.-  Die Re- 
gierung Blum trägt die Hauptverantwortung fiir die 
schändliche Nichtinterventionspolitik gegeniiber Spanien. 
Die Unterdrtlckung der Kolonialvölker wird unter der 
~olksfrontregierung fortgesetzt. In Tunis schiesst Militär 
auf streikende Arbeiter. In Indochina wird ein Arbeiter 
zu Gefängnis verurteilt, weil er eine alte BroschUre LBon 
Blums iiber den Soziali~mus vertreibt. Und schliesslich 
zeigt das Blutbad, das die von einem sozialistischen In- 
nenminister geleitete Polizei in Clichy, inmitten des aro- 
ten Giirtels~ von Paris, unter antifaschistischen Arbeitern 
anrichtete, dass die Politik Blums nichts anderes ist als 
die französische Uebersetzung der Politik, mit der Ebert, 
Severing, Zörrgiebel, usw. die deutsche Arbeiterklasse in 
die Sklaverei des Faschismus gefiihrt haben. 

Vorfges Jahr  erkltlrte Blum bei jeder Gelegenheit, seine 
Regierung sei anders als die Linksregierungen, die Frank- 
reich friiher gekannt habe. Die Volksfrontregierung, das 
sei eine Regierung, die sich an  ihr Programm halte, die 
ihre Wahlversprechungen nicht breche. Inzwischen hat  es 
sich gezeigt, dass die Treue der Blumregierung zu den 
Versprechungen der Volksfront zu den leichtverderblichen 
Produkten gehört. Solange die Junistreiks und ihre Nach- 
wirkungen andauerten. d.h. solange die französischen Ar- 
beiter t rotz  den ~bwiege lun~sv~rsuchen  der Regierung 
und der Ftüirungen der grossen Arbeiterorganisationen ei- 
nen starken a~sser~arlamentarischen  ruck ausiibten, be- 
miihte nich die Regierung Blum, als treue Vollstreckerin 
der ~ah lversprechungen  der Volksfront zu erscheinen, 
um zu verhiiten, dass die Bewegung der Massen sich zu 
revolutionären Angriffen auf die Grundlagen der Kapitals- 
herrschaft ausweitete. In  der Kammersitzung vom 26. 
Februar 1937 verteidigte sich Blum gegeniiber der Kritik 
der Rechtsparteien an den Sozialgesetzen der Volksfront- 



regierung folgendermasaen : 
<Sehr schön, Herr Paul Reynaud, wenn Sie im Juni 

des vorigen Jahres versucht hätten, in diesem Lande 
l'ne Kombination von Devalvation und verstärkter 
Deflation anzuwrnd n und die Hoffnung auf soziale 
Reformen in eine ferne Zukunft zurtickzustellen, dann 
weiss ich nicht zu welchem Ergebnis Sie trotz all 
Ihrer Intelligenz, all Ihrem Talent und all Ihrem Mut, 
die ich, wie Sie wissen, schätze, gelangt wären., 

Blum erklärt also die Sozialgesetze von 1936 seien von 
der Volkafrontregierung als eine Konzession an die Ar. 
beiterachaft einmftihrt worden. um den franzosischen Ka- 
pitalismus vor ~evolutlonären Erschiitterungen zu bewah- 
ren. 

Als aber damk der Tätigkeit der Volksfrontregierung 
und der der Volksfront angehörenden Arbeiterorganisa- 
tionen, vor allem auch der CGT und der KPF, die a s- 
serparlamentarische Aktivität der Massen abgeebbt war, 
d a  hatten Blum und die Seinen sehr rasch vergessen, was 
sie früher immer behauptet hatten, dass nämlich die 
Treue zu den gegebenen Versprechungen die hervorste- 
ch~ndste  Tugend der Volksfrontregierung sei. Jetzt wurde 
eine <Pause» angekiindigt, es wurde erklärt, dass es not- 
wendig sei, einstweilen auf die weitere DurchfUhmng der 
iin Programm dcr Volksfront vorgesehenen Reformen zu 
verzichten, bis die bereits in Kraft getretenen Reformge- 
setze durch die französische Wirtschaft «verdaut> worden 
seien. Dies bedeutet, dass nach Ansicht der Regierung 
Blum alle Forderungen der Arbeiter zurtickzutreten hätte . 
hinter dem Anspruch der Kapitalisten auf «angemessen » 
und gesicherte Profite. Die aPause, ist deshalb auch 
nicht, wie das die Regierung Blum den Arbeitern erzählt, 
ein Zwischenstadium, in dem die bisherigen Errungen- 
schaften der Arbeiterklasse konsolidiert und weitere Re- 
formen vorbereitet werden soIlen, sondern sie ist der daii- 
ernde Verzicht der Regierung Blum auf künftige Mass- 
nahmen zur Erleichterung der Lage der Werktätigen und 
der Beginn des Abbaus und der Durchlöcheri~ng der be- 
reits in Kraft getretenen Reformen Das wird am bestcii 
durch die finanzpolitischen Schritte bestätigt, mit denen 
die Regierung Blum die Auflegung ihrer Rtistungsanle hc 
begleitete Die Regierung Blum begntigte sich nicht damit. - - 
den Zeichnern der- ~tistungsanleihe ausaerordentliche ver: 
~iinstigungen zu gewahren. Um das «Vertrauen, des Ka- - - 
pitals zu gewinnnen, t ra t  sie einen Bittgang zum ernur 
d'argenth zur aMauer des Geldes, an, der noch weit 
wUrdeloser war als die entsprechenden traurige? Leistun- 
gen frtiherer radikalsozialistischer Regierungen. Die Volks. 
frontregierung verpflichtete sich feierlich, den Ertrag der 
Anleihe zu keinen anderen Zwecken zu verwenden als zur 
militärischen Aufriistung des franzdsischen Imperialismus. 
Der Finanzminister Vincent Auriol hat diese Verpflic,i- 
tung späterhin noch unterstrichen und erweitert, indem er 
erklärte, dass die Regierung keine anderen Anleihen aus- 
ser der ~tlstungsanleihe beabsichtige. Die Volksfrontrc- 
gierung strich ferner 6 Milliarden. die fiir Arbeitsbeschaf- 
fungszwecke im Jahre 1937 vorgesehen waren. Sie &- 
klärte, dass sie aich streng an  das Budget halten werde, 
d. h. dass sie unter keinen Umständen im Jahre 3.937 
irgendwelche Mittel fUr neue soziale Reformen bereitstel- 
len werde. In seiner Rundfunkwerberede fiir die Riistungs- 
anleihe erklärte Blum, dass die finanziellen Bes~hl t l s~c  



die die Regierung anlässlich der Auflegung der Anleihe 
gefasst hatte, dauernden Charakter trügen. Mit einem 
Worte: Die *Pause> ist von der Volksfrontregierung nicht 
nur voriibergehend, sondern fiir -die Dauer gemeint. Die 
Regierung Blum hat das noch dadurch unterstrichen, dass 
sie die Herren Rist und Rueff zu Leitern des Währungs- 
ausgleichsfonda ernannte und ihnen damit die faktische 
Oberaufßicht iiber die gesamte Finanz- und Wirtschafts- 
politik der Regierung iiberliess. 

Es ist interessant. dass die Regierung Blum sich bei 
ihre; ~ ä ~ i t u l a t i o n  vor den Wiinschen des Grosskapitals 
auf die Prinzi~ien und Erfordernisse der biirgerlichen De- --- -- 

mokratie berief. Es  sei notwendig gewesen, so erzählten 
die Sprecher der Regierung, das Vertrauen des Kapital8 
durch Konzessionen zu gewinnen, weil Zwangsmassnah- 
men gegen das Kapital die Einfiihrung von afaschisti- 
schen, Methoden bedeutet hätten, die den Grundsätzen 
der Freiheit widersprächen und ferner. weil solche Zwangs- 
massnahmen bei den fiihrenden kapitalistischen Kreisen 
der Vereinigten Staaten und Englands Missfallen erregt 
und die notwendige aEinheit der Weltdemokratiew geftlhr- 
det hätten. Diese Argumentation der franz6sischen Regie- 
rungskreise ist eine neue Bestätigung der alten, von der 
KI im Zeichen der Volksfrontpolitik vergessenen Wahr-. 
heit, daas die biirgerliche Demokratie nur eine Form der 
ltapitalsherrschaft ist. 

Die Auflegung der Blumschen Riistungsanleihe wurde 
von einem wahren Burgfriedensrummel begleitet. Fllr 
die Anleihe warben auf der einen Seite faschistische Re- 
aktionäre, wie der General Castelnau, auf der anderen 
Soito die CGT und die KPF, welch letztere bei dteser 
Gelegenheit von Feuern ihre patriotische Anhänglichkelt 
a.n .das imperialistlache Frankreich betonte. Mitten in die- 
Ren Burgfriedensrummel platzten die Schllsse von Clichy. 
Rlum klagte im Parlament darüber, dass dieses Blutbad 
die sch6ne Atmosphäre der anationalen Einigkeit, geat6rt 
habe. In Wirklichkeit hat das Massaker von Clichy nur 
den wahren Charakter der Politik der anationalen Regie- 
rung der Volksfrontw. wie   ich die Blumregierung neuer- 
dings nennt, unterstrichen. In der Phrase der Volksfront- 
~ol i t iker  ist die Volksfront ein Wall sregen den Faschlß- 
mus, Bind die Radikalsozialisten und d i e  arepublikanischs 
Polizei, Stiitzen der Arbeiterklasße im antifaschistischen 
Kampf. In Clichy SCLhen wir, wie die Dinne in Wirklichkeit 
lierren. Auf der efnen Seite standen die zu einer einheit- 
ljchen antifaschistinchen Proteatdemonstration aufmar- 
ßchierten Arbeiter idle Radikalsozl?~listen von Clichv hat- 
ten bezeichnenderweise die Beteiligung a.n dieeer Dernon- 
stration abgelehnt), auf der anderen Seite befanden sich 
die B'aschiaten und die zu ihrem Schutz von dem sozia- 
liatischen lnnenminister dorthin beordnete arepublikanische 
Polizei,. Nach dem Blutbad von Clichy setzten die Radi- 
kalsozialisten durch, dass kein einziger der a m  Massaker 
beteiligten Polizisten gemassregelt wurde, dafiir aber be- 
schlagnahmte Dormoy linkasozialistische, anarchistische 
und trotzkistiache Zeitungen, In denen die Verantwortutig 
der Regierung ftir die Ereignisse von Clichy festgestellt 
wurde. Die Radikalsozialisten benutzten das Blutbad von 
Clichy, um im Namen der aVersammlungsfreiheitw uiid 
der <Achtung der Gesetze, auf das Schärfste gegen alle 
selbständigen Aktionen der Arbeiter gegen das Treiben 
der Faschisten zu hetzen. Dieae Haltung der Radikalsozia- 



listen ist ein weiterer Beweis dafllr, dass auf der Grund- 
lage der Erhaltung der bürgerlichen Demokratie und unter 
der Losung der Wahrung der demokratischen Freiheiten 
für alle kein konsequenter K a m ~ f  nezen den Faschismus - - -  
möglich ist, dass die Regeln der bürgerlichen ~ e m o k r ä t i e  
vielmehr als Fesseln des antifaschistischen K a m ~ f e s  der - .  

Arbeiter wirken. 
Die Volksfrontpolitik wurde und wird (so jüngst von 

Dimitrow in seinem Artikel zum 1. Mai 1937) als ein 
Biindnis zwischen Arbeiterklasse und Kleinbiirgertum un- 
ter proletarischer Führung ausgegeben. Die Politik, die die 
Blumregierung betreibt -- und insbesondere ihre neueste 
Phase, die <Pause% -, zeigt, dass die Volksfrontpolitik 
in Wirklichkeit eine Politik der Koalition mit der Bour- 
geoisie und unter dem Kommando der Bourgeoisie ist. Die 
Radikalsozialisten, die die direkten Vertreter des Kapitals 
iii der Volksfrontregierung sind, bestimmen in Wirklich- 
keit deren Politik. Sie treten immer offener und Drovo- 
zierender als Sprecher der ~charfmacherforderung& des 
Kapitals auf. Daladier, Chautemps und die anderen Ftih- 
rer der Radikalen erzählen in ihren Reden fortwährend, 
dass es notwendig sei, mit der <Anarchie% Schluss zu 
machen, die den Bestand der Demokratie gefährde und 
dem Faschismus den Weg bereite. Unter <Anarchie% ver- 
stehen diese Herrschaften alle selbständigen Regungen der 
Arbeiterklasse, alle Erscheinungen des proletarischen Klas- 
setikampfes, Streiks, ~undgebungen usw. Diese Reden 
der Radikalen spiegeln das Verhältnis der Bourgeoisie zii 
Demokratie und Faschismus sehr gut wider. Die Bour- 
geolsie fordert als Bedingung dafiir, dass sie an der biir- 
gerlichen Demokratie festhalte, dass die Arbeiter darauf 
verzichten, von ihren demokratischen Rechten zu einem 
wirksamen Kampf gegen das Kapital Gebrauch zu ma- 
chen. Der ~ n b l i i k  des-proletarischen Klassenkampfes ruft 
selbst bei den so auf ihre demokratische Prinzipienfestig- 
keit stolzen Radikalen den Gedanken an  reaktionäre ~ i k -  
taturmethoden wach. 

Das Verhältnis des Kleinbürgertums zur Arbeiterschaft 
ist durch die ~ ~ I k s f r o n t p o l i t i k  nicht verbessert, sondern 
umgekehrt verschlechtert worden. Wie die Koalitionsso- 
litik der deutschen Sozialdemokratie, so liefert auch die 
franzesische Volksfrontpolitik den faschistischen Dema- 
gogen günstige Ansatzpunkte zur Mobilisierung kleinbiir- 
gerlicher Massen gegen die Arbeiterschaft. Es  war den 
faschistischen Organisationen in Frankreich bisher nicht 
gelungen, iiber gewisse Schichten und Bezirke hinauszu- 
dringen, die traditionell - vor allem auch unter klerika- 
lem Einfluss - fiir eine chauvinistisch-reaktionäre Poli- 
tik empfänglich sind. Die Politik der Volksfrontregierung 
beschwört die Gefahr herauf, dass die Faschisten iiber 
diese traditionellen Einflussgebiete der fiussersten Reak- 
tion hinaus Einfluss unter dem Kleinbilrgertum finden 
und sich eine ernsthafte Massenbasis schaffen; dadurch 
wiirde die Gefahr einer Errichtung der faschistischen Dik- 
tatur in Frankreich erst wirklich akut werden. Die Po- 
litik der Volksfrontregierung. die von dem Wunsch, das 
Vertrauen des Grosskapitals zu gewinnen, diktiert ist, 
hat weite Teile des Kleinbiirgertums enttäuscht, hat ihre 
materielle Lage nicht verbessert, sondern erschwert. Da  
die grossen Arbeiterorganisationen als Stutzen der Blum- 
schen Regierungspolitik fungieren, wird es den faschisti- 
scheti Demagogen leicht gemacht, die Kleinbiirger gegen 
die Arbeiterorganisationen aufzuhetzen und ihnen, ähnlich 



wie das die Nazis in Deutschland gemacht haben, vonu-  
lugen, die sozialpolitische Gesetzgebung und die gewerk- 
schaftliche Aktivität der Arbeiter seien an ihrem Elend 
schuld. 

Die Führung der KPF und die weitgehend von ihr be- 
einflusste Fiihrunn der CGT bemühen sich, durch allerlei 
demagogische ~unsts t t icke die wachsende Unzufriedenheit 
der Arbeiter mit der Tätigkeit der Volksfrontregierung ab- 
zufangen, um möglichst zu verhliten. daes diese Unzu- 
friedenhelt sich zu ausserparlamentarischen Massenaktio- 
nen auswächst. Nach dem Blutbad von Clichy beschlos- 
sen die Gewerkschaften einen halbtägigen Protatstreik 
in Paris, wobei sie offen erklärten, dass es ihnen darum 
ging, die Bewegung der Pariser Arbeiter, die In zahlrei- 
chen Betrieben auf die erste Nachricht von dem Massaker 
die Arbeit niedergelegt hatten, zu <begrenzen„ d. h. ab- 
zuwtirgen. Was die «Pause% anbelangt, so tut  die W- 
ruiig der KPF so, als ob sie die entsprechenden Erklä- 
rungen der Regierung tiicht kenne oder nicht begreife. 
Sie erklärt zur uPause% elnerseita, die Einheit der Volks- 
front mlfsse gewzhrt bleiben und andererseits. die Durch- 
ftihrung des Volksfrontprogramms mtisse fortgesetzt wer- 
den, so durch die Einftihrung einer Alteruntersttitzun~ 
und einer Erhöhung der direkten Besteuerung des ~ a ~ <  
tals, als ob die uPause% nicht bedeutete, dass die Regie- 
rung solche Forderungen außdriicklich ablehnt und als 
ob die Haltung der Regierung und der Radikalen tiicht 
zeigte, dass derartige, im Interesse der Werktätigen lie- 
gende Forderungen nur im Gegensatz zur Regierung Blum, 
durch den Bruch mit der Volksfrontpolitik, durch die aus- 
serparlamentarische Aktion der Massen verwirklicht wer- 
den können. Es ist eine lrreftihrung der Massen, wenn 
die Führung der KPF ihnen vorzuspiegeln versucht, sie 
könnten durch die Volksfront das erreichen, was dle Radi- 
kalen (die in dieser Hinsicht die gesamte Bourgeoisie re- 
präsentieren) gerade mit Hilfe der Volksfront verhindern 
wbllen. Hat doch der Vorsitzende der radikalen Kammer- 
fraktion, Campinchi, neulich in einem Brief an einige re- 
aktionäre Pariser Parlamentarier erklgrt, die Radikalen 
wollten die <Ordnung>, Hen, die Anspruche der Bour- 
geoisie wahren, indem sie mit Hilfe der Autorität, die 
Blum bei der Arbeitemchaft geniesst, an  deren Pflicht- 
bewusstsein appellieren, d. h. indem sie die Volksfront 
als eln Instrument benutzen, um die freiwillige Unterord- 
nung der Arbeiterklasse unter die Interessen des Kapitals 
zu sichern. 

Dass Innerhalb der französischen Arbeiterschaft die 
kritische Stimmung gegentiber der Politik der Volksfront 
und der Volksfrontregierung im Zunehmen Ist, zeigen die 
verschiedenen Streiks, die trotz dem Zwangsschlichtungs- 
gesetz stattfiiiden; Jouhaux und die anderen Führer der 
CGT beschwören die Mitglleder der CGT immer wieder, 
doch Disziplin zu Oben und nicht ohne die Genehmigunl: 
der Gewerkschaftsbtirokratie zu streiken. Lelder ist dle 
Opposition, die sich in der französischen Arbeiterbewe- 
gung bemerkbar macht, zersplittert und politisch höchst 
unklar. 

Die Ftlhrung der sozialistischeii Partei hat  jetzt die 
von Marceau Pivert geführte sogen. aRevolutionäre Linke, 
aufgelöst und eine Reihe oppositioneller Jugendlicher aus 
der Partei ausgeschlossen (bezeichnenderweise stachelt die 
Presse der KPF die Parteiblfrokratie der sozialistischen 
Partei zu einem immer schärferen Vorgehen gegen Pivert 



und seine Anhänger auf). Die Gruppe von Pivert ha t  die I 
Volksfrontpolitiknie grundsätzlich,-sondern nur in e'inzel- 
iien ihrer praktischen Auswirkungen bekämpft; angesichts 
der Drohungen der Parteibtirokratie hat  Pivert auf dem 
letzten Nationalrat der sozialistischen Partei einen ~o l i t t -  I 
schen Rtlckzug angetreten und seine Loyalität gegintlber 
der Regierung Blum betont. 

~ u c h  die von ausgeschlossetien Kommunisten gegrtin- 
dete Gruppe «Que Faire?* lehnt die Volksfrontpolitik 
nicht prinzipiell ab;  das hängt damit zusammen. dass sie I 
in allen prinzipiellen  ragen- (Stellung zur proletarischen 
Diktatur. zur Kriewfrage, zur spanischen Revolution. zur I 
SU) bedenkliche ~bweiihimgen von den kommunistischeti 
Grundsatzen aufweist. 

Die Trotzkisten, deren Politik aus einer antibolschewi- 
stischen Hetze inbezug auf die SU und einer hohlen, ultra- 
linken Phrasendrescherei inbezug auf Frankreich zusam- I 
mengesetzt ist, sind organisatorisch bedeutungslos. Die 
Führung der KPF. die alle ~roletarischen Kritiker der I 
~olksfrÖntpolitik als ~rotzkis ten bezeichnet, macht aller- 
dings eine grosse Reklame ftlr die trotzkistische Sekte. 

Der Einfluss der Anarchisten ist in der letzten Zeit I 
ziemlich angewachsen. Neben alten Traditionen der fran- 
zösischen Arbeiterbewegung und der Rolle. die die Anar- I 
chisten in der spanischen Revolution spielen, hat dazu 
auch der Umstand beigetragen, dass sie die Volksfrontpo- 
litik prinzipiell ablehnen und iiber erfahrene Gewerkschaf- 
ter verfugen, die ein ziemliches Verständnis ftir die Ta- 
gesaufgaben des proletarischen Klaesenkampfes an den 
Tag legen. Von neuem erweist sich die Wahrheit des Le- 
ninschen Wortes, dass der Anarchismus die Strafe fUr 
den Opportunismus ist. Aber die Arbeiter kommen, wenn 
sie, um dem Sumpf des Opportunismus zu entgehen, zum 
Anarchismus gehen, nur in eine Sackgasse. Was die fran- 
zUsische Arbeiterschaft braucht. ist eine kommunistische 
Kraft, die unerschtitterlich an  den kommunistischen Grund- 
sätzen festhält, die die Volksfrontpolitik vom Standpunkt 
dieser Grundsätze prinzipiell bekämpft. die die prakti- I 
sche Anwendung dGaer Grundsätze im täglichen Kampf 
der Arbeiterklasse verficht. die so den Weg zu Gesun- I 
dung der kommunistischen Bewegung von dem Krebsge- 
schwur des Volksfrontreformismus weist. 
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Als das Experiment der Volksfrontregierung in Frankreich im 
Juni 1936 begann, sagte man, da13 es ganz verschieden sein 
würde von der üblichen reformistischen Koalitionspolitik, die 
z. B. in Deutschland einen so katastrophalen Bankrott verursach- 
te. Der Unterschied würde sein, daß in der Volksfrontpolitik die 
Arbeiterklasse die Politik bestimmen würde, daß sie das Bürger- 
tum ,,führene' würde, wogegen in der reformistischen Koalitions- 
politik mit bürgerlichen Parteien das Bürgertum geführt hatte. 
Wir beabsichtigen nicht, die Logik, auf der diese Behauptung 
aufgebaut war, zu untersuchen. Untersuchen wir die Tatsachen. 

Im Juni 1936 konnte man noch versuchen, der Volksfront die 
Ergebnisse der großen und spontanen Streikbewegung gutzu- 
schreiben. Heute hat der einfachste französische Arbeiter er- 
kannt, daß die Ergebnisse allein eine Folge der Aktion der Mas- 
sen war, während die Rolle der Volksfrontregierung und der 
Volksfrontorganisationen eine ganz andere Geschichte war. 

Welches ist die heutige Lage? 
Die Durchführung der 40-Stunden-Woche wurde systematisch 

verzögert und sabotiert, so daß sie heute, fast 1 2  Monate nach- 
dem sie Gesetzeskraft bekam, im allgemeinen noch nicht in 
Kraft getreten ist. 

Die Lohnerhöhum wurde mit einem Federstrich gelöscht 
durch die ~ b w e r t u n g d e s  Franc und durch eine unerhörte Preis- 
steigerung. Vergütung der Arbeiter für die Abwertung des Franc 
vermittels einer gleitenden Lohnskala (Preisindex) wurde abge- 
lehnt. Die Preise erhöhen sich weiterhin. Eine weitere Abwer- 
tung des Fxanc ist unterwegs. Sowohl die Französische Kom- 
munistische Partei wie die Französische Sozialistische Partei ha- 
ben im Parlament der Abwertung des Franc unter dem Druck 
der Radikal-Sozialistischen Partei zugestimmt. 

Im Gefolge des Streiks strömten die Arbeiter in großen Men- 
gen in die Gewerkschaften. Der C.G.T. schwoll an auf fünf Mil- 
lionen Mitglieder. Gleichzeitig entließen aber die Unternehmer 
täglich Arbeiter aufgrund ihrer Mitgliedschaft in einer Gewerk- 
schaft. Sie begannen absichtlich, gelbe Gewerkschaften aus fa- 
schistischen Elementen in den Fabriken aufzubauen. Und Ver- 
trauensleute wurden täglich entlassen und durch Faschisten er- 
setzt. Als nach dem Blutbad von Clichy die Arbeiter in vielen 
Konzernen die Faschisten rauszuwerfen wünschten, antworteten 
die Unternehmer mit Massenentlassungen. Die Gewerkschaften 
lehnten indigniert die Verantwortung für solchen Selbstschutz 
von seiten der Arbeiter ab. Die ~nternehmer  umgingen die neu- 
en sozialpolitischen Gesetze dadurch, daß sie von Fabrikarbeit 
auf Heimarbeit übergingen. Selbst die reformistischen Gewerk- 
schaften Deutschlands erlaubten nicht solche unzähligen Brüche 
der Lohntarife, wie das in Frankreich unter der Volksfrontregie- 
rung der Fall ist. 

Wie war eine solche Entwicklung möglich? Sehr einfach. Die 
Volksfrontregierung. die Gewerkschaften. die Kommunistische 
Partei und &e sozialistische Partei arbeiteten reibungslos und 
plangemäß zusammen, um erst die Fabrikbesetzungen zu verhin- 
dern und dann mehr speziell die Streiks - ,.im Interesse des 
wirtschaftlichen Aufbaus". Im großen und ganzen waren sie er- 
folgreich. Die sozialdemokratische und die kommunistische Pres- 
se prahlten sogar täglich damit, daß das Frankreich von heute 
das Land mit der geringsten sozialen Unruhe sei. Der Hauptfak- 
tor in dieser Sache war die Forderung, daß der Arbeiter in seine 
Uberlegungen die Weltausstellung mit einbeziehen sollte, und die 
wiederholte Behauptung, daß Hitler-Deutschland soziale Unruhe 
in Frankreich für einen unerwarteten Angriff ausnützen würde. 



Der Arbeiter mag diese Argumente akzeptiert haben. Jedenfalls 
ist es  eine Tatsache, daß die ganzen gigantischen Organisationen 
der Volksfront, Gewerkschaften und politischen Parteien, fried- 
lich auf dieser Basis zusammenarbeiteten und den „Friedenu 
schufen, den die Bourgeoisie forderte. In dem Verhältnis, in dem 
die Massenaktion verkümmerte, konnten die Unternehmer je- 
doch ihre eigene Politik durchführen und die Arbeiter um die 
Vorteile bringen, die in den Massenaktionen im Juni errungen 
wurden. 

Der nächste Schritt war die von der Blum-Regierung bekannt- 
gegebene „Pause" in der Sozialpolitik. Das bezog sich vor allem 
auf die Altersversicherung und die Verbesserungen der Arbeits- 
losenunterstützung. Sie wurden insgesamt zurückgestellt. 

Um die enormen Kriegskredite durchführen zu können, über- 
gab die Regierung die Kontrolle einem Komitee, bestehend aus 
zuverlässigen Mitgliedern der Hochfinanz. Die Finanziers über- 
nahmen auf diese Weise tatsächlich die Oberaufsicht und Kon- 
trolle der Volksfrontregierung. 

Die Kriegskredite selber garantierten den  Aktionären solche 
Profite, wie sie noch keine bürgerliche Regierung ihnen früher 
gewährleistet hatte. Die Arbeiterparteien, auch die KP, stimmten 
diesen Kriegskrediten zu. 

Die Außenpolitik der Blum-Regierung ist gekennzeichnet 
durch „Nicht-Einmischung", d .  h. durch die „Blockade" des re- 
publikanischen Spaniens. Dieser Ausdruck s tammt nicht von uns 
- er ist gel'aufig in der französischen kommunistischen Presse 
und drückt die Tatsachen aus. Am Anfang des Bürgerkrieges in 
Spanien verlangten die französischen Arbeiter zornig „Flugzeuge 
und Gewehre fur Spanien". Heute wird diese Forderung nicht 
mehr erhoben. Die Volksfrontparteien haben sie zum Schweigen 
gebracht. Die Spanienpolitik der Blum-Regierung ist offensicht- 
lich die Politik der  französischen Bourgeoisie, welche in Spanien 
hunderte Millionen Pesos Kapital gegen die „Rote Gefahr" ver- 
teidigt. Die Radikalsozialisten führen diese Politik durch unter 
der Drohung ihres Rücktritts. 

Dann kam das Blutbad von Clichy. Die Polizei feuerte stun- 
denlang auf Arbeiter, die gegen eine faschistische Versammlung 
demonstrierten. Die Radikalsozialisten sorgten dafür, daß  die 
verantwortlichen Offiziere nicht bestraft wurden. Der Premier- 
minister Blum konnte im Parlament vor der hocherfreuten Bour- 
geoisie bekanntgeben, daß dies das erstemal in der modernen Ge- 
schichte Frankreichs sei, daß eine Regierung, deren Vertreter auf 
Arbeiter geschossen hätten, von diesen nicht dafür verantwort- 
lich gemacht worden sei. Clichy zeigte, daß die  Polizei und die 
Mobilgarde mit Faschisten durchsetzt ist. Nichts ist geschehen, 
um damit ein Ende zu machen. 

Blum erklärte in derselben Parlamentssitzung, daß  die Demon 
stration gegen die  Faschisten e'in Fehler gewesen sei. Die Arbei- 
terorganisationen wurden von der Regierung und von der So- 
zialistischen Partei aufgefordert, Demonstrationen und Ver- 
sammlungen so weit wie moglich aufzugeben. Dies ist die Zer- 
störung der Demokratie fur die Arbeiter durch freiwillige Auf- 
gabe. 

Es wird allgemein zugegeben, daß  die faschistischen Organi- 
sationen nicht nur noch immer existieren, sondern vielmehr heu- 
t e  stärker aufgebaut und besser mit Waffen versorgt sind als vor 
einem Jahr. Die offene Unterwerfung der Regierung unter die 
Kontrolle der Hochfinanz, die steigendrn Leb(~nshaltungskosten, 
der sinkende Einfluß des Kleinbürgertums - dies erzeugt immer 



günstige Vorbedingungen dafür, da13 der Faschismus im Klein- 
bürgertum und Teilen der Arbeiterklasse Fuß fassen kann. 

Die folgenden Tatsachen sind bezeichnend in Bezug auf die 
allgemeinen Ergebnisse der Außenpolitik der Blum-Regierung. 
1.Die Weigerung, die Allianz mit der Sowjetunion effektiv auf- 

zubauen und zu verteidigen. Als Ergebnis 
2. die Auflösung der kleinen Ententeu. 
3.Belgiens Rückzug aus dem Locarno-Pakt. 

Die Bilanz ist also auch hier auf der falschen Seite. 
Wenn politische „Führung" bedeutet, den Ihalt der Politik zu 

bestimmen, dann zeigen die Tatsachen, daß in den 10 Monaten 
der Blum-Regierung es nicht die Arbeiterklasse ist, welche die 
Bourgeoisie in Frankreich geführt hat, sondern umgekehrt. 

Man erwartete, daß die Volksfront Schluß machen würde mit 
dem Faschismus. Es wurde nicht Schluß gemacht mit dem 
Faschismus - er wurde gestärkt. Die Volksfront sollte den Frie- 
den sichern. Aber auf den Abessinischen Krieg ist der spanische 
Bürgerkrieg gefolgt und der Interventionskrieg. Der erstere wur- 
de von der Laval-Regierung unterstützt; beim zweiten hat die 
Blum-Regierung nicht direkt, aber real die spanische Konterrevo- 
lution und die deutsch-italienische Intervention unterstützt. 

Man wird vielleicht fragen: Wie können wir eine Politik ableh- 
nen, der Millionen Arbeiter gefolgt sind und immer noch fol- 
gen? Der Politik der deutschen Sozialdemokratie wurde durch 
14  Jahre ebenfalls gefolgt und geglaubt von Millionen Menschen. 
Dies verhinderte nicht, sie in den Abgrund zu führen. Daß Millio- 
nen Menschen an sie glaubten, war uns kein Grund, den Kampf 
gegen sie aufzunehmen und einen anderen Kurs vorzuschlagen. 

Welchen Kurs schlagen wir vor? 
Um es kurz zu sagen: 

1.Die proletarische Einheitsfront - aber ohne Nicht-Angriffs- 
Verträge - der Kampf um die täglichen Forderungen der Ar- 
beiter muß vereinigt werden mit revolutionärer Propaganda. 

2.Der direkte Appell an das Kleinbürgertum, unterstützt durch 
die proletarische Einheitsfront - aber ohne Vermischung mit 
dem bürgerlichen Parteien und sogar gegen sie. 

3.Die Entwicklung von außerparlamentarischen Massenaktionen 
und in Verbindung damit die Gründung von Massenoganen ist 
es möglich, im rechten Augenblick über die Grenzen der bür- 
gerlichen parlamentarischen Demokratie hinauszugehen. 

4.Die Organisierung der Selbst-Verteidigung der Arbeiter gegen 
den Faschismus. 
Dies ist natürlich nur eine Skizze, aber es ist genug, um klar zu 

zeigen, daß wir nicht nur die Volksfront kritisieren, sondern ihr 
auch eine andere revolutionäre Politik gegenüberstellen - eine 
Politik, die mit kommunistischen Prinzipien übereinstimmt. Die- 
se Prinzipien sind nichts anderes als verallgemeinerte Erfahrung. 
Die 10 Monate Volksfrontpolitik in Frankreich haben die Erfah- 
rung des Prinzips bestätigt, daß in einer Union mit dem liberalen 
Bürgertum die Arbeiterklasse immer der Verlierer ist. 



Der einstimmig auf dem Gewerkschaftskongress der 
französischen Gewerkschaften (CGT) beschlossene und 
zum 30. November 1938 proklamierte Generalstreik ist 
nicht nur eine schwere Niederlage, er  ist auch der 
schmähliche Zusammenbruch der franz6sischen Volksfront- 
Politik. Die öffentlichen Betriebe, Eisenbahnen, Metro, 
Autobusse, Post usw. funktionierten wie gew6hnlich. Nach 
den Mitteilungen der Metailindustriellen von Paris hat die 
Zahl der streikenden Metallarbeiter nicht ganz 50.000 
betragen, von 250.000 in der Metallindustrie Beschäftig- 
ten. Der einstimmige Beschluss der obersten Instanz der 
französischen Gewerkschaften ist weder von den Gewerk- 
schaftsmitgliedern, noch von der Ubrigen Masse der Werk- 
tätigen befolgt worden, obgleich die KPF und die SFIO 
den Generalstreikbeschluss unterstutzt und flir dessen 
Durchführung Propaganda gemacht haben. Nach den giin- 
stigsten Schätzungen können in ganz Frankreich keine 
awei Millionen Arbeiter am 30. November gestreikt haben. 
Das würde bedeuten, dass nicht die Hälfte der organi- 
sierten Arbeiter den Streikbeschluss befolgt haben. Die 
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder wird immer noch auf 
4 Millionen geschätzt, denn der Mitgliederveriust seit 
1937, wo die Mitgliederzahl der französischen Gewerk- 
schaften offiziell mit 5 Millionen angegeben wurde, durfte 
20 5 betragen. 

Die Niederlage ist nur mit dem kampflosen Zuriick- 
weichen vor Hitler im Jahre 1933 in Deutschland und 
mit der Nichtbefolgung der Generalstreikparole durch die 
österreichischen Arbeiter gegenüber Dollfuss im Jahre 
1934 in Parallele zu setzen. Die Folgen sind in Frankreich 
noch nicht die gleichen wie 1933 in Deutschland und 
1934 in Oesterreich. Aber in Frankreich ist die Ursache 
der Niederlage die gleiche wie in Deutschland und Oester- 
reich. Man kann nicht jahrelang eine Politik der Kapi- 
tulation betreiben, die die Kampfkraft der Arbeiter und 
Werktltigen zermiirbt - und dann in einem beliebigen 
Augenblick zum Generalstreik auffordern, noch dazu zu 
einem «Generalstreik von 24 Stunden in Ruhe und Ord- 
nung- der wochenlang vorner angekündigt ist. 

Die Niederlage damit erklären zu wollen, dass die 
Regierung die staatlichen Machtmittel gegen den Streik 
angewandt hat, ist keine Erklärung. 

Waren denn die Delegierten des Gewerkschaftskongres- 
ses in Nantes so in Unkenntnis Uber die Kampf~edin- 
gungen, dass sie glaubten, die Regierung Daladier wurde 
keine Gewalt anwenden? 

Jedenfalls hat sich gezeigt, dass hinter der Fassade 
der starken Gewerkschaften und Arbeiterparteien, wie 
K P F  und SFIO, die völlige Kampfunfrhigkeit dieser Or- 
ganisationen versteckt wurde. Wenn dem so ist, was 
ist die Ursache dieser Tatsache? 

Die Entwicklung der franzöaischen Arbeiterbewegubg 
der letzten vier Jahre ist beherrscht von der Volksfront- 
politik. Sie gilt es in ihren Auswirkungen nachzuprllfen, 
wenn wir die Ursachen feststellen wollen, die zur Nieder- 
lage vom 30. November geführt haben. 

Nach den Vorst6ssen der Faschisten a m  6. Febmar 
1934 in Parfe entstand in der französischen Arbeiter- 
schaft ein Spontaner Wille zur einheitlichen Gegenwehr 
gegen den Faschismus. Der Sieg Hitlers in Deutschland 
im Jahre 1933, der Vorstoss von Dollfuss in Oesterreich, 
U e i  gleichzeitig mit dem Vorstoss der Faschisten in 
Paria erfolgte, schufen in der Arbeiterschaft Frankreichs 
den leidenscnaftlichen Willen, den Faschismus in ihrem 
Lande nicht an  die Macht kommen zu lassen. Breite 
Kreise der Mittelschichten, Kleinbiirger, Kleinbauern hat- 
ten denselben Willen wie die Arbeiterschaft. Daladier 
im Februar 1934 Ministerprlsident, wie heute, demissio- 
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nierte vor dem Ansturm der Faschisten, weil er die 
Machtmittel gegen sie nicht bis zur letzten Konsequenz 
einsetzen wollte. Die Arbeiter, Kleinbarger und Klein- 
bauern schufen in grossen Teilen Frankreichs auf loka- 
ler Basis ganz spontan gemeinsame Ueberwachungsaus- 
schüsae zum Kampf gegen Reaktion und Faschismus. 
Die KPF, die bis zum 6. Februar 1934 unter der Losung 
<Klasse gegen Klassew den ~Hauptfeindw in den <Sozial- 
faschistenw, den Sozialdemokraten und Gewerkschafts- 
reformisten, bekämpfte, gab unter diesem Massendruck 
zur Einheitsfront ihre ultralinke Taktik preis. Diesem 
Masendruck fügte sich auch die Kommunistische Inter- 
nationale. Sie begrlndete und beschloss auf dem VII. 
Weltkongress der KI im Jahre 1935 die neue Linie, die 
sogenannte Volksfrontpolitik. 

Der ultralinken Taktik lag der Wille zum unmittel- 
baren Kampf um die Diktatur des Proietariats zugrunde. 
Man glaubte, den Faschismus und sozialdemokratischen 
Reformismus, nach Stalin ~Zwillingsbriiderw, im direkten 
Ansturm gleichzeitig vernichten und den Staat der prole- 
tarischen Diktatur zum Aufbau des Sozialismus unmittel- 
bar errichten zu können. 

Die Volksfrontpolitik bedeutet den Verzicht auf die 
unmittelbare Eroberung der pblitiachen Macht zur Errich- 
tung der proletarischen Diktatur und mindestens zeitwei- 
ligen Verzicht auf die kommunistischen Grundsätze. 
Volksfrontpolitik bedeutet BUndnia mit allen aantifaschi- 
stischen KrlLften* fiir ein minimales Reformprogramm 
gegen den Faschismus auf dem Boden der kapitalisti- 
schen Gesellschaft. 

Der raltralinke Kure der KI und der kommunistlachen 
Parteien war ehe falsche Taktik, aufgebaut auf der 
Verkennung des Wesens des Faschismus und des Refor- 
mismus der entwickelten kapitalistischen Länder. Diese 
falsche Taktlk hat neben dem Reformismue dem Faachls- 
mus in Deutschland und Oesterreich den Weg geebnet. 
Die ultraiinke Taktik machte es unmöglich, die von 
der reformistischen Politik enttäuschten Arbeiter und 
Werktitigen für den Kommunismus und damit flir den 
wirksamen Kampf gegen den Faschismus zu gewinnen. 

Die Volksfrontpolitik ist aber nichts anderes als ein 
neuer Name fiir die bankrotte Koalitions- und Arbeits- 
gemeinscnaftspolitik, die in Deutschland und Oesterreich 
so wirksame Vorarbeit ftir den Faschismus geleistet hat. 
Der einzige Unterschied zwischen der Koalitions- 
und Arbeitsgemeinschaftripolitik in Deutschland und 
Oesterreich und der Volkafrontpolitik in Frankreich 
besteht darin, dass in Deutschland die Kommunisten Geg- 
ner dieser Politik gewesen sind, während sie in Frank- 
reich in der Volksfront führend waren. Für die Volks- 
frontpoiitik und ihren Zusammenbruch in Frankreich und 
in der Ubrigen Welt ist die KI und die kommunistische 
Partei voll verantwortl!ch, Dass die alten Reformisten, 
die Sozialdemokraten, in der Volksfrontperfode kllgere 
reformistische Politik gemacht haben, ändert nichts an 
der Hauptverantwortung der Stalinisten. 

Die Aufgabe, an der der Reformismus, und der ultra- 
linke Kurs der Kommunisten in Deutschland und Oester- 
reich, und jetzt der neue Reformismus in Gestalt der 
Volksfrontpolitik gescheitert ist, besteht darin, den Ueber- 
gang zu finden im entwickelten kapitalistischen Staat, 
vom Boden der blrgerlichen Demokratie mit breiten lega- 
len proletarischen Massenorganisationen unter Ausnutzung 
der demokratischen Rechte der Arbeiter und Werktätigen 
den Kampf um die proletarische Diktatur zum, Aufbau 
des Sozialismus zu organisieren. Alle diese Versuche 
sind bis jetzt gescheitert. Die russische Revolution stand 



vor diesem Problem nicht. Die Unerfahrenheit der Fiih- 
rer der russischen Revolution auf diesem Gebiet, ver- 
schärft durch die Vernichtung der innerparteilichen De- 
mokratie in der Kommunistischen Internationale, die die 
Auswertung der Erfahrungen der Kommunisten in den 
entwickeltsten kapitalistischen Ländern unmöglich machte, 
ist die Ursache daftir, dass die Kommunistische Inter- 
nationale unfähig war, die richtigen Lehren aus der 
deutschen Niederlage und dem Zusammenbruch des ultra- 
linken Kurses zu ziehen. Vom linken btrassengraben 
wechselten sie in den rechten, von der Unterschätzung 
des Reformismus und Faschismus in Deutschland wcch- 
selten sie zur reformistischen Praxis, zur ~ a i % u l a i c n  
vor dem Reformismus. 

Der falsche Ausgangspunkt der Volksfrontpolitik kam 
gleich in den ersten Formulierungen zum Ausdruck. Die 
Losung vGemeinsamer Kampf um demokratische Rechte> 
s ta t t  Kampf um die demokratischen Rechte der Werk- 
tätigen bringt das krass zum Ausdruck. Dem Faschis- 
mus und dem Grosskapital die demokratischen Rechte 
belassen, heisst den Kampf gegen sie unwirksam ma- 
chen, und endet damit, dass die Werktätigen alle demo- 
kratischen Rechte verlieren. Die Praxis der Volksfront- - ~ - - ~  -----. 

regierung, ~ L r b Ö t  der faschistischen verbände bei gleich- 
zeitiger Erlaubnis, sich als Parteien neu und zweckmäs- 
siger zu organisieren, ist kein Kampf gegen den Faschis- 
mus. Die Beschlagnahme einiger Waffenlager der Cagou- 
lards durch die Polizei ohne den Massenkampf gegen 
die faschistischen Verbände durch die Kampforgane der 
Einheitsfront der Arbeiter und Werktätigen und Be- 
schlagnahme der Waffen der Faschisten durch die Ar- 
beiter konnte zu nichts anderem als zu der Justiz- 
komödie fuhren, zu der sie gefiihrt hat. 

Eine ebenso verhängnisvolle Rolle spielte der Nicht- 
angriffspakt der Volksfrontpartner untereinander. In der 
Praxis führte das zur Ausschaltung jeder kommunisti- 
schen Kritik an  den Schwächen und Halbheiten der ge- 
meinsamen Aktionen. Ohne eine solche ständige kom- 
munistische Kritik kann aber der Kampf um die Tages- 
forderungen, mit der der antifaschistische Kampf begin- 
nen muss, nicht auf die Höhe des revolutionären Kamp- 
fes zum Sturze der Bourgeoisie gefiihrt werden. Wenn 
die Stalinisten die kommunistischen Grundsätze preis- 
geben und auf die kommunistische Kritik verzichten, 
dann tritt an dessen Stelle die Uble Demagogie, die im 
Parlament und in der Beeinflussung der Massen alles 
tut, um die Volksfrontpolitik zu ermöglichen und die 
sich doch durch kleinliche Nörgelei der Verantwortung 
fiir die katastrophalen Folgen dieser Politik entziehen 
möchte. Mit der Volksfrontpolitik, mit der der anti- 
faschistische Kampf gefiihrt werden soll, wird der Fa-  
schismus und das Grosskapital nicht geschlagen, sondern 
nur gereizt. Die Fehler in der Grundkonzeption wurden 
zeitweise verhüllt, weil sich die Initiatoren der Volks- 
front auf den Massenzulauf berufen konnten, den sie 
anfangs hatten. Diese Scheinerfolge hatte auch der ultra- 
linke Kurs eine ganze Weile. 

Die Massen, die nicht merkten, daas sie mit der 
Volksfrontpolitik irregefilhrt wurden. indem man ihren 
Willen zum gemeinsamen Kampf der Arbeiter mit den 
Kleinbiirgern und den Kleinbauern vom Boden des aus- 
serparlamentarischen Massenkampfes auf den Boden der 
parlamentarischen Koalitionspolitik ablenkte, gaben in 
den Junikämpfen 1938 eine Probe, was bei richtiger kom- 
muniatischer Fiihrung möglich gewesen wäre. Von die- 
sem spontanen Kampfwillen der breiten Massen waren 
die Volksfrontfiihrer ebenso iiberrascht und erschrocken. 



wie die Bourgeoisie. Die Junibewegung war noch keine 
revolutionäre Bewegung in dem Sinne, dass die Massen 
bereit gewesen waren, den Kampf um die politische 
Macht aufzunehmen. Sie war eine Bewegung, die vor- 
erBt keim weiteren Ziele, wie bessere Lohn- und Arbeits- 
bedingungen und sozialpolitische Verbesserungen auf dem 
Boden der btirgerkichen Demokratie durchsetzen wollte. 

Die Anwendung der demokratischen Rechte der Arbei- 
ter und Werktätigen zur rticksichtslosen Vertretung ihrer 
Interessen wurde aber von der Volksfrontregierung und 
von den Volksfrontparteien nicht organisiert und geför- 
dert, sondern auf Schritt und Tritt gehemmt und zu- 
ruckgedrängt. «Keine ungesetzlichen Betriebsbesetzungeti 
mehr% schrien die radikalsozialistischen Volksfrontgenos- 
Sen, Und die Volltsfrontregierung erklärte die Betriebs- 
besetzungen ftir ungesetzlich. K P  und SWIO hielten den 
Arbelterri Vorträge, wie man Streiks beendet, während 
ihre A u f g a ~ e  gewesen wäre, sie besser zu organisieren 
und weiterzutreiben. Das wäre nattirlich mit den Fiihrern 
cler radikalsozialistischen Partei, den Lakaien der grossen 
Bourgeoisie, unmöglich gewesen. Deshalb beeilte sich die 
Volksfrontregierung die in der Massenbewegung erkämpf- 
ten Hechte der Betriebsräte gesetzlich festzulegen und 
einzuengen und die Unternehmer benutzten ihre Positio- 
nen in den Betrieben, um die Betriebsräte in Ausiibung 
ihrer Funktionen auf Schritt und Tritt zu hemmen, die 
Verträge zu sabotieren. Duclos, der Führer der Kom- 
munisten, redet den Arbeitern zu, dass sie Geduld haben 
müssen, adass in den ersten vier Jahren die Volksfront 
nicht gleich das ganze Programm durchfuhren könne,. 
Diese Rede hielt Duclos schon a m  15. Juni 1936. Bereits 
August 1936 beginnt der Abstieg. Die Massen wurden 
mit Hoffnungen auf die Ttltigkeit der Regierung ver- 
tröstet. Sie liessen sich täuschen. Sie verwechselten die 
Wirkung ihrer eigenen Aktionen mit der der Volksfront- 
regierung. Das Unternehmertum macht nicht nur mit 
Hilfe der Volksfrontregierung, Polizei, und Justiz die 
Rechte des kapitalistischen Eigentums im Betrieb geltend. 
Kapitalflucfit, Unternehmersabotage, Untersttitzung un.d 
Finanzierurig der Cagoulards sind die ausserparlamentari- 
schen Karnpfmassnahmen der Bourgeoisie. Die Volk:;- 
frontregierung setzt die staatlichen Machtmittel gegen 
die Unteriiehmersabotage und gegen die Kapitalflucht 
nicht ein. Blum vermittelt, er  organisiert und ftihrt 
nicht den Kampf der Volksfrontmassen, die ihn an die 
Spitze und an die Regierung gestellt haben, er  fiihlt 
sich als Makler zur Herstellung von Ruhe und Ordnung 
zwischen Kapital und Arbeit, mahnt die Massen zur Ge- 
duld und proklamiert zur Beruhigung der Bourgeoisie 
die <Pause». 

*Die Reichen sollen zahlenw, war das demagogische 
Schlagwort fiir die Finanzpolitik der Volksfrontpolitikan- 
ten. Von den Radikalsozialisten erfunden, von der KPF 
zu Tode gehetzt, wird dieses Schlagwort von der Blum- 
regierung bereits a m  25. September 1936 illustriert durch 
die erste Abwertung des Franken. Die dadurch herbei- 
geftihrte Teuerung fegt die Lohnerfolge der Junibewe- 
gung mit einem Schlage ninweg. Die Kleinbiirger wer- 
den ausgeplündert und ruiniert, die Kleinbauern leiden 
unter der Teuerung als Käufer von Industriewaren, der 
Goldwert ihrer eigenen Produkte wird durch die Devalva- 
tion gesenkt. Die Agrarpolitik der Volksfrontbegtlnstigt 
die reichen Bauern auf Kosten der Industriearbeiter und 
der Armen im Dorf. 

Die Kleinrentner, Kriegspenaionäre, Beamten, Sozial- 
rentner werden in der Lebenshaltung herabgedriickt. Das 
alles im Namen der arVolksfrontw, des angeblichen Biind- 
nisses der Arbeiter mit den Mittelschichten, ftir das der 



parlamentarische Kuhhandel der sozialistischen und kom- 
munistischen parlamentarischen Kretins mit den Lakaien 
der Grossbourgeoisie, den Ftihrern der Radikalsoiialisten, 
fälschlich ausgegeben wird. 

Für die Grossbourgeoisie bedeutet aber die Devalvation 
des Franken Spekulationsgewinne und Erhöhung der Pro- 
fitrate. 

<Nur noch 3.500 Streikende im Landeh «eine einzige 
Betriebsbesetzung„ so verkündet triumphierend der <Po- 
pulairew a m  13. l. 1937. LBon Blum, der Ministerpräsi- 
den der ersten Volksfrontregierung, verkiindet auf Grund 
dieser Erfolge die <Pause>. 

Die faschistischen Organisationen haben sich umorga- 
nisiert, provozieren wieder und bewaffnen sich. 

Das sind die Ergebnisse der Innenpolitik der Volks- 
front. Zählen wir kurz die Ergebnisse auf aussenpoliti- 
schem Gebiet auf. 

Die Forderung der Arbeiter und Werktätigen zur Un- 
tersttitzung der spanischen Revolution gegen Franco, Mus- 
solini und Hitlerfaschismus mit der Losung <Flugzeuge, 
Waffen, Munition ftir Spanien* wird durch ein Ultima- 
tum des Volksfrontgenossen und Kriegsministers Daladier 
entschieden. Statt  Unterstiitzung der spanischen Kevolu- 
tion leitet Blum mit den englischen Konservativen die 
~Nichteinmischung-Politilr» ein, den offenen Verrat der 
spanischen Revolution. 

Die Unterdrückung der französischen Kolonialvölker 
wJrd unter der Volksfrontregierung fortgesetzt. In Tunis 
schiesst das Militär auf streikende Arbeiter. In Indo- 
china wird ein Arbeiter zu Gefängnis verurteilt, \vt=il er 
eine alte Broschtire von LBon Blum iiber Sozialismus ver- 
breitet. In Algerien wird einer diinnen, ausgesuchten 
Oberschicht der eingeborenen Bevölkerung das französi- 
sche Btirgerrecht gegeben. Die breiten Massen Algeriens 
bleiben rechtlos. Durch das Verbot der ~Eto i le  nord- 
africaineh einer Organisation der algerischen Werktäti- 
gen, die ftir das nationale Selbstbestimmungsrecht ein- 
trat ,  verschärft sich noch die koloniale Unterdrtickung 
in der Aera der Volksfrontregierung Blums. 

Der Aussenpolitik der Volksfront liegt von Seiten der 
Stalinisten die falsche Auffassung zugrunde. dass die 
imperialistischen Gegensätze und der Gegensatz zwischen 
btirgerlicher Demokratie und Faschismus eine feste Grund- 
lage bilde, auf der sich eine proletarische Aussenpolitik 
zum Schutze der SU und zum gemeinsamen Kampfe 
gegen den faschistischen Angreifer aufbauen lasse. Diese 
Konzeption ist in aer Septemberkrise kläglich zusammen- 
gebrochen, wo der Volksfrontgenosse Daladier mit Cham- 
berlain dadurch den <Frieden gerettet, hat, dass er die 
Tschechoslowakei Hitler auslieferte. Die SU, der Bundes- 
genosse Frankreichs, ist isoIiert. Die aussenpolitische 
Front der Staaten des demokratischen Imperialismus mit 
der SU gegen die faschistischen Angreifer hat elend 
13ankrott gemacht. Fiir die Errichtung dieser Front hat 
die KPF den Kampf gegen den französischen Imperialis- 
mus aufgegeben, den Verrat der spanischen Revolution 
geschluckt, die Militärkredite und Aufrtistung des fran- 
zösischen Imperialismus verteidigt und in der September- 
krise als Kriegstreiber sich in den Augen breiter Massen 
diskreditiert. Sie hat sich nicht nur mit den breiten 
friedlichen Massenstimmurigen in Widerspruch gesetzt, die 
sie bei einer richtigen kommunistischen Aussenpolitik 
gewinnen konnte, sondern auch durch die Preisgabe der 
kommunistischen Grundsätze und durch den Verzicht auf 
den Kampf gegen den französischen Imperialismus sich 
zur Ohnmacht verdammt in den Augen breiter Massen 
verächtlich gemacht. Noch nach diesem Zusammenbruch 
jagt sie dem Phantom nach, mit den reaktionärstett 



Schichten der Bourgeoisie, mit den reInsten französischen 
Imperialiiten, sich gegen die breiten pazifistischen Was- 
senstimmungen zu verbunden. Sie kritisiert die Bourgeoi- 
sie auf aussenpolitischem Gebiet nicht vom Standpunkt 
der revolutionären Klassenziele des Proletariats, sondern 
wirft der französischen imperialistischen Bourgeoisie in 
Ueberpatriotismus vor, ihre eigenen imperialistischen In- 
teressen nicht geniigend wahrzunehmen. 

Die Politik der KPF hat  Daladier erst ermöglicht, 
seine imperialistische Schacherpolitik mit Hitler als Frie- 
densretterei aufzumachen. KPF und SFIO treffen sich in 
dieser aussichtslosen Lage in der Formel anationale Re- 
gierung um die Volksfront„ das heisst Burgfrieden schon 
vor dem imperialistischeii Kriege zum Zwecke seiner Vor- 
bereitung. 

Diese Volksfrontpolitik, die wir in groben Etappen in 
Erinnemng gerufen haben, hat die gesamte französische 
Arbeiterbewegung zersetzt. Der Gewerkschaftskongress in 
Nantes spiegelt diese Zersetzung in dem Gegensatz zwi- 
schen kriegerischem und pazifistischem Reformismus wi- 
der. Nichts ist bezeichnender fur den Verlauf dieses 
Kongresses, als dass man auch mit der Lupe keinen 
einzigen revolutionären Gedanken in den Reden und Be- 
schlilssen dieses Gewerkschaftskongreaaes finden wlrd. 

Die Reichstagung der SFIO, die zu denselben Fragen 
Stellung nahm, ist von demselbeii Wirwarr beherrscht 
und gespalten. 

Die KPF halt an den völlig sinnlos gewordenen For- 
meln der Volksfrontpolitik fest. Sie kämpft gegen Dala- 
dier nicht wegen seiner allgemeinen, reaktionären, arbei- 
terfeindlichen Politik, weil er mit den Notverordnungen, 
die Kapitaloffensive fiihrt und stutzt, sondern in erster 
Linie wegen seiner Aussenpolitik .Sie will die Volksfront- 
politik fortsetzen mit Radikalsozialisten um Herriot, von 
denen sie glaubt, eine bessere Unterstützung ihrer Auasen- 
politik zu erlangen gegen Daladier. Gegenuber dieser 
Politik der KPF hat die radikalsozialistische Partei am 
12. Oktober die Volksfront aufgekiindigt und auf dem 
Marseiller Parteitag Daladier als astarken Mann*, seine 
Politik der Kommunistenhetze und der Kapitaloffensive 
gestiitzt. Wie verhalten sich demgegeniiber die Kommuni- 
sten? Der kommunistische Parteisekretär Duclos antwor- 
tete a m  14. Oktober 1938 in der «Hurnanite* : 

*Aber er (Daladier) hätte Unrecht zu glauben, 
dass er Dekrete iiber das Recht der Zugehörigkeit 
der Kommunistischeii Partei zur Volksfront erlassen 
kann. 

Die Kommunistische Partei, die es sich zur Ehre 
anrechnet, gegen die sch8ndliche Kapitulation von 
Miinchcn gewesen zu sein, ist sicher, damit eine 
Meinung ausgedrückt zu haben, die nunmehr von 
der Mehrheit der Parteien und der Organisierten der 
Volksfront einschliesslich der radikalsozialistischen 
Partei und auch von der Mehrheit des Volkes geteilt 
wird. 

Die Kommunistische Partei wird der Volksfront 
unerschlltterlich treu bleiben. . . 

Die Soziallstlsche Partei tut auf ihre Art dasselbe : 
<Die SoziaIistische Partei, erklärt Mon Blum (eP& 

pulaire, - vom 15. Oktober 1938), wird proklarnie- 
ren, dass die Volksfront immer noch lebt. dass dfe 
gemeinsamen Verpflichtungen der Volksfront immer 
noch gelten, dass sie sich immer noch ohne irgend- 
welche Ausschliessung gegeniiber allen Parteien fllr 
gebunden hält, die, wie sie, bei diesen Verpflichtun- 
gen beharren, und wie sie entschlossen sind, ihnen 
treuzubleiben., 

Nach diesem Trompetengeschmetter kommt dann der 
folgende nlcht unwichtige Nachsatz : 



azweifellos wird sie hinzufugen, dass sie unter den 
gegenwärtigen Umständen mehr als je geneigt ist, 
aus der Mehrheit der Volksfront eine wahrhaft tran- 
zösische Einheit cu machen.» 

Mit mächtigen Massendemonstrationen wurde 1935 der 
Volksf rontpakt der KPF. SFIO mit den RadikaleoziaU- 
sten und einigen Zwischengruppen gefeiert und das Ge- 
liibde zum Volksfrontprogramm abgelegt. Mit Rufen aDa- 
ladier an die Machtw begann diese grosse Irrefiihrung 
der französischen Arbeiter und Werktätigen und die 
Llebertragung dieser Irreführung auf andere Länder. 

Die Gasbomben, die Daladier als Ministerpräsident und 
provisorischer Innenminister auf die Volksfrontgenossen 
der streikenden Renault-Arbeiter werfen liess, die drei 
Divisionen Militär, das Aufgebot der gesamten Polizei 
mit der er gegen den Generalstreik aufmarschierte, ste- 
hen am Ende dieser grossen Irrefiihrung. 

Die Arbeiter, die den Parolen zum Generalstreik der 
Volksfrontpolitikanten nicht mehr gefolgt sind, haben 
instinktiv gefühlt, dass ein auf 24 Stunden beschränkter 
Protestgeneralstreik «in Gesetzlichkeit und Ordnung kein 
Mittel ist, um sie aus der Sackgasse herauszufiihren, in 
die sie durch die Volksfrontpolitik gelängt slna. Das ist 
die Katastrophe der Volksfrontpolitik uiid der Volks- 
frontpolitikanten. Es ist auch eine Niederlage für die 
französische Arbeiterklasse. Von der Fäh:gkeit und Kraft. 
die die französische Arbeiterklasse aufbringten wird, um 
mit den Volksfrontpolitikanten Schluss zu m~ckien, sich 
auf den Eoden der kommunistisc11ei.i Grundsiitze und uer 
Erfahrungen der Geschichte der Arbeiterbewegung der 
Nachkriegszeit neu zu organisieren, die revulutionäre Ein- 
heitsfrorit der Arbeiter mit den betrogenen Kleinbürgern 
und Kleinbauern unter Ausschluss der bürgerlichen Par- 
teien und ihrer Führer neu zu schaffen, von Kraft und 
Tempo dieser Entwicklung wird es abhängen, wie rasch 
diese Niederlage ilberwunden werden wird. 

Unsere Aufgabe ist es, auf Grund unserer Erfahrungen 
mit allen Kräften dabei zu helfen, und vor allem die 
Nutzaliwendung des Zusammenbruchs de. Volksfrontpoli- 
tik in Frankreich auf die Organisierung des Kampfes 
gegen Kapitalsoffensive und Faschismus international unc: 
in Deutschland zu ziehen. 
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in der Baseler „Rundschau" vom 2. April veröffent- 
licht das Politbitro der KPD eine Erklärung, in der es 
U. s. heisst: 

„Die KPD will die antfaschiatische Volksfront für den 
Sturz Hitlers und ist bereit, mit den antihitlerischen Kräf- 
ten zusammeii fiir ein demokratisches DentscIiIand zu 
kiimpfen, In dem das deutsche Vollc selbat aber das  RI- 
filme entscheiden wird. Die KPD betrachtet die Wieder- 
herstellung btirgerlich- demokratischer Rechte als einen 
bedeutenden Fortschritt, obwohl aie weitergchendc Ziele 
erstrebt. Der Kampf nm die demokratlsclien, Frelheiten, 
um dle ~rUsrere Remcgnngsfreiheft heute ist eng ver- 
bnnden mlt der Verwirldichnng elnes wlrkllchcn demo- 
kratfschen Regimes nach HitIers Sturz:' (Von uns her- 
vorgehoben). 

Mit dieser Erkiarung zieht die KPD die Konsequenzen 
aus der Volkafrontpolitik. Um ein Bündnis mit dem sogen. 
„freiheitlichen Btirgertum", d.h. mit denjerfigen Teilen der 
deutschen Bourgeoisie, die aus diesem oder jenem Grunde 
mit der Politik der Nazis unzufrieden sind, zustandezu- 
brfngen, legt sich die hbchste Instanz der KPD feierlich 
auf die Wiederherstellung der biirgerlichen Demokratie 
nach dem Sturze Hitlers fest. Der Kampf ftir die pro- 
letarische Diktatur, fiir die Räterepublfk wird, solange 
das Hitlerregtme noch besteht und die Weimarer Repu- 
blik noch nicht wiederhergestellt ist, zu den Akten ge- 
legt. Bezeichnend ist, dass die Flihrung der KPD es nicht 
einmal fertfg bringt, In ihrer programmatischen Erklärung 
offen von der Räterepubllk zu spechen, Sonden nur ein 
schiichternea Gestammel über die „weitergehenden Ziele" 
der Kommunisten vernehmen lässt, ohne zu verraten, waa 
das wohl fiir Ziele seien. Mit der Wendunp;, dass dns 
deutsche Volk in einem demokratischen Deutschland, d.h. 
in einer btirnerllchen Demokratie, selbst Uber das Regime 
entschetden werde, wollte die Fjlhrunp: der KPD offenhar 
ihr revolution#ms GewiRsen beruhlnen. In Wirklichkeit 
zeigt diese Wendrinr: nur. wfe tfef die Lel tuw der KPD 
im Sursnfe des Opnortiinlamils steckt. Dte Räterepublik, 
die prol~trtriqrhe Diktatur k ~ n n  bekanntlich nur durch 
RtIte gearh~ffen werden ,die kecen dle biireerliche Demo- 
krstle kämnfen, aie kann nicht durch den Stimmzettel 
auch der 1ro1lkommensten btirgerllchen Demokratie herbei- 
gefiihrt werden. 

Die Festlerrung auf dte Wiederherstellun~: der bllrger- 
lichen Demokrrttfe bedeutet. dass die KPD-Fi\hning vrak- 
tiach a ~ i f  die ftlhmnde Rolle der kommunistischen Pn.rtel 
im antifsschfotlsrhen Kampf venfchtet. Wenn dle KPD- 
Ftlhruna tn ihrer Erklärung davon spricht, dass der Kampf 
..um die m6itsere Bewemntrsfrefheit heute" eng mit der 
Verwirklichung elnes „demokratischen Regimes nach Hft- 
lers SturzM verbunden sei, so heisst da8 nicht mehr und 
nicht minder. ale das8 sie in dem antifaachiatiechen 
Kn.rnvZ, der heute In Deutschland Reffihrt wird, die be- 
nonderen Klnn~eninterea~en- U. Ziele des Proletariats den 
G~flfchtsnunktpri der btlraerlich~n nemakratie, d.h. den 
htlraerlirhrn K1~ssentnteresgeri der Ka.pftnHuten. die anceh- 
lieh als.Biinrlc=Peeno*Rt?r! im KR.maf Fegen die fanchlatjnche 
Diktnt.iir in P'rn.%c kommen. unterordnet. Das hefnrit. dass 
die WD-Mlhrung sich praktisch von der Auffasung ab- 
wenclet, dass das Proletariat die führende Klasse. die 



treibeiide Kraft iin Kampfe für dcn Sturz der faschisti- 
schen Diktatur ist. 

Die in der neuesten Erklllrung der KPD-Flfhruiig ver- 
tretene Linie ist von ihr im Einverständnis mit der Exe- 
kutive der K I  bezogen worden. Dabei fällt umso schwerer 
ins Gewicht, dass es beiden Instanzen sehr gut bekannt 
war, dass die illegal in Deutschland arbeitenden Mitglieder 
der KPD zu einem grossen Teil die Volksfrontpolitik, so- 
wie aile Losusgen im Sinne einer Wiederherstellung der 
bürgerlichen ~ e m o k r a t i e  und d!e entsprechenden ~esch lüsse  
dcr Brl!sseler Konferenz ablehnen. Trotz diesem Wider- 
st.niid der Mitglieder haben die fuhrenden Instanzen der 
FCi und KPD die falsche Volksfrontpolitik nicht nur nlcht 
preisgegeben, sondern sogar durch die nunmehr ohne jeg- 
liche Ümschweife ausgeaproche~ie Festlegung auf -die 
TNiederherstellun~: der burnerlichen Demokratie noch djck - - 
unterstrichen 

Die Erklärung der KPD wendet sich an  „die Katholiken 
und Evangelischen, die Demokraten, die Männer von Li- 
teratur, Kunst und Wisetischaft und an die verschiedenen 
bllrgerlichen Kriifte" mit der Aufforderung zum gemein- 
samen Ka.mpf. Als ein erster Schritt zur „breiten Anti- 
hitlerfront" wird die Pariser Beratung, „an der Vertreter 
der Arbeiterorganisationen, Persönlichkeiten der Literatur, 
Kiinst und Wissenschaft und Vertreter des freiheitlichen - ~ -....- 

Bllrgertums teilnahmen", utid die auf dieser Beratung be- 
schlossene Erklärung bezeichnet. Welche Bewandtnis hat 
es nun mit dfeser Pariser Beratung? 

Auf Initiative der KPD war in der Emigration ein 
Volksfrontkomitee gebildet worden, dem neben Vertre- 
tern der KPD, S A P  und einzelnen Sozlaldemokrnten auch 
R.earäsentanten der biirnerlichen Emigration ar~ehllrten. 
IJeber die politische ~ i n s ~ c l l u n g  der b~rgerlichen Verbunde- 
ten, die sich die RPD bei dieser Gelegenheit zuTeste, ge- 
hen die Entwurfe fiir eine lrerfasaung 
Dai~tochlands nach dem Sturze Hitlers Auf- 
schluss, die von Lropold SchwarzschiId und 
Georg Bernhard, zwei hervorragenden Teilnehmern des 
Volk~frontkomitees für d i e ~ e s  Komitee verfasst wurden. 
Das in diesen Entwiirfen geforderte „Vierte Reich" soll 
noch reaktioniirer aeln als die Weimarer Repiihlik. Es 
soll eine halbfas~histische, „aiitoritärel' Demokratie sein, 
in der die Rechte der Wprlctätigen ausserordentlich be- 
schränkt sind. Man merkt den Arheiten der liberalen Ly- 
kurge an, dass sie von dem Be~treben hesrelt sind, im 
Falle eines Btiirzes der N~ziherrschaft mödichst viel von 
den reaktiontlren ,.Rrriingenschaftenl' feRtzuhalten. dle 
die fn~chintinche Diktatur der deiitachen Knnitalistenklarse 
gebrnrht hat. Der Höhepiinkt der Tätigkeit des Volks- 
frontkomiteee war die oben erw#hnte Parifier Konferenz. 
Dle Resoliit+on d i e a ~ r  Konferenz i ~ t  eln klägliches Sammel- 
~urti im vulgär-demokratlnchrr Phraeen, sie gipfelt in der 
Forderiing nach Wiederherstellung der ..elementaren Men- 
ßchenrechte", wohel offen gelaa~en wlrd, ob dies auf dem 
Wege eines Sturzes der fItsrhisti.schen Diktntur oder diirch 
eine Reform des Nliziregimes geschehen solle. Roziale For- 
derunren der werktHtlgen Macaen werden In der Rcsolu- 
tlon garnicht erw#hnt. daRegen werden die biirgerlfch- 
Armokratifichen oriinds!it7e als „allgrmein giiltixe und 
fundamentale Postiilatew hczeichnet, denen gegeniiher alle 
anderen Erwägungen, 80 z. B. dle kommunistischen Prin- 
zipien, untarzuordnen selen. 



Die Resolution der Pariser Konferenz, die unter Teil- 
nahme von Vertretern der KPD beschlossen wurde, bedeu- 
tete, dass sich die KPD um der Volksfront willen der po- 
litischen Hegemonie einer Handvoll von liberalen Biir- 
gern fugte, hinter denen keinerlei Organisation steht und 
die nichts repräsentieren als die organisatorische und po- 
litische Ohnmacht des sogen. „freiheitlichenw deutschen 
BUrgertums. 

Die KPD(O), die sich weder an dem Volksfrontkomitee, 
noch an der Pariser Konferenz beteiligte, wandte sich 
mit einer scharfen Kritik gegen dieses opportunistische 
Theater. 

Gleichzeitig machte sich der Widerstand der in Deutsch- 
land illegal arbeitenden Mitglieder der KPD gegen die 
opportunistischen Politik ihrer FUhrung bemerkbar. 

An einer Reihe von Orten, so insbesondere in Berlin, 
das bekanntlich die stärkste Organisation der KPD auf- 
weist, wurden die Beschlusse der Briisseler Konferenz ober 
die Volksfront, Uber den Kampf fiir die Losungen der 
biirgerlichen Demokratie, liber den Einbau der illegalen 
Gewerkschaften und der Parteizellen in die faschisti- 
schen Organisationen ausdriicklich abgelehnt. Auf Grund 
ihrer praktischen Erfahrung im illegalen Kampf rebellieren 
wichtige Teile der Mitgliedschaft der KPD in Deutschland 
gegen die opportunistische Linie der KPD-Filhrung und 
ringen sich zu den Auffassungen durch, die die KPD-0 
in diesen Fragen vertritt. 

Die Rebellion der Parteimitglieder in Deutschland, dle 
Kritik der KPD-0 und die (dank ihrer Halbheit inzwl- 
schen versandete) Viertelswendung der K I  veranlassten 
die KPD-Fiihrung, anfänglich die Pariser Konferenz U. ih- 
re Resolution, die heute als grosse Errungenschaft geprie- 
sen werden, zu desavouieren. Die Resolution wurde in den 
Parteiorganen (mit Ausnahme der „Rundschauv) nicht 
veroffentlicht, die Vertreter der KPD auf der .Konferenz 
wurden geriigt, im Volksfrontkomitee liess die KPD-Fiih- 
rung durch ihren Vertreter erklären, dass die Kommuni- 
sten dort nicht im Namen der KPD mitarbeiteten, sondern 
als Individuen, allerdings mit Zustimmung der Partei- 
fiihrung .Die KPD-Führung scheute sich zwar, die Volks- 
fronttaktik v&illig preiszugeben, aber sie t ra t  doch einen 
gewissen RUckzug an. 

Ein Zeugnis dafUr ist auch der Artikel von Walter in 
Heft 3 der „KIU (vom 31. März). in dem es U. a. in ei- 
ner Polemik gegen den Parteivorstand der SPD heisst: 

„Die Tatsache. dass der Prager Vorstand sich in kei- 
ner Weise zu den praktischen Fragen des Kampfes gegen 
den Hitlerfaschismus äussern will ,und die Frage der De- 
mokratle als der von ihm gewiinschten Herrschaftsform 
nach dem Sturz des Hitlerfaschismus in den Mittelpunkt 
stellt, zeigt, dass es der PV als seine Aufgabe betrach- 
tet. unter der Losung der Demokratie die Gegner der 
Einheftsfront zu sammeln und die frUhere sozialdemo- 
kratlsche Koalitions- und Tolerierungspolitik zu recht- 
fertigen ... ... Die Fiihrung der Sozialdemokratie stellt die Frage 
,,Demokratie oder Diktatur" losgel8st von ihrem Klassen- 
inhalt. Die Sowjetunion lehrt, dass nur die Sowjetdemo- 
kratie im Lande der Diktatur des Proletariats wirklich 
konsequente Demokratie fiir die werktgtigen Massen sein 
kann, wBhrend gleichzeitig die diktatorfschen Massnahmen 



der kapitalistischen Regierungen in den Landern der biir- 
gerlichen Demokratie und vor allem die Erfahrungen in 
Deutschland, wo es zum Faschismus kam, das Wesen der 
biirgerlichen Demokratie als einer Form der biirgerlichen 
Klassenherrschaft enthiillen." 

Inzwischen hat die KPD-Fiihrung, im Einverständnis 
mit der Ftihrung der KI, wieder zuruckgewendet. Die 
Pariser Konferenz und das Volksfrontkomitee werden als 
Vorbilder einer kommunistischen Taktik bezeichnet und 
das, was Walter gegen den Prager Parteivor~tand sagte, 
wirkt heute wie eine Ohrfeige, die sich die KPD-Fiihrung 
selbst versetzt hat. 

Der Prager Parteivorstand der SPD, die rechten Sozial- 
demokraten sind die Hauptgewinner der Volksfronttaktik. 
Schon die ersten Gehversuche der KPD auf dem Wege der 
Volksfrontpolitik hatten den Prager Vorstand dazu er- 
mutigt, seine reformistischen, biirgerlich-demokratischen 
Auffasssungen, die er nach dem Zusammenbruch der Wei- 
marer Republik eine Zeitlang unter revolutionären Phra- 
sen verbarg, wleder offen und unverschämt zu vertreten. 
Jetzt hfetet die KPD-rtlhrung in der Erklärung. in der ~ i e  
stch auf Wiederherstel~une: der biirgerlichen Demokratie 
festlegt, dem Praaer Parteivorstand einen Nirhtaneriffs- 
Pakt an. Die Wels und Stampfer kSnnen triumphieren. 
Ein Nfchtangrlffspakt mit den Wels und Stampfer, ein 
BUndnis mit den Reformisten im Zeichen der Volksfront- 
politik, der Spekulation auf blirgerliche Verbiindete gegen 
Hitler, auf liberale Btirger. katholische Pfaffen, Reichs- 
wehr etc. - das ist nicht die proletarische Einheitsfront, 
wie sie die deutschen Arbeiter heute brauchen. Die Borte 
Einheitsfront, die die KPD heute vorschlägt, wiirde nur 
bedeuten, dass der Prager Parteivorstand gegen die Hnks- 
gerichteten sozialdemokratischen Arbeiter, die sich zum 
Kommunismus entwickeln und die Riickkehr zu Weimar 
ablehnen, Waffen in die Hand bekommt. Diese Sorte 
Einheitfront wiirde nur eine E'örderung der vom Prager 
Vorstand betriebenen Politik bedeuten, die darauf hinaus- 
läuft, den deutschen Arbeitern zu predigen, sie mussten 
sich passiv verhalten und abwarten, bis die Naziherr- 
Schaft von irgendwelchen btirgerlichen Kräften beseitigt Sei. 

Was heute an  Einheitsfrontaktionen in Deutschland not- 
wendig und möglich ist, das ist ein Zusammenwirken der 
illegalen kommunistischen und sozialdemokratischen Ka- 
ders, um gemeinsam den Kampf der Arbeiter in den Be- 
trieben zu fördern, um dazu iilega!e Gewerkschafts- 
kaders zu schaffen. Dazu ist kein Abkommen aber das, 
was nach Hitlers Sturz kommen soll, notwendig. Worum 
es sich heute handelt, ist, gemeinsam, in erster Linie in 
den Betrieben, alle vorhandenen Möglichkeiten zum Kampf 
gegen die gesteigerte kapitalistische Ausbeutung und ge- 
gen die Nazidiktatur, die diese Ausbeutung schiitzt, aus- 
zunutzen. Die Kommunisten mtissen bereit sein, dabei 
auch mit sozialdemokratischen Arbeitern zusammenzuge- 
hen, die noch an die bürgerliche Demokratie glauben. 
Aber ' sie dtirfen die btirgerlich-demokratischen Illusio- 
nen der sozialdemokratischen Arbeiter, ihre Hoffnungen 
auf biirgerliche Hilfe im Kampf gegen die Nazis nicht 
fördern, sondern miissen sie bekämpfen, denn die illu- 
sionären Hoffnungen auf kapitalistische Verbiindete fiih- 
ren nur dazu, dass der Kampfwille der Arbeiter ge- 
schwächt wird. 



Die kommunistische Partei kann ihre Rolle im Kampfe 
gegen die faschistische Diktatur nur dann erfiillen, wenn 
sie die rote Fahne des Kampfes fiir die Rätediktatur 
keinen Augenblick lang einrollt. Die deutsche Bourgeoisie 
kann keine fortschrittliche, keine revolutionäre  olle mehr 
spielen.Die Revolution gegen das Hitlerreaime kann nur 
eine sozialistische, proletarische ~ e v o l u t i o n  sein. Die mit 
der Naziherrschaft unzufriedenen Ka~italisten sind keine 
Bundesgenossen der Arbeiterklasse, denn ihnen ist der 
Klassenkampf der Arbeiter, dessen höchste Steigerung not- 
wendig ist, damit die faschistische Diktatur gestiirzt wer- 
den kann, noch unangenehmer als alle ~lackereien, denen 
sie seitens der Nazibonzen ausgesetzt sind. 

Sich auf die Wiederherstellung der biirgerlichen Demo- 
kratie festlegen, heisst darauf verzichten, den Kampf 
gegen die faschistische Diktatur nnzeitrendlch mit dem 
Kampf fiir die Beseitigung des Kapitalismus zu verbinden, 
denn biirgerliche Demokratie bedcutet Aufrechterhaltung 
der ~apitälsherrschaft. Aber die stärkste Rraftquelle dea 
antifaschistischen Kampfes ist gerade die Tatsache, dass 
das Weiterbestehen des Kapitalismus fiir die deutschen 
Arbeiter und dariiber hinaus fiir alle nichtproletarischen 
Werktätigen immer unerträglicher wird. Deshalb miissen 
die ~ o m h u n f s t e n  den ~ a r n p f  fiir den Sturz des Hitlerre- 
gimes als Kampf fiir die Herbeifiihrung des Sozialismus 
fuhren; das ist aber nicht unter der Losung der bUrger- 
lichen Demokratie, sondern nur unter der Losung der Rä- 
tediktatur, nicht mit kapitalistischen Verbllndeten, son- 
dern nur gegen die Bourgeoisie als Klesse möglich. 

E s  ist möglich, dass auf die Hitlerdiktatur zunächst ein 
biir~erlich-demokratisches Zwischenspiel folgt. Die biik- 
nerllche Demokratie wiirde dann aber ebenso wie 1918 
nur das Zentrum sein, uin das sich dte kspitaliatische 
Konterrevolution gegen den Ansturm dea Proletariats sarn- 
melt. Deslialb dUrfen sich die Kommunisten heute nicht 
auf die Wiederherstellung der biirgerlichen Demokratie 
festlegen. sondern miissen schon jetzt alles tun. um der 
Bourgeoisie diese Rlickzugsllnie m6glichst abzucichneiden. 

Dfe KPD-0 wird alles, was in ihren Kräften steht, auf- 
bieten, um alle Kommunisten, alle revolutionären Arbeiter. 
die keine Riickkehr zur biirgerlichen Uemokratie, die das 
Banner des Kampfes fiir die proletarische Diktatur nicht 
in die Ecke stellen wollen, zu sammeln. Die KPD-0 wird 
den Mitgliedern der KPD, die gegen die opportunistische 
Politik der Parteiinstanzen kämpfen. zur Seite stehen. Ge- 
rade jetzt zeigt sieh die Rlrhtirkeit und Notmendii?keit 
des Kampfes der KPD-0 filr die innerparteiliche Demokra- 
tie. Nur dank dem anormal~n hiirokrritisclien Partpireaime 
irrt es m6glirh. dass dfe KPD-Filhrung eine Politlk be- 
trefht. die von weiten Krelsen dcr Partrimitrlied~chaft 
~haelehnt  wird. E s  ~ i l t .  die innernarteiliche Demokratie 
durchzusetzen, um es der KPD-Flihrung unmöglich zu 
machen, den Komm~mi~mus durch ihre opportunletlache 
Politik in blamable N!ederlagen hineinzufiihren. 



Mitte April feierte das %Komitee zur Vorbereitung der 
deutschen Volksfront, den ersten Jahrestag seiner Grün- 
dung; den Vorsitz fiihrte Heinrich Mann, die Regie Mtin- 
zenberg. Prominente und Prominenteste schickten Begrtis- 
sungsschreiben, wie Thomas Mann. Heinrich Mann hielt 
eine schwungvolle Rede. Breitscheid sprach als <Einzel- 
persönlichkeitw, nicht als Vertreter der SPD. Die <Pariser 
Tageszeitung* vom 11. und 12. 4. 37. berichtete: 

aWilli Miinzenberg, Führer der deutschen Kommu- 
nisten gab einen umfassenden Bericht iiber das Er- 
wachen des deutschen Volkes; die Volksfront sei der 
neue Mythos, die Ablösung des nationalen Wahns und 
des Aberglaubens an  das  arische Blut., 

a...Cortespräsident Martinez Barrio, von Heinrlch 
Mann herzlich willkommen geheissen, dankte den deut- 
schen Emigranten ... fiir die Energie, mit der sie die 
Wiedereroberung der verlorenen Deutschlands vorbe- 
reiteten.~ 

Weiter heisst es im Bericht der PT: 
«Die Teilnehmer der der Verhandlungen des Volks- 

frontausschusses waren sich darin einig, dass das 
nächste Ziel fiir die Wiederaufrichtung eines ver- 
nünftigen und wltrdigen Deutschlands nicht der dog- 
mentreue Sozialismus sein kann, vielmehr die simple 
Sicherung der Menschenrechte. W 

«Prof. Gumbel betonte, dass er nfcht darauf an- 
käme, Ueberzeugte zu iiberzeugen, vielmehr die Un- 
aufgeklärten und Lauen zu wecken., 

<An der Tagung war die SAP beteiligt und man 
nahm einstimmig einen von Heinrich Mann verfassten 
Aufruf an, dessen Forderungen lauten: 

.,Sozialisten, Kommunisten, Demokraten, Angehö- 
rige aller Konfessionen. handeln wir gemeinsam, hel- 
fen wir uns gegenseitig, beenden wir jegliche Zer- 
splitterung, die nur Hitler niitzt!... Schaffen wir durch 
die briiderliche Verbindung der Kräfte aller Hitler- 
gegner tiberall Stihpunkte fiir den Kampf der deut- 
schen Volksfront in allen Massenorganisationen, in 
den Betrieben und bei den ditiergegnern im Heer.. . 
Deutsches Volk! Kämpfe mit uns ftir den Frieden, 
Freiheit und Wohlstand, fiir die demokratische Frei- 
heit, die eine Freiheit sein muss, die fiir sich einzu- 
stehen weiss und eine Humanittlt, die gegen ihre 
Mörder keine Schwllche kennt." 

Konkret wird noch die Zuriickziehung der sogenann- 
ten ,,freiwilligen" deutschen Truppen und der deut- 
schen Kriegsschiffe aus Spanien und seinen Gewäs- 
sern gefordert.» 

Georg Bernhard und R. Breuer begriissen in der *PT% 
die Tagung und G. Bernhard fordert adie rasche Ausar- 
beitung eines gemeinsamen ,,PlaneeW und „starke Ga- 
ranten" f ü r  dessen reibungslose und klare Durchfiihrung., 

Bescheiden schweigen die Volksfrontpolitiker von den 
bereits vorliegenden drei Entwürfen eines solchen Planes. 
Wir haben zu den Entwiirfen von Bernhard, Schwarz- 
Schild, Pieck schon kritisch Stellung genommen als sie 
auftauchten. Wir beschränken uns heute darauf hinzu- 
weisen, dass es bis jetzt nicht inöglich war, 111 diesem 
kleinen Kreis von keinerlei Grundsatzen gehemmten Volks- 
frontpartnern einen ccgemeinsamen Plan mit starken Ga- 
ranten fiir dessen reibungslose und klare Durchfiihmng~ 
zu schaffen. Da6 wird sich auch iii Zukunft wenig än- 
dern. Bei den ersten Versuchen, ein genleinsames Volks- 
i'rontprogramm zu schaffen, haben sich die beiden Ver- 
treter des afreiheitlichen deutschen Bürgertums„ Georg 
Bernhard und Schwarzschild aus Vollcafrontgenossen in 
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feindliche Briider verwandelt, die sich wechselseitig ihre 
etwas bekleckerte Vergangenheit vorhalten. Während 
Bernhard u ~ d  Heinrich Mann an der Volksfront und Zu- 
sammenarbeit mit den Sozialdemokraten und Kommuni- 
sten festhalten, macht ihnen Schwarzschild und Klepper, 
der ehemalige preussische Finanzminister in der Braun- 
Severing-Regierung, als Vertreter des «freiheitlichen deut- 
schen Biirgertums~ Konkurrenz mit der Gründung einer 
~Freiheitsparteix, die in Berlin einen Aufruf an die aus- 
ländischen Pressevertreter mit der Post verschickt hat. 
Klepper gibt in einem Interview, abgedruckt im «Ce Soir, 
vom 22. 4. 37. folgende nähere Angaben: 

uDie Freiheitspartei in Ferlin ist vorl5ufig noch ein 
Kopf ohne Körper., ... «Die Freiheitspartei will „deii 
Durst nach Freiheit", den die Hitlerdiktatur bei im- 
mer breiteren Schichten allcr Bevölkerungskreise aus- 
löst, zur selbständigen Sanirnlung bourgeoiser Schich- 
ten ausniitzen, „die nichts mit den alten politischen 
Parteien und auch nichts mit der Volksfront gemein- 
sam h ~ b e n  woIlen."w <...Die nanze Freiheit. ist da8 
Schlagwort, mit dem sie die <ligiöse ~pposition, jun- 
ge unzufriedene Reichswehroffiziere, Intellektuelle und 
Studenten sammeln will. Ein Programm bestehe noch 
nicht., 

Das ist weniger, als die Volkllfrontpolitiker dea Lutetia- 
Komitees fordern, scheint uns aber realer. Eine btlrger- 
liche Gruppe, die nichts Unmbgliches miteinander ver- 
einigen will, hat früher Aussicht, gewisse unzufriedene 
Elemente zu sammeln und unter Umstanden dem Hitler- 
1r;:irne einige Scliwierigkeiten zu bereiten. Diese Schich- 
ten, die eine Reform des Hitlerregimes, eine ftir sich an- 
genehmere Form zur Aufrechterhaltung ihrer kapitalisti- 
schen Herrschaft anstreben, mtissen zur Zeit ebenfalls 
konspirativ arbeiten. Wenn sich die revolutionäre Arbeiter- 
schaft keine Illusioiien iiber die 'l'ragweite des Kampfes 
dieser btirgerlichen Feinde unseres Klassenfeindes machen, 
ist unter giinstigen Umständen eine gewisse technische 
Hilfe gegenseitig moglich. In biirgerlichen Kreisen ist es 
leichter möglich, Wohnungen, illegale Arbeitsräume, Deck- 
adressen U. dergl. zu beschaffen. Die russischen Revolu- 
tionäre haben gewisse Vortelle aus solcher technischen 
Hilfe gezogen, ohne politische Konzessionen zu machen. 

Mit der Preisgabe der kommunistischen Grundsatze und 
der Aufstellung eines Sammelsuriums von demokratischen 
und Freiheitsforderungen kann man keine Kampf-Front 
organisieren, die Hitler sttlrzen kann. Die Revolutionsbe- 
amten der KP und des Miinzenbergladens geben sich einer 
groben Täuschung hin. Die Tatsache, dass es eine* ganzen 
Reihe von ihnen glungen ist, aus ihrem Handel mit de- 
mokratischen Ladenhiitern und allgemeinen Freiheitsphra- 
Sen ein mehr oder weniger nahrhaftes Gewerbe ftir sich 
zu machen, schafft diesen Phrasen nicht den selben Nutz- 
wert fiir die Arbeiter und Werktätigen, die unter dem 
Terrorsystem Hitlers seufzen. Das «freiheitliche Btirger- 
turn„ die Kleinbauern, Kleinbiirger und Intellektuellen, 
die nur fiir solche Forderungen der Volksfront kämpfen 
wollen, werden das Hitlerregime niemals sttlrzen. Ihre 
Unzufriedenheit, ihre Opposition kann in wirkliche Kampf- 
kraft gegen das Hitlerregime nur unter einer Bedingung 
verwandelt werden: wenn die Arbeiterklasse sich als selb- 
ständige Kraft organisiert und ohne jede Riicksicht auf 
die Interessen des kapitalistischen Systems den Kampf 
gegen die brutalste Hei'rschaftsform der kapitalisiischen 
Gesellschaft, den Faschismus organisiert und durchfuhrt. 
Eine starke von zielklaren kommunistischen Kadern orga- 
nisierte und geflihrte revolutionäre kämpfende Arbeiter- 
klasse wird die Bauern iilr sich gewinnen, wenn sie ihren 



Kampf ftir die Beseitigung der kapitalistischen Herrschaft 
in jeder Form koordiniert mit dem Kampk der Bauern 
ftir die Schuldenstreichung, Landaufteilung und eine reale 
Kraft darstellt, die den Kleinbauern, Kleinbtirgern und 
ausgebeuteten Intellektuellen die Gewähr bietet, dass die- 
ser Kampf ihnen diese Frtichte bringt. Die Massenbasis 
Hitlers wurde aus Ueberläufern von Kleinbauern, Klein- 
biirgern und Intellektuellen gebildet, die von der Praxis 
der demokratischen Volksrepublik, wie sie unter dem Ein- 
fluss sozialdemokratischer Politikanten seit 1918 gegen die 
revolutionäre Arbeiterschaft gebildet wurde, sicn verraten 
und betrogen ftihlten. Zu glauben, dass diese Schichten 
einen Kampf auf Tod und Leben gegen das Naziregime 
fuhren mit demokratischen Freiheitsforderungen von sanft- 
lebenden Gemütern der Volksfrontpolitiker, die, als sie 
Einfluss und politische Macht hatten, nichts anderes da- 
mit anzufangen wussten, als sie Hitler in die Hände zu 
spielen, das bedeutet zur deutschen Tragödie die Komödie 
hinzuzufiigen. Die Organisierung und FWrung des Kam- 
~ i e s  zum Sturze des Hitlerfaschismus hat zur Vorbedin- - ~ - - -  - - ~ - -  - - 

gung, dass brutal aufgeräumt wird mit allen Halbheiten 
und Schwächen der Vergangenheit. Ueber das gemeinsame 
Ziel der deutschen Arbeiterklasse brauchen sich die Herr- 
schaften des Lutetia-Komitees wirklich nicht die Köpfe 
zu zerbrechen. Das gemeinsame Ziel der entscheidenden 
Mehrheit der deutschen Arbeiterklasse war schon 1918 und 
ist es heute mehr denn je: der sozialistische Ausweg, die 
Beseitigung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung. Die 
entcheidende Mehrheit der deutschen Arbeiterklasse und 
breite Schichten der anderen Werktätigen hat auch keine 
Angst vor der eigenen Diktatur zur Untrdrtlckung und 
Niederkäinpfung seiner Henkersknechte im Btirgerkrieg. 
Jene, die Angst davor haben, werden Hitler nie stiirzen. 
Die Herrschaften im Lutetia-Komitee leben auf dem Mon- 
de und haben keine Vorstellung vom wirklichen Kampf- 
willen der deutschen Arbeiter. Es gibt heute bereits keinen 
Ort und keinen Betrieb von einiger Bedeutung in Deutsch- 
land mehr, wo die Arbeiter, obgleich sie noch zähneknir- 
schend Pfötchen heben mtiseen, sich nicht bereits das 
halbe oder ganze Dutzend ihrer Hauptfeinde vorgemerkt 
haben, die sie bereit sind, physisch zu erledigen, wenn die 
Zeit gekommen ist. An dem Feuer, an dem das Hitler- 
regime verbrennen wird, werden keine Volkefrontsuppen 
aufgewärmt werden. Die Lehren der Niederlagenpolitik 
von 1918-1932 sind in Deutschland ebensowenig vergeblich 
gewesen, wie die Lehren der Niederlage von 1905 in Russ- 
land waren, die sich 1917 auswirkten, indem man die alten 
Fehler vermied. Es  ist die Leistung der Bolschewiki, dass 
sie diese Lehren dem Arbeiter durch eine klare prinzipien- 
feste Politik und kommunistische Propaganda vermittel- 
ten. Die Schaffung dieser disziplinierten eisenharten Par- 
tei, die die Kader schuf zur Organisierung und Ftihrung 
der Massen, die unter dem zaristischen Regime sich keine 
legalen Massenorganisationen schaffen konnten, kam nur 
dadurch zustande, dass die Bolschewiki brutal und ruck- 
sichtslos die russischen Volksfrontpolitiker bekämpften und 
unscfiädlich machten. Der rücksichtslose Kampf gegen die 
Menschewiki, die Friedensstifter und Versöhnler, die Li- 
quidatoren und Oekonomisten, als die opportunistischen 
Abweichungen des Kommunimus, wie der rtlcksichtslose 
Kampf gegen die Otsowisten als die ultralinke Abwei- 
chung, das war die Vorbereitung des siegreichen Oktobers. 
Nur in dem Umfange und in dem Ausmasse, indem die 
deutschen Kommunisten fllhig sind, denselben Kampf zu 
fuhren, wird die Kampffront zum Sturz des Hitlerregimes 
geschaffen werden. 

In Deutschland 1st schon eine Probe mit der Volks- 
frontpolitik gemacht worden und das Beispiel sollte ab- 



schrecken. Die Kampagne der Saarabstimmung wurde 
mit der Volksfrontpolitik zu einer Niederlage der Antifa- 
schisten und zu einem Siege ftir Hitler. Die Organisatoren 
dieser Niederlage haben aber nichts gelernt. Als sie in der 
Pariser Emigration ankamen, mieteten sie im Hotel Lu- 
tetia, einem Hotel ersten Ranges in Paris, ein schanes, 
helles, luftiges Sitzungszimmer und begannen aufs  neue 
ihre Betriebsamkeit. Die Tatsachen sprachen gegen ihre 
politische Konzeption. Umso schlimmer ftir die Tatsachen, 
so folgerten diese Revolutionsbeamten, die uFiihrer des 
deutschen Volkes, spielen. Ftir die geschlagenen Fiihrer 
der Baarfront war die Lage immerhin etwas bequemer, 
wie fUr ihre Truppen, die sie in die Niederlage gefiihrt 
hatten. Vertreter der KPD mit ihrem Volksfrontgenossen 
Max Braun gingen auf die Suche nach Vertretern des 
«freiheitlichen deutschen Biirgertums~. Heil und Sieg! Sie 
fanden einige in greifbarer Nähe. Prof. Georg Bernhard 
vom <Pariser Tageblatt, und Leopold Schwarzschild, He- 
rausgeber des uNeuen Tagebuchs„ Heinrich Mann uiid 
später Thomas Mann, Rudolf Leonhard und noch eine 
Reihe ähnlicher alter Kämpfer des freiheitlichen deutschen 
BUrgertums taten sich zusammen. Die Ueberreste der 
aweltenweiten, SAP konnten die Gelegenheit nicht vor- 
llbergehen lassen, sich zu blamieren. Das ist das Lutetia- 
Komitee zur Vorbereitung der deutschen Volksfront zum 
Sturze Hitlers. Man kennt die Regie des betriebsamen 
Miinzenberg, der wieder einmal den Auftrag hat, eine 
faule Bache aufzumachen. Es  ist nicht seine Schuld und 
es liegt an  der schlechten Politik seiner Auftraggeber, 
wenn noch weniger herauskommt, wie bei seinen friiheren 
Experimenten mit der IAH, der antiimperialistischen Liga 
und ähnlichen <Aktionen, mit Prominenten aus der ganzen 
Welt. Ein paar katholische Emigranten, die anfangs, wenn 
auch zuriickhaltend, im Lutetia-Komitee mitmachen, ha- 
ben sich trotz der heftigen und andauernden Bewerbungen 
zurtickgezogen. Sie kämpfen von ihrem doktrinären Boden 
fiir eine Reform des Hitlerfaschismus in der Richtung des 
österreichischen Klerikofaschismus. Die Ubrigen Vertreter 
im Lutetia-Ausschuss, die als Freie Jugend, Schriftsteller- 
verband, Thälmann-Ausschuss und dergleichen mehr auf- 
treten, Rennt man zur Gentige. E s  sind immer die alten 
Leute, die wie die Statisten aus kleinen Provinztheatern 
in der verschiedeiisten Verkleidung auftreten. Einmal als 
Indianer, einmal als Chinesen, einmal als Soldaten und 
dann wieder als Mönche, sie bilden den Chor. Wie die 
Akteure, so ist ihre Politik. Zum GlCick können sie iti 
Deutschland wenig Unheil stiften. Jeder Arbeiter, der un- 
ter den schweren Bedingungen des Hitlerfaschismus käm- 
pfen will, lehnt die Volksfrontpolitik als undurchfiihrbar 
ab  

Eine gewisse Verwirrung richten sie mit ihrem Ge- 
schrei Uber die angeblichen Erfolge der Volksfrontpolitik 
in Spanien und Frankreich an. Die deutschen Proleten, 
abgeschnitten von der Aussenwelt, fallen zum Teil auf 
diesen Schwindel hinein, weil sie nicht feststellen können. 
dass die Aktivitiit zum Beispiel der französisclien Ar -  
beiter bei den Junistreiks nicht ein Ergebnis der franz6- 
zö~iscnen Volksfrontpolitik ist, sondern von den Volks- 
frontpolitikanten so schamlos abgewtirgt wurde, wie die 
Aktivität der deutschen Arbeiterklasse durch die sozial- 
demokratischen Koalitionspolitiker abgewtirgt wurde. Und 
der Sleg der spanischen Revolution ist aufs Ernsteste be- 
droht, wenn es nicht bald gelingt, die Kräfte der Volks- 
frontpolitikanten auszuschalten. 

Mtinzenberg liigt, wenn er das Schlagwort prägt: 
<Durch unsere Uneinigkeit haben wir Deutschland 

verloren, durch unsere Einigkeit werden wir Deutsch- 
land gewinnen. , 



Mit der Phrase der Einheit fUr die deutsche Volksrepu- 
blik ist 1918-1919, im Kapp-Putsch und 1923 das deutsche 
Proletariat von Ebert-Noske-Scheidemann und alle dic- 
jenigen gespalten und verraten worden, die dieser Schwin- 
dellosung Folge leisteten. Durch diese Losung wurde die 
Pogromhetze geschaffen, mit der der Mord a n  Rosa Lu- 
xemburg und Kar1 Liebknecht vollzogen wurde. Die Ein- 
heit mit den Knechten und Lakaien der Bourgeoisie ist 
Verrat an der Arbeiterklasse. Mit diesem Einheitsgeschiei 
beruhigte man die mit demokratischen und Freiheitsver- 
sprechungen Belogenen und sammeite Ebert-Noske-Schei- 
demann die Henker des deutschen Proletariats, die Vor- 
läufer der SA und Hitlers, die schon 1918/19 20.000 
revolutionäre Arbeiter ermordeten, die sich diesem Verrat 
mit der Waffe in der Hand entgegenstellten. In den The- 
sen der Dritten Internationale zum Zweiten Kongress der 
KI,  die von Lenin verfasst sind, heisst es: 

«So beriefen sich zum Beispiel zu Beginn des im- 
perialistischen Krieges im Jahre 1914 die sozialver- 
räterischen Parteien aller Lander, die die Bourgeoisie 
„ihresw Landes untersttitzten, unvermeidlich darauf, 
dass dies der Wille der Arbeiterklasse sei. Und sie 
„vergassen" dabei, dass, sogar wenn dem so wäre, 
es die Aufgabe der proletarischen Parteien bei solcher 
Lage der Dinge sein würde, gegen die Stimmung der 
Mehrheit der Arbeiter aufzutreten und die histori- 
schen Interessen des Pro1etariat.s trotz alledem zu ver- 
teidigen., 

Auf diesem zweiten Kongress der K I  wurden die 21 
Bedingungen beschlossen, die das Eindringen der Opportu- 
nisten in die kommunistischen Parteien verhindern sollten. 
Und Lenin erklärte, wenn es trotzdem Opportunisten 
gelänge, einzudringen, müsste man eine 22. Bedingung 
schaffen, um sie wieder hinauszuwerfen. 

Gestutzt auf diese Erfahrungen und mit Anwendung 
dieser Lehren war der siegreiche Oktober in Russland 
möglich. Nur wenn wir diese Lehren bei der Organisierung 
de Kampffront zum Sturze Hitlers anwenden, werden wir 
siegen. Mit der Volksfrontpoiitik werden nur neue Nieder- 
lagen vorbereitet. 
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Elnheitsfrontpolitlk entstand aus den praktischen X 

Auseinandersetzungen in der deutschen Arbeiterbewegung * ' 

Ws 1923.SIe kam erst durch dieTatsachen in die Köpfe der ,, . 
damaKgen Kom'n~niSberi und wwde wähfend der Kämpfe 
zu einem taktischen Konzept entwickett,rnit dessen 
Hiife die deutsche Arbeiterklasse soweit erstarkte,&$ sie 
das erste und bisher einzige Mal die Frage nach der Macht im 
Staate stellen konnte. 

Volksfrontpolitik entstand zu elnem Zeitpunkt in den 
Köpfen einiger Kommunisten, als die internationale und die 1 
,deutsche kommunlstlsche Bewegung mit Problemen 

e 

1 konfrontiert wurde, die dieseTheoretiker dadurch glaubten 
lösen zu können,daß sie die Erkenntnisse der Einheits- 1 

frontpolitik (Taktik zur Herstellung des endgültigen F I 

Zusammenschlusses verschiedener Fraktionen der Arbeiter- 
klasse unter praktischer Führung einer selbständigen 
kommunistischen Partei) auf kleinbürgerliche Schichten 
und sogar Teile der Bourgeoisie anwendeten. 
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